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Einleitung

Uberschuldung hat fiir die Betroffenen nicht nur Auswirkungen in finanzieller und
materieller Hinsicht, sondern sie wirkt sich auch auf die sozialen Beziehungen und
auf die korperliche und seelische Gesundheit aus. Schuldnerberatung ist daher immer
ganzheitlich zu sehen und beschrankt sich nicht auf rechtliche Aspekte.

Uberschul dete Personen bzw. Familien knnen am normalen geselIschaftlichen
Leben nicht mehr oder nur noch sehr eingeschrankt teilnehmen und verlieren
dadurch héufig jede Hoffnung auf elne menschenwrdige L ebensgestaltung.

Professionelle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sozialer Einrichtungen habenim
Rahmen ihrer Tétigkeit schon immer auch mit Problemen der Ver- und
Uberschuldung von Haushalten zu tun gehabt. Diese materiellen Probleme nehmen
fUr immer mehr Menschen weiter zu, einerseits aufgrund steigender Arbeitsl osigkeit,
andererseits aufgrund veranderter wirtschaftlicher Zusammenhénge. Wurden friher
die fur Anschaffungen notwendigen Betrége zunéachst angespart, ist es heute Ublich,
diese durch Kredite zu finanzieren. Der Aufbau unserer Wirtschaft ist darauf
ausgerichtet, dal3 Menschen Kredite aufnehmen sollen. In der Folge steigt auch der
Bedarf an qualifizierter Hilfe und Beratung.

Die wenigen vorhandenen Schuldnerberatungsstellen sind nach wie vor hoffnungslos
Uberlastet. Durch die Einfuhrung des neuen Insolvenzrechts
(Verbraucherkonkursverfahren) ist eine zusétzliche Nachfrage entstanden. Folglich
mussen Ratsuchende weiterhin lange Wartezeiten in Kauf nehmen. So verstreicht
wertvolle Zeit, ohne dal? drangende, oftmal s existentielle Probleme bearbeitet werden
konnen, wodurch vielfach weiterer Schaden entsteht, der bei zeitnaher Hilfe hétte
verhindert werden kénnen.

Das Ziel ist daher, dal3 die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sozialer Einrichtungen
mit allgemeiner Beratungstatigkeit Kenntnisse erwerben, um einleitende Mal3nahmen
treffen zu kdnnen. Die Wartezeiten auf einen Termin bei der Schuldnerberatung
sollen im Vorfeld von den Stellen, die schon Kontakt zu den Menschen haben,
bereits fur notwendige Interventionsmal3nahmen genutzt werden, damit sich ihre

Lage stabilisiert und nicht noch weiter verschlechtert.
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Aufgrund der komplexen fachlichen Anforderungen professioneller
Schuldnerberatung liegt es auf der Hand, dal3 diese im Gesamtumfang nattrlich nur
von eigens daflir ausgebildeten und sich stéandig weiterbildenden Experten und
Expertinnen geleistet werden kann. Jedoch kénnen die Mitarbeiter(innen) sozialer
Einrichtungen mit allgemeiner Beratungstétigkeit erforderliche
Interventionsmal3nahmen zur Existenzsicherung und zur Schadensbegrenzung
vornehmen sowie wertvolle Vorarbeiten leisten, wenn sie tiber die notwendigen
Grundkenntnisse verfligen. So kann der enorme Druck, der auf den Schuldner(inne)n

lastet, bereits erheblich verringert werden.

Das Anliegen dieses Handbuchs ist es, in Form eines Nachschlagewerks einen
Handlungsrahmen aufzuzeigen. Hierbei wurde die vorliegende Form bewuft
gewahlt, da es darum geht, Fachleuten in der sozialen Arbelt juristisches
Grundwissen in diesem Spezialgebiet an die Hand zu geben. Die Zielgruppe sind
Mitarbeiter(innen) sozialer Einrichtungen mit allgemeiner Beratungstétigkeit, die
i.d.R. Sozialarbeiter(innen) und Sozia padagog(inn)en sind und aufgrund ihrer
Ausbildung und ihrer beruflichen Téatigkeit Uber Kenntnisse allgemeiner
Beratungsgrundsétze und der rechtlichen Grundsétze des Bundessozia hilfegesetzes

verfligen sowie Betriebssozia arbeiter(innen).

Die Kenntnis der unterschiedlichen umfangreichen Rechtsgebiete hat in kaum einem
anderen Bereich der sozialen Arbeit eine so elementare Bedeutung fir die Praxiswie
in der Schuldnerberatung. Dieses Handbuch soll einen rechtlichen Uberblick tber
wichtige Begriffe, die im Zusammenhang mit Uberschuldung von Bedeutung sind,
geben. Die Sozia arbeiter(innen) und Sozial padagog(inn)en in den Beratungsstellen
sollen ein Nachschlagewerk erhalten, das siein die Lage versetzt, die fur die
Betroffenen notwendigen Interventionsmal3nahmen zu ergreifen.

Der Leitfaden gliedert sich wiefolgt: Im ersten Teil des Buches werden die Ursachen
der Uberschuldung kurz skizziert, nachfolgend werden Wege und Hilfen aus der
Uberschuldung dargestellt. Im dritten Teil erfolgt die Darstellung des relevanten
Basiswissens zum Thema Schulden. Daran anschlief3end werden in eéinem weiteren

Teil die wichtigsten Interventionsmoglichkeiten, d.h. Mal3nahmen der
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Existenzsicherung erlautert. Hierbel sollte der dritte Tell des Handbuchswie ein
Lexikon genutzt werden, wobei mittels Querverweisen auf weitere wichtige Punkte
hingewiesen wird. Bei komplexen Problemen sollte jedoch immer mit einer
Schuldnerberatungsstelle Riicksprache genommen werden bzw. an diese vermittelt
werden.

Die Ausfihrungen zu den verschiedenen Punkten werden zum Teil erganzt durch
Mustervorlagen im Anhang, auf die im Text hingewiesen wird sowie durch
weiterflhrende Literaturhinweise.

Im Anschluf? an die Erlauterungen zu bestimmten Punkten wird auf
Informationsmaterial verwiesen, welches kostenlos an Ratsuchende verteilt werden
kann bzw. von der Beratungsstelle oder den Ratsuchenden selbst kostenlos
angefordert werden kann. Dabei handelt es sich teilweise um Merkblétter zu
verschiedenen Themen, die im Anhang des Handbuchs zu finden sind und die al's
(Kopier-)Vorlage genutzt werden kénnen, wobei zur besseren Unterscheidung der

einzelnen Themen Papier in unterschiedlichen Farben verwendet werden kann.

Abschlief3end bedarf es beziiglich der nachfolgend verwendeten Schreibweise von
Personenbezei chnungen noch des Hinwel ses, dal? ausschliefdlich aus Grinden der
besseren Lesbarkeit nur die mannliche Sprachform verwendet wird, wobei aber

selbstverstandlich immer Frauen und Manner gemeint sind.
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1. Von der Verschuldung in die Uber schuldung

Dem Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend liegen aufgrund
eines entsprechenden Gutachtens Informationen zur Anzahl der tberschuldeten
Haushalte in Deutschland im Jahr 1994 vor. Dieses Gutachten ist zwischenzeitlich
aktualisiert worden durch eine Expertise zur Uberschuldungssituation im Jahr 1997,
aus der hervorgeht, dal3 1997 ca. 2,6 Millionen Haushalte in der Bundesrepublik
Deutschland tiberschuldet waren. Diesist ein Anstieg um 30 % seit 1994. (Vgl.
KORCZAK, 1997, S. 302 und KORCZAK, 1998, S. 30 ff.) Uberschuldung ist somit

bei weitem kein Einzelfall!

Esist heute sowohl im 6ffentlichen Sektor als auch im privaten Bereich tblich,
Schulden zu machen, sich also zu ver schulden. Zum einen liegt diesim Aufbau
unseres Wirtschaftssystems begrtindet, zum anderen kénnen einkommensschwache
Haushalte oder junge Familien mit Kindern die Griindung eines Familienstandes
ohne die Aufnahme eines Kredites tiberhaupt nicht vornehmen. Die Anschaffung von
Wohneigentum wird in der Regel nicht ohne eine Kreditierung erfolgen.

Verschuldung ist solange unproblematisch, solange das zur Verfligung stehende
Einkommen zur vereinbarungsgeméal3en Riickzahlung der Verbindlichkeiten
ausreicht.

Dabei der Aufnahme von Darlehen zukiinftig zu erwartendes Einkommen bereits
verplant wird, bedarf es lediglich unerwarteter Ereignisseum in
Zahlungsschwierigkeiten zu geraten, die dann in der Regel zur Uber schuldung
fuhren. Der Ubergang von der Verschuldung in die Uberschuldung ist in diesen
Féllen meist fliel3end.

Uberschuldung wird, dies zeigen verschiedene Studien (z.B. Arbeitslosigkeit und
Uberschuldung) ausgelost durch Arbeitslosigkeit (sie steht an erster Stelle der
Ursachen der Uberschuldung), Krankheit, Scheidung oder Trennung,
Einkommensverminderung aufgrund von Arbeitsplatzwechsel, gescheiterter
Selbstandigkeit usw.. Haufige Ursachen sind weiterhin die Vergabe von vallig
Uberhohten Krediten durch die Geldinstitute ohne vorherige sorgfatige Prifung der
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Bonité des Kunden bedingt durch Gewinnerzielungsabsicht sowie unseridse oder
aber zumindest unverantwortliche Immobiliengeschéfte, bei denen von Seiten der
Banken bzw. Makler aufgrund der eigenen wirtschaftlichen Interessen der Kunde
nicht mit ausreichender Sorgfalt beraten wird. Hinzu kommt, dal3 von Seiten der
Banken Ldsungsmoglichkeiten in bezug auf Zahlungsschwierigkeiten haufig nur in
Umschuldungen gesehen werden, die jedoch fir die Betroffenen meist keine

Verbesserung ihrer Situation bedeuten.

Dies zeigt deutlich, dal3 die haufig vorherrschende Meinung, bel tberschuldeten
Personen handele es sich um Menschen, die nicht mit Geld umgehen kénnen bzw.
die standig tber ihre wirtschaftlichen Verhétnisse leben - Uberschul dung somit
vorwiegend individuelles Versagen sei - so nicht haltbar ist, was jedoch nicht heil3en
soll, daR dies grundsitzlich als Ausl6ser von Uberschul dung ausscheidet.
Uberschuldung kann auch entstehen infolge von Problemen der Haushaltsfiihrung
bedingt durch ein auf unmittel bare Bedurfnisbefriedigung ausgerichtetes
Konsumverhalten und unzurei chende Budgetplanung; die Grinde hierfir liegen
haufig in Informations- und Bildungsdefiziten. Dieser Indikator steht aber weniger

im Vordergrund.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dal? Uberschuldung vorrangig von

wirtschaftlichen und strukturellen Faktoren ausgel 6st wird.

Bisher sehen die Lehrplane in deutschen Schulen kaum das Thema Schulden vor.
Dies hat zur Folge, dal3 es den meisten Burgern an Informationen fehlt, welche
Interventionsmoglichkeiten es bei Zahlungsunfahigkeit gibt. Den Betroffenen fehlt es
an Kenntnissen, wie sie ihr Existenzminimum schiitzen kénnen. Dartber hinaus
kénnen in unserer Gesellschaft Schulden zum Verlust der Existenzgrundlage
(Arbeitsplatz) fuihren, da Schulden als Makel angesehen werden. Konsequenz fir die
Betroffenen sind haufig gravierende psycho-soziale und psychosomatische
Probleme, dartiber hinaus kommt es oft zu Familienkonflikten und Lebenskrisen.
Von Uberschuldung betroffene Personen ziehen sich so mehr und mehr aus dem
gesellschaftlichen Leben zurtick, denn gesellschaftliche Anerkennung griindet nicht
zuletzt auf einem zeitgemal3en Lebensstandard.
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2. Wege und Hilfen aus der Uberschuldung

2.1 Rechtliche Voraussetzungen der Besor gung fremder
Rechtsangelegenheiten durch Beratungsstellen

Die geschaftsmaliige Besorgung fremder Rechtsangel egenheiten einschliefdlich
Rechtsberatung ist gemal3 Artikel 1 8 1 Abs. 1 Rechtsberatungsgesetz (RBerG)
grundsétzlich erlaubnispflichtig.

Eine Ausnahme von diesem Erlaubniszwang ergibt sich aus Artikel 1 § 3 Nr. 1
RBerG: hiernach ist die von Behdrden und K érperschaften des 6ffentlichen Rechts
(dazu gehoren auch die Kirchen) im Rahmen ihrer Zusténdigkeit ausgetibte
Rechtsberatung und Rechtsbetreuung von der Erlaubnispflicht ausgenommen; dies
gilt auRerdem auch fur kirchliche und nicht-kirchliche Wohlfahrtsverbande.

Den Rahmen der Zustandigkeit regelt vor allem 8 8 Abs. 2 Bundessozial hilfegesetz
(BSHG): Beratung in sonstigen sozialen Angelegenheiten, wobei diese Beratung as
umfassende Lebensberatung zu verstehen ist; durch 8 17 BSHG wird dies noch
konkretisiert, hier wird Schuldnerberatung ausdricklich genannt.

Aus den o.g. Vorschriften ergibt sich, daf’ Rechtsberatung durch Mitarbeiter sozialer
Einrichtungen mit allgemeiner Beratungstétigkeit erlaubnisfrel erfolgen darf.

In der Praxisist es zweckmaliig, dald der Berater bzw. die soziale Einrichtung eine
schriftliche Vollmacht des Ratsuchenden zur Wahrnehmung seiner sozialen und
finanziellen Angelegenheiten erhdlt, um dies auch nach auf3en belegen zu kénnen.
Hierzu kann dem Ratsuchenden eine vorgefertigte Vollmacht (Mustervordruck siehe
Anhang) zur Unterschrift vorgelegt werden. Eine Kopie ist dann beispielsweise bei

Nachfragen an die Glaubiger diesen einzureichen (Stichwort: Datenschutz).
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2.2 Schuldnerberatungsstellen

Schuldnerberatungsstellen unterstiitzen von Uberschuldung betroffene Menschen
dabel, ihre aussichtslos erscheinende Situation wieder in den Griff zu bekommen.

Schuldnerberatung "richtet sich an Menschen, die durch ihre soziale und

wirtschaftliche Lage in existentielle Not geraten sind oder denen dieses droht und

denen die Kompetenzen und Ressourcen zur selbstéandigen Bewéltigung ihrer

Lebenssituation derzeit oder generell nicht zur Verfiigung stehen.

(...) Vorrangiges Ziel des Beratungsprozesses ist, den betroffenen Familien und

Personen Hilfen zu vermitteln, um wieder eine gesicherte Lebensfiihrung zu erzielen.

Die Ratsuchenden sollen zu einer aktiven Bewdtigung ihrer Situation befahigt

werden, um wieder selbstandig bzw. selbstbestimmt am Geschéftsleben und

insgesamt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen zu kénnen.

Schuldnerberatung ist ein Prozef3, in dem kurz-, mittel- oder langfristige Hilfen

angeboten und vermittelt werden, die

«  zur Uberwindung von Sozial hilfebedurfigkeit fiihren kénnen,

» drohende Sozialhilfebedirfigkeit moglichst verhindern,

» eine Stabilisierung der personlichen, familidren und wirtschaftlichen
Verhdtnisse anstreben

und

» ein Entschuldungsverfahren einleiten und / oder ermdglichen, ein Leben mit
Schulden zu fuhren."

(LEBENSBERATUNG fur Langzeitarbeitdosee. V., 0. J., S. 41.)

Schuldnerberatung ist grundsétzlich kostenlos und behandelt die Angaben der

Ratsuchenden vertraulich.

Ein Verzeichnis der Schuldnerberatungsstellen in Deutschland findet sich in der
unten genannten Broschire "Was mache ich mit meinen Schulden?*, die Adressen
der Schuldnerberatungsstellen in Dusseldorf sind in dem ebenfalls unten
angegebenen Faltblatt " Schuldnerberatung und V erbraucherinsolvenzberatung in
Dusseldorf" aufgelistet.
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Schuldnerberatungsstellen kénnen aul3erdem erfragt werden bel den jeweiligen
Gemeinden, Stadtverwaltungen, Sozialdmtern, Wohlfahrtsverbéanden und
Verbraucherzentralen.

Zum Teil gibt es auch Schuldnerberatungsstellen, die auf die Beratung von
bestimmten Personengruppen speziaisiert sind, z.B. Langzeitarbeitslose, gescheiterte
Selbstandige, Jugendliche etc..

Die Mitarbeiter der Schuldnerberatungsstellen sind Fachkr éfte, diei.d.R.
Sozialarbeiter/Sozi al padagogen oder Angehdrige 6konomischer Berufe sind und die
meist Uber Zusatzqualifikationen in der Schuldnerberatung verfiigen.

Aufgrund der starken Uberlastung der wenigen vorhandenen
Schuldnerberatungsstellen kommt es fir Ratsuchende in den meisten Féllen zu
langeren Wartezeiten, bis sie einen Beratungstermin erhalten. Diese Zeit kann und
sollte von den Betroffenen jedoch bereits genutzt werden; welche Schritte
Ratsuchende selbst unternehmen kdnnen, wird unter Pkt. 2.3 "Selbsthilfe" erl&utert.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschure "Was mache ich mit meinen Schulden?",
herausgegeben vom Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, 53107 Bonn

Faltblatt "Schuldnerberatung und Verbraucherinsolvenzberatung in

Dusseldorf" (= Kopiervorlage im Anhang)
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2.3

Selbsthilfe

Viele Schuldner wenden sich erst dann an professionelle Helfer und

Beratungsstellen, nachdem sie ohne Erfolg Uber elnen léangeren Zeitraum versucht

haben, ihre Schuldenprobleme selbst zu |6sen. Infolgedessen sind die Probleme zum

Zeitpunkt der Kontaktaufnahme entsprechend dringend und meist besteht
umgehender Handlungsbedarf. Die Schuldnerberatungsstellen kdnnen jedoch

aufgrund der grof3en Nachfrage den Bedarf nicht decken und so kommt es meist zu

einigen Wochen Wartezeit bis zum ersten Beratungsgespréch. Diese Zeit sollten

Schuldner aber bereits nutzen. Es gibt eine ganze Reihe von erforderlichen Schritten,

die sie selbst unternehmen kénnen. Im einzelnen handelt es sich hierbei um folgende
Punkte:

Der Schuldner sollte sich zunéchst einen umfassenden und genauen Uber blick
Uber alle Forderungen und Glaubiger verschaffen und diese Unterlagen
sortieren. In den Fallen, in denen nur @tere Unterlagen vorliegen, missen bel
den Gléubigern jeweils aktuelle For der ungsaufstellungen angefordert werden
(Mustervorlage zur Anforderung der Forderungsaufstellung im Anhang).

In dringenden Fallen sollte der Schuldner den jewelligen Glaubiger anschreiben
und die Grunde schildern, warum derzeit keine Zahlungen geleistet werden
kénnen und um Ruhendstellung der Beitreibung bitten. Viele Glaubiger sind
zu langerfristigen Stundungen (bis zu einem Jahr) bereit, wenn ihnen
Informationen Uber die derzeitige Situation des Schuldners (z.B.
Arbeitslosigkeit, Sozia hilfebezug usw.) vorliegen.

Wenn Schuldner mit einem Glaubiger selbst Ratenzahlungen vereinbaren, ist es
erforderlich, vorher genau zu prifen, ob die Raten auch wirklich bezahlt werden
koénnen. Es macht keinen Sinn, etwas zu vereinbaren, was aufgrund der
finanziellen Situation gar nicht erflllt werden kann, denn dadurch wiirde man
den Gléaubiger unndtigerweise verargern und er ware in der Folge spater kaum
noch zu Zugestandnissen bereit.

Sollte der Schuldner wéahrend der Wartezeit auf eine Schuldnerberatung einen
Mahn- oder Vollstreckungsbescheid erhaten, muf3 er genau prifen, ob die
angegebene Forderung generell oder in der genannten Hohe berechtigt ist. Wenn

er sicher ist, dal3 dies nicht der Fall ist, kann er innerhalb von 14 Tagen beim
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Amtsgericht Widerspruch gegen den Bescheid einlegen. Dies kann er auch tun,
wenn die geforderten Zinsen und Kosten zu hoch sind; derzeit sind
Zinsforderungen fraglich, die tber 15 % liegen.

Fordert ein Glaubiger vom Schuldner die Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung (EV), mui3 er diesen Termin unbedingt wahrnehmen, daihm
ansonsten Erzwingungshaft zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung droht.
Wichtig ist, dal3 nur eine eldesstattliche V ersicherung abgegeben werden mul3.
Dieseist fur ale weiteren Glaubiger bis zu 3 Jahren glltig, es sei denn, der
Glaubiger kann die Verénderung der wirtschaftlichen Situation nachweisen.

Der Schuldner sollte unbedingt darauf achten, dal3 er immer seine Miete und die
Energiekosten bezahlt, damit hier kein Rickstand entsteht. Er sollte eher
Zahlungen an andere Glaubiger einstellen.

Sollte der Vermieter aufgrund von Mietschulden die Wohnung kiindigen
wollen, dann sollte der Schuldner beim Sozialamt die Uber nahme der
Mietschulden nach § 15 a BSHG beantragen. Das Sozialamt kann die
Ubernahme al's einmalige Beihilfe oder als Darlehen gewéhren. Dies gilt auch
fUr Energieschulden, wenn die Stadtwerke mit einer Stromsperre drohen.

Fur den Fall, dal3 der Schuldner wegen seiner Schulden kein Girokonto mehr
besitzt, kann er bei Sparkassen ein Guthabenkonto beantragen. Diese Konten
durfen aber nur im Guthabenbereich gefihrt werden, d.h. es gibt keine
Uberziehungsmaglichkeit.

Im Falle einer Kontopfandung sollte der Schuldner darauf achten, daf3
Sozialleistungen (z.B. Arbeitslosengeld/-hilfe, Sozialhilfe) bis zum siebten Tag
nach Eingang auf dem Konto geschiitzt sind. Das Geldinstitut ist gesetzlich
verpflichtet, dem Schuldner in diesem Zeitraum den gesamten Betrag
auszuzahlen.

Ist der Schuldner unter haltspflichtig und hat sich sein Einkommen z.B.
aufgrund von Arbeitslosigkeit verringert, dann sollte er beim Familiengericht
die H6he der Unterhaltsleistung entsprechend seinem aktuellen Einkommen
anpassen lassen. Diesist jedoch nur im Klagewege moglich. Im Vorfeld sollte
aber gepruft werden, ob eine Einigung mit dem Unterhaltsglaubiger moglich ist.
Esist ratsam, derartige Dinge von einem Rechtsanwalt Gberprifen zu lassen. Bel
entsprechend niedrigen Einkutnften besteht Anspruch auf Beratungs- und
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Prozef¥kostenhilfe. Das Entstehen von Unterhaltsriickstanden kann so vermieden

werden.

Weitere wichtige Tips und Informationen fir Ratsuchende finden sich in der unten

genannten Broschire "Was mache ich mit meinen Schulden?'.

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Was mache ich mit meinen Schulden?”,
herausgegeben vom Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, 53107 Bonn

Merkblatt "Was konnen Sie bereits selbst unternehmen, wenn Sie nicht

sofort einen Termin bei der Schuldnerberatung (...) bekommen?"

(= Kopiervorlage im Anhang)
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31

Basiswissen Schulden

Rechtliche Folgen der Zahlungsunfahigkeit

- Schematischer Uberblick -

Die fallige Rechnung kann nicht bezahlt werden;
der Glaubiger schickt eine oder mehrere Mahnungen, eventuell beauftragt er ein Inkassounternehmen;
der Schuldner befindet sich im Verzug.

Mahnung / Verzug

S

Wird gezahlt, ist die Sache erledigt.

Wird nicht gezahlt, beantragt

der Glaubiger oder das Inkassounternehmen

einen Mahnbescheid.

Mahnbescheid

.,

Wird gezahlt, Wird nicht gezahilt,
ist die Sache erledigt. wird auf Antrag ein
Vollstreckungsbescheid
erlassen.

Gegen den Mahnbescheid wird
Widerspruch eingelegt
(innerhalb von 2 Wochen).

Vollstreckungsbescheid

Widerspruch

i

Streitiges Klageverfahren
mit anschlieBendem Urteil.

Klageverfahren

+
Urteil
v
Wird gezahlt, Wird nicht gezahilt, Gegen den
ist die Sache erledigt. kommt es zur Vollstreckungsbescheid wird

Zwangsvollstreckung.

Einspruch eingelegt
(innerhalb von 2 Wochen).

Zwangsvollstreckung

Einspruch
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3.2 Erlauterung wichtiger Begriffe

321 Mahnung und Verzug

Kommt der Schuldner seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach, schickt ihm der
Glaubiger oder ein von ihm beauftragtes Inkassounternehmen eine oder mehrere
Mahnungen, d.h. der Schuldner wird zur sofortigen Zahlung des falligen Betrages
aufgefordert. Der Schuldner befindet sich nunim "Verzug".

Allein aufgrund der Falligkeit einer Zahlung gerét der Schuldner allerdings nicht
automatisch in Verzug. Verzug entsteht i.d.R. erst dadurch, dal3 der geschuldete
Betrag schriftlich angemahnt wird in Verbindung mit der Aufforderung zur Zahlung
des Gesamtbetrages.

Es gibt jedoch wichtige Ausnahmen:

* Be im Vertrag oder auf der Rechnung enthaltenen Klauseln, in denen vorab der
Falligkeitstermin vereinbart wurde - z.B. "Zahlung zwei Wochen nach
Lieferung" - gerat der Schuldner bel nicht fristgerechter Zahlung am Termin
auch ohne Mahnung des Glaubigers automatisch in Verzug.

Diese Regelung ist von Bedeutung z.B. auch im Zusammenhang mit
Mietvertragen: Ist im Mietvertrag z.B. vereinbart, dal3 die Miete zum 3. Werktag
einesjeden Monatsfalligist und hat der Mieter bis zu diesem Termin nicht
gezahlt, gerét er dadurch automatisch - auch ohne Mahnung - in Verzug (zu den
Einzelheiten vgl. > Pkt. 3.2.13.1.1 "Mietschulden™).

» Einen besonderen Fall stellt auch die Ratenzahlung bel Verbraucherkrediten dar:
Ist der Schuldner mit 2 Ratenzahlungen im Rickstand, kann der Kredit
geklndigt werden, mit der Folge, dal3 der gesamte restliche Kreditbetrag sofort
faligwird (zu den Einzelheiten vgl. > Pkt. 3.2.13.5 "Kredite").

AlsFolge des Verzugs ergibt sich die Berechtigung des Glaubigers, als
Schadensersatz fir die verspétete Zahlung Ver zugszinsen zu verlangen (vgl. hierzu
im einzelnen &> Pkt. 3.2.1.1. "Verzugszinsen").

Auch ale anderen K osten (bis auf wenige Ausnahmen), die dem Glaubiger bei der

Eintreibung der Forderung entstehen, missen vom Schuldner erstattet werden.
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Allerdings unterliegt der Glaubiger der Schadensminderungspflicht, d.h. er darf
keine Kosten verursachen, die nicht unbedingt notwendig sind.

Kosten fur Mahnschreiben sind nur bei konkreter Schadensberechnung vom
Schuldner an den Glaubiger zu erstatten, d.h. wenn der Glaubiger anstelle der
gesetzlich zul&ssigen Verzugszinsen den ihm entstandenen Schaden detailliert
nachweist (vgl. > Pkt. 3.2.1.1 "Verzugszinsen"). Die Kosten fur die Erstmahnung,
die den Verzug erst begriindet, sind vom Schuldner nicht zu ersetzen, fir weitere
Mahnschreiben muf3 er nur aufkommen, sofern sie sinnvoll sind. Kosten fir
Mahnungen, die Uberflissig sind well sie z.B. in kurzen zeitlichen Abstanden
erfolgen oder wenn der Schuldner seine Zahlungsunfahigkeit bereits bewiesen hat,
muf3 der Schuldner nicht erstatten. Mahnkosten von mehr al's 3,00 bis 5,00 DM pro
Mahnung sowie gestaffelte Mahnkosten sind nicht zuléssig.

Festzuhalten bleibt, dal3 durch den Verzug zusétzliche Kosten in nicht unerheblicher

Hohe entstehen, die Schuldensumme wachst.

3.21.1 Verzugszinsen

Befindet sich der Schuldner mit der Zahlung bereits falig gewordener Betrége im
Verzug (vgl. = Pkt. 3.2.1 "Mahnung und Verzug"), so ist der Glaubiger berechtigt,
als Schadensersatz fur die verspétete Zahlung V erzugszinsen zu verlangen. Die Hohe
dieser Verzugszinsen darf jedoch nicht vom einzelnen Gléubiger frel bestimmt

werden, sondern es gibt aufgrund gesetzlicher Regelungen Obergrenzen.

Diese Obergrenzen fur die Berechnung von V erzugszinsen richten sich nach der Art
der Forderung. Diesbeztglich ist es unbedingt erforderlich, klar zu unter scheiden,
ob es sich bei der Forderung um einen Kredit gemaf Verbraucherkreditgesetz
(VerbrKrG) handelt oder ob es sich um eine Forderung aus Vertragen, dienicht in

den Anwendungsbereich desVerbrKrG fallen - also z.B. um Kaufvertrage
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zwischen Privatpersonen, Kauf beim Handel gegen Rechnung, Ratenkauf Gber
weniger als 400,00 DM, Mietforderungen - , handelt.

Das VerbrKrG gilt fur alle entgeltlichen Kredite; zur Definition der Kredite, die unter
dieses Gesetz fallen und zur Hohe der zul&ssigen Zinsen sowie der Verzugszinsen
und deren Verjghrung - vgl. unbedingt die Pkte. 3.2.13.5 "Kredite" und 3.2.13.5.1

"Zinsen"!

Die Hohe der Verzugszinsen fur Forderungen ausVertrégen, dienicht in den
Anwendungsbereich desVerbrKrG fallen (Beispiele siehe oben) ergibt sich
grundsétzlich aus den allgemeinen Regeln der 88 284 ff. BGB (das VerbrKrG - und
damit auch die Berechnung der Verzugszinsen in Héhe von maximal 5 %-Punkten
zusdtzlich zum jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank - ist nicht
anwendbar!):

Unter der Voraussetzung, daid sich der Schuldner im Verzug befindet, darf der
Gléubiger nach § 288 Abs. 1 BGB generell den gesetzlichen Zinssatz von 4 %
verlangen (im Anwendungsbereich des HGB betragt der gesetzliche Zinssatz 5 %);
dartber hinausgehende Schéaden, die dem Glaubiger z.B. aus Refinanzierungskosten
oder Wiederanlagezins/ entgangenem Gewinn entstanden sind, muf3 er konkret
berechnen, will er Ersatz vom Schuldner verlangen (vgl. VERBRAUCHER-
ZENTRALE NRW, 1999, S. 32). Diese Einzelheiten der V erzugszinsberechnung
sprengen jedoch den Rahmen dieses Handbuches und sollten bel Bedarf in der
entsprechenden Fachliteratur nachgel esen werden.

Literaturhinweis: Broschire der Verbraucher-Zentrale NRW e.V ., Dissel dorf

"Verzugszinsen im Verbraucherkredit”, Stand Mai 1999.

Sollte ein unzul&ssig hoher Zins jedoch bereitstituliert sein (vgl. > Pkt. 3.2.4.1.1
"Vollstreckbare Titel"), so besteht nur noch die Moglichkeit der Abanderungsklage;
der niedrigere Zins gilt aber dann erst ab Urtell, also nicht riickwirkend.

Verjahrung der Verzugszinsen fir Forderungen aus Vertrégen aul3er halb des
Geltungsbereichsdes VerbrKrG (vgl. zum folgenden ebd., S. 33 f.): Sowohl nicht

titulierte als auch titulierte Verzugszinsen verjahren nach 4 Jahren, wobei jedoch als

Seite 22



Betrag innerhalb der Hauptforderung titulierte Verzugszinsen wie die
Hauptforderung in 30 Jahren verjahren.

Die Verjahrungsfrist beginnt erst mit dem Ende des Kaenderjahres, in das die
Faligkeit der Zinsforderung fallt, zu laufen; sie wird unterbrochen durch Zahlungen,
Mahnverfahren und Vollstreckungsversuche.

(Rechtsgrundlage fur die Verjdhrung von nicht titulierten Verzugszinsen: 8 197
BGB; Rechtsgrundlage fir die Verjdhrung von titulierten Verzugszinsen: § 218 Abs.
lund2BGB.)

Die geforderten Verzugszinsen missen im Hinblick auf die Verjahrung immer

genau gepr uft werden!

3.2.2 M ahnbescheid

Erhdt der Glaubiger aufgrund seiner schriftlichen Mahnung(en) keine Zahlung und
reagiert der Schuldner auch nicht in anderer Form, wird er in der Regel einen
gerichtlichen Mahnbescheid beantragen.

Der gerichtliche Mahnbescheid wird erlassen von dem fir den Wohnsitz bzw. Sitz
des Glaubigers zustandigen Amtsgericht. Das Gericht prift jedoch weder den
Inhalt noch die Richtigkeit der Angaben, sondern der Mahnbescheid ist lediglich
eine Aufforderung an den Schuldner, einen bestimmten Betrag an den Glaubiger zu
zahlen oder diesem Anspruch des Glaubigers zu widersprechen.

Esist deshalb unbedingt erforderlich, zu Gber prtfen ob dieim Mahnbescheid
gestellten Forderungen berechtigt sind (siehe - Pkt. 4.6 "Forderungs-

Uberprifung”)!

Gegen den gerichtlichen Mahnbescheid kann innerhalb von 14 Tagen nach
Zustellung beim zusténdigen Amtsgericht mindlich der Geschéftsstelle gegentiber
oder schriftlich Wider spruch eingelegt werden. (Zur "Zustellung” vgl. ggf. unter
Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine V oraussetzungen der Zwangsvollstreckung™.)
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Der Widerspruch muf3 nicht begrtindet werden. In dem sich anschlief3enden
Klageverfahren werden die Anspriche geklart und durch Urteil bestatigt.

Sollten dieim Mahnbescheid gestellten Forderung ganz oder teilweise unbegriindet
sein, wird der Widerspruch am einfachsten mittels des mit dem Mahnbescheid
bereits zugestellten Formulars eingelegt, indem dieses ausgefuillt und unterschrieben

an das zustandige Amtsgericht zuriickgesandt wird.

Esist alerdings dringend davon abzuraten, aus Grinden der Zahlungsunfahigkeit
bzw. Uberschuldung Widerspruch gegen ber echtigte Forderungen einzulegen, nur
um so Zeit zu gewinnen oder eine Verzégerung des Verfahrens zu erreichen. Ein
solches Vorgehen hétte vor allem den Effekt, dal3 die Kosten und auch die sonstigen
rechtlichen Folgen (z.B. Gerichtsverfahren zur Klérung des Anspruchs des
Glaubigers) unverhaltnismaldig ansteigen.

Mindestens ebenso uneffektiv ist es jedoch, aufgrund von Zahlungsunfahigkeit und /
oder Uberschuldung keinen Widerspruch gegen ganz oder teilweise unber echtigte
Forderungen einzulegen, nach dem Motto "es macht sowieso keinen Unterschied
mehr".

Wird gegen den gerichtlichen Mahnbescheid kein Widerspruch erhoben und erfolgt
auch keine Zahlung, erléaft das Amtsgericht nach Ablauf von 2 Wochen auf Antrag
des Glaubigers einen Vollstreckungsbescheid (siehe hierzu - Pkt. 3.2.3
"Vollstreckungsbescheid").

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschiire "Was Sie tiber den Mahnbescheid wissen sollten”,
herausgegeben vom Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen,
Martin-Luther-Platz 40, 40190 Disseldorf
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3.2.3 Vollstreckungsbescheid

Das Amtsgericht erlaf3t auf Antrag des Glaubigers einen Vollstreckungsbescheid,
sofern gegen den gerichtlichen Mahnbescheid kein Widerspruch eingelegt wurde
bzw. keine Zahlung erfolgte.

Der Vollstreckungsbescheid hat die Wirkung eines Gerichtsurteils, und der
Glaubiger kann jetzt seine Forderung zwangsweise beitreiben. D.h. er kann die
Zwangsvollstreckung betreiben, indem er z.B. einen Gerichtsvollzieher beauftragt
oder eine Lohnpfandung beim Arbeitgeber durchfihrt.

Esist unbedingt erforderlich, zu Uberprifen, ob dieim Vollstreckungsbescheid
gestellten Forderungen berechtigt sind (siehe > Pkt. 4.6 "Forderungs-
Uberprifung”)!

Sollten die geltend gemachten Forderungen ganz oder teilweise unbegriindet sein, so
ist gegen den Vollstreckungsbescheid innerhalb von 14 Tagen Einspruch
einzulegen. (Diesist auch mittels des dem Mahnbescheid beigefligten
Widerspruchsvordrucks maglich, der dann vom Gericht als Einspruch zum
Vollstreckungsbescheid behandelt wird.)

Zustandig fur den Einspruch ist das Amtsgericht, das den Vollstreckungsbescheid
erlassen hat. Der Einspruch kann entweder mindlich gegentiber der Geschéftsstelle
des Amtsgerichts oder mittels formlosen Briefs eingelegt werden, welcher
unterschrieben dem Amtsgericht innerhalb der 14-tagigen Einspruchsfrist nach der
Zustellung des V oll streckungsbeschei des zugehen mul3. (Zur "Zustellung” vgl. ggf.
unter Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine V oraussetzungen der Zwangsvollstreckung".)

Wird Einspruch eingelegt, kommt es zum Prozef3, in dem gerichtlich gepriift wird, ob
der Einspruch gegen die geltend gemachte Forderung zu Recht besteht und es wird
ein Urtell gefallt. Stellt sich heraus, dal3 die Forderung zu Recht besteht, muf3 der
Schuldner alle Kosten des Verfahrens tragen und die Schuldensumme wéchst.

Aus dem Vollstreckungsbescheid kann der Gléubiger jedoch in jedem Falle, also
auch wenn Einspruch eingelegt wurde, bereits vollstrecken. D.h. aufgrund der
vorlaufigen Vollstreckbarkeit des Vollstreckungsbescheides kann die
Zwangsvollstreckung bereits betrieben werden. Der Schuldner hat allerdings die
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Moglichkeit, bel Gericht die einstweilige Einstellung der Vollstreckung zu
beantragen. Diesem Antrag wird aber meist nur gegen Leistung einer Sicherheit
stattgegeben.

Der Vollstreckungsbescheid wird nach Ablauf der 14-Tage-Frist ab der Zustellung
rechtskraftig, wenn kein Einspruch eingelegt wurde: er ist jetzt ein vollstreckbarer
Titel, kurz -"Titel" genannt (vgl. hierzu - Pkt. 3.2.4.1.1 "Vollstreckbare Titel") und
der Glaubiger kann spétestens jetzt die Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner
durchfihren (siehe oben: "vorlaufige Vollstreckbarkeit"). Einwendungen, die gegen
die Forderung des Glaubigers hétten vorgebracht werden kénnen, kdnnen nun i.d.R.
nie wieder geltend gemacht werden.

Forderungen aufgrund eines rechtskraftigen V ol streckungsbescheides verjahren

nach 30 Jahren.

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Was Sie Uber den Mahnbescheid wissen sollten”,
herausgegeben vom Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen,
Martin-Luther-Platz 40, 40190 Duisseldorf
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324

Der Begriff "Zwangsvollstreckung” steht fur ein Verfahren, in dem ein bereits
festgestellter Anspruch des Gléubigers gegeniiber dem Schuldner mit Hilfe von
staatlichem Zwang verwirklicht wird (vgl. FOLIENSATZ Schuldnerberatung, 1995,

Nr. 08).

Die Zwangsvollstreckung bedarf aufgrund dessen bestimmter V oraussetzungen,

Zwangsvollstreckung (88 704 bis 915 ZPO)

Organe und Zustéandigkeiten, die im folgenden erlautert werden.

3241

Schematische Dar stellung:

Allgemeine Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung

Voraussetzungen:
Titel Klausel Zustellung
offentliche Urkunde, Vermerk auf der einer Ausfertigung des
in der der vollstreckbare vollstreckbaren Titels an den Schuldner
Anspruch verbrieft ist Ausfertigung
Organe und Zustandigkeiten:
Gerichtsvollzieher Vollstreckungsgericht Grundbuchamt

e Zwangsvollstreckung
in korperliche
bewegliche Sachen

¢ Pfandung von
Forderungen und
Rechten
(Pfandungs- u.
Uberweisungs-
beschluf)

 Eintragung von
Zwangshypotheken

e Zwangsvollstreckung
wegen Herausgabe von
Sachen

e Zwangsvollstreckung
in das unbewegliche
Vermdgen
(Zwangsversteigerung
u. Zwangsverwaltung
von Grundstticken,
Wohnungseigentum u.
Erbbaurechten)

* Abnahme der
eidesstattlichen
Versicherung

» Einlegung aller Rechts-
mittel innerhalb der
Zwangsvollstreckung

(Vgl. ebd., Nr. 08 und MUNDER u.a., 1992, S. 205)
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Eswurde bereits erwahnt, dal3 zur Durchfiihrung der Zwangsvollstreckung
verschiedene Voraussetzungen erfullt sein missen. Hier ist als erste Voraussetzung
das Vorliegen einer titulierten Forderung (kurz "Titel") zu nennen (vgl. hierzu >
Pkt. 3.2.4.1.1 "Vollstreckbare Titel").

Zweite Voraussetzung ist die Vollstreckungsklausel, ein Vermerk auf diesem Titel,
der sinngemal} etwa lautet "Diese Ausfertigung wird zum Zwecke der
Zwangsvollstreckung erteilt." ( § 725 ZPO).

Alsdritte Voraussetzung muld der Titel dem Schuldner wirksam zugestellt worden
sein, und zwar grundsétzlich vor der Vollstreckung oder zumindest gleichzeitig

(8 750 Abs. 1 ZPO).

Die Zustellung erfolgt tblicherweise per Postzustellungsurkunde durch das Gericht
(im blauen Umschlag) an den Schuldner. Nimmt dieser die Postzustellungsurkunde
an und quittiert den Empfang, ist damit die Zustellung des Titels dokumentiert.

Eine andere sehr haufige Form der Zustellung ist die durch den Gerichtsvollzieher.
Er Uberreicht den Titel an den Schuldner und &3t sich den Empfang quittieren.
Gleichzeitig unternimmt er einen ersten Pfandungsversuch. Er fragt den Schuldner,
ob er bezahlen kann oder ob sich in seiner Wohnung Wertgegenstéande befinden.
Weitere Fragen des Gerichtsvollziehers miissen vom Schuldner nicht beantwortet
werden, z.B. Fragen nach dem Arbeitsplatz oder dem Verdienst des Partners (zu den
Einzelheiten siehe > Pkt. 3.2.4.1.2.1 "Gerichtsvollzieher").

Die Zustellung des Titels gilt auRerdem auch dann als erfolgt, wenn der Schuldner
die Postzustellungsurkunde des Gerichts nicht entgegennimmt, z.B. weil er nicht zu
Hause ist oder weil er die Annahme verweigert. In diesem Fall wird diese
Postzustellungsurkunde "niedergelegt”. D.h. im Briefkasten des Schuldners wird eine
Benachrichtigungskarte hinterlegt, auf der vermerkt ist, dal3 beim zustandigen
Postamt eine Briefsendung abgeholt werden kann. Diese Niederlegung hat ebenfalls
die Wirkung der ordnungsgemal3en Zustellung des Titels.

Esist zu beachten, dal3 ab Zustellung die Rechtsmittelfristen gegen den
jewelligen Titel zu laufen beginnen!

Wird die Postzustellungsurkunde nicht abgeholt, wird sie nach Ablauf der
Aufbewahrungsfrist von der Post an das Gericht zurlickgeschickt, wo der Titel dann
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Offentlich im Gericht ausgehangt wird. Dieses Vorgehen wird "6ffentliche

Zustellung" genannt. Der Nachteil fir den Schuldner bei diesem Verfahren ist, dal3 es

u.U. Titel gegen ihn gibt, von denen er nichts weil3.

(Diese Regelungen fir die Zustellung gelten im tbrigen auch fir die Zustellung aller

anderen Schriftstiicke.)

Zwangsvollstreckungsmal3nahmen dirfen vom Glaubiger jedoch keinesfalls selbst

durchgefihrt werden, sondern er mul3 sich der gesetzlich dafir vorgesehenen

Vollstreckungsor gane bedienen (vgl. hierzu - Pkt. 3.2.4.1.2 ff. "Organe der

Zwangsvollstreckung").

Sind diese 0.9. Voraussetzungen fur eine Zwangsvollstreckung nicht erfallt, sind

Zwangsvollstreckungsmal3nahmen unzul &ssig!

Es gibt mehrere Vollstreckungsarten. Im Rahmen der Schuldnerberatung ist die

Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen (88 803 bis 882 a ZPO) von

Bedeutung. Hier gilt der Grundsatz, dal? die Vollstreckung in das gesamte Vermdgen

des Schuldners moglich ist:

bewegliche Sachen Forderungen unbewegliche Sachen
= Sachpfandung = Forderungs- = Immobilien-
pfandung Zwangsvollstreckung

(vgl. > Pkt. 3.2.4.2
" Sachfpfandung")

(vgl. = Pkt. 3.2.4.3ff.
"Forderungspfandung™)

(vgl. > Pkt. 3.24.2.1
"Immobilien-
Zwangsvollstreckung")

¢

¢

¢

Gerichts
vollzieher

(vgl. > Pkt. 3.24.1.2.1
"Gerichtsvollzieher")

Vollstreckungs-
gericht

(vgl. > Pkt. 3.24.1.2.2
"V ollstreckungsgericht")

Vollstreckungs-
gericht
Grundbuchamt

(vgl. > Pkt. 3.24.1.2.3
"Grundbuchamt")

¢

¢

¢

Pfandung
und
Verwertung

Pfandungs- und
Uberweisungs-
beschluf3

Zwangsversteigerung
Zwangsverwaltung
Zwangshypothek

(Vgl. FOLIENSATZ Schuldnerberatung, 1995, Nr. 09)
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Obige schematische Darstellung vermittelt lediglich einen ersten Uberblick; zu den
Einzelheiten siehe die jewells angegebenen Punkte sowie bezlglich des
Schuldnerschutzes in der Zwangsvollstreckung die Pkte. 3.2.4.4 ff. " Schuldnerschutz

in der Zwangsvollstreckung".

Glaubiger ziehen in aller Regel die Forderungspfandung der Sachpféndung vor, da

sie wesentlich effektiver ist.

3.24.11 VollstreckbareTite

Eine der zur Durchfihrung der Zwangsvollstreckung zwingend notwendigen
Voraussetzungen ist das Vorliegen einer titulierten Forderung, kurz eines "Titels".

"Titel" ist die Bezeichnung fir die Urkunde, aus der vollstreckt wird.

Wird z.B. der Vollstreckungsbescheid oder ein Urteil rechtskraftig, dann handelt es
sich um einen vollstreckbaren Titel. Ab jetzt kénnen Einwendungen gegen die
Forderung des Glaubigersi.d.R. nie wieder geltend gemacht werden.

Vollstreckbare Titel nach § 794 ZPO sind aul3erdem aber auch z.B.:

o for vollstreckbar erklérte Vergleiche

» Kostenfestsetzungsbeschllisse

* notarielle Urkunden (siehe hierzu auch - Pkt. 3.2.4.1.1.1 " Schuldanerkenntnis")
*  Regelunterhaltsbeschltisse

*  Unterhatsabanderungsbeschl tisse.

"Der Vollstreckungstitel bestimmt Inhalt und Umfang der Zwangsvollstreckung. In
ihm wird der im Erkenntnisverfahren durchgesetzte Anspruch des Glaubigers
festgestellt, der nunmehr im Vollstreckungsverfahren durchgesetzt werden soll. (...)
Im Titel oder in der Klausel missen der Glaubiger und der Schuldner namentlich
bezeichnet sein (8§ 750 Abs. 1 ZPO). Richtet sich der Titel gegen mehrere Personen,
so sind diese alesamt namentlich aufzufihren (...)." (HINTZEN, 1996, S. 16 f.)
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Aufgrund des Titels hat der Glaubiger die M6glichkeit, bel dem Schuldner
Pfandungen durchzufihren bis seine Forderung beglichenist (vgl. > Pkt. 3.2.4.1

"Allgemeine Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung”).

Titulierte Forderungen (Titel) haben eine regelméaldige Verjahrungsfrist von 30
Jahren, innerhalb derer der Glaubiger immer wieder versuchen kann, seine
Forderung mit Hilfe des Gerichts und des Gerichtsvollziehers durchzusetzen. Alle

Kosten, die durch die Vollstreckungsversuche entstehen, muf der Schuldner tragen.

Eine wichtige Besonderheit in Bezug auf vollstreckbare Titel gibt esbei 6ffentlichen
Glaubigern: hier entspricht der Bescheid bereits gleichzeitig dem Titel (zu den
Einzelheiten siehe > Pkt. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger").

3.24.1.1.1 Schuldanerkenntnis

Ein notarielles Schuldanerkenntnis ist ebenfalls ein vollstreckbarer Titel (vgl. >
Pkt. 3.2.4.1.1 "Vollstreckbare Titel"), d.h. eine Urkunde, aus der vollstreckt werden

kann.

Ein Schuldanerkenntnisist ein einseitig verpflichtender Vertrag, in dem das Bestehen

eines Schuldverhaltnisses anerkannt wird (8 781 BGB) (vgl. dazu und zum folgenden

GOTZE, 1996, S. 244). Schuldanerkenntnisse bediirfen der Schriftform, d.h. sie

haben nur dann Giiltigkeit, wenn sie in schriftlicher Form vorliegen.

Zu unterscheiden ist zwischen deklaratorischem und konstitutivem

Schuldanerkenntnis:

» deklaratorisches Schuldanerkenntnis: eine bereits bestehende Schuld wird
lediglich bestétigt; diese Form des Schuldanerkenntnisses dient der
Beweiserleichterung, Streit Uber das Bestehen der Schuld soll ausgeschlossen

werden.
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»  konstitutives Schuldanerkenntnis: eine neue Schuld wird begriindet, unabhangig
vom bereits bestehenden Schuldgrund.

Ein Schuldanerkenntnis hingegen, das nicht vor dem Notar abgegeben wird, ist kein
Titel, bietet jedoch trotzdem Vorteile fir den Glaubiger. Ein solches
Schuldanerkenntnis verlangen Glaubiger, damit sie ihre Nebenforderungen (Zinsen
und Kosten) durchsetzen kénnen, welche im Schuldanerkenntnis ebenfalls anerkannt
werden. Auf dieser Grundlage kann der Glaubiger diese Forderungen spéter noch

titulieren lassen, denn sie sind ja bereits anerkannt.

In der Praxis werden Schuldanerkenntnisse héufig zur Vermeidung weiterer Kosten
entweder vom Glaubiger verlangt (sehr oft z.B. von Geldinstituten bel
Zahlungsunfahigkeit von Kreditnehmern oder von Inkassounternehmen) oder vom

Schuldner angeboten.

Verlangt der Glaubiger allerdings die Titulierung seiner Forderung, muf3 der
Schuldner ein notarielles Schuldanerkenntis abgeben. Dieses ist, wie bereits oben
erwahnt, ein vollstreckbarer Titel und bietet eine kosten- und zeitsparende
Alternative zum Mahn- und Vollstreckungsbescheid, fur Glaubiger also auch ein
schneller, bequemer und preisgiinstiger Weg, an einen vollstreckbaren Titel zu
gelangen. (Die Vorteile der Kostenvermeidung fir beide Seiten solltenin
Glaubigerverhandlungen nicht aus den Augen verloren werden fir den Fall, dal3 auf
einer Kostentibernahme durch den Schuldner bestanden wird, denn schlief3lich legt
der Glaubiger die Kosten letztlich nur vor.)

Der Inhalt einesjeden Schuldaner kenntnisses - ob nun notariell oder nicht - muf3
vom Schuldner vor Unter schriftseistung genau gepr ift werden! (Vgl. hierzu
auch - Pkt. 4.6 "Forderungstiberprifung”.)

Hierbei ist vor allem darauf zu achten, dal3 der Betrag der Hauptforderung, die
bisherigen und zukiinftigen V erzugszinsen sowie die aufgefiihrten Kosten in der
richtigen und zul 8ssigen Hohe angegeben sind.

Einer genauen Prifung missen auf3erdem eventuell zusatzlich einger dumte

Sicherungsr echte (z.B. Abtretung, Mitverpflichtung des Partners) unterzogen
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werden (vgl. hierzu auch - die Pkte. 3.2.6 "Abtretung" und 3.2.14 "Mithaftung von
(Ehe-)Partnern und Angehdrigen™).

Besonders zu warnen ist vor der Unterzeichnung vorfor mulierter Schuld-
anerkenntnisse, wie sie haufig vor allem von Inkassounternehmen versandt werden
und deren Inhalt oftmals nicht korrekt ist. Vorformulierte Schuldanerkenntnisse
sollten deshalb grundsatzlich vom Schuldner nie ohne vor herige eingehende
Prifung ihresInhalts unter schrieben werden!

Achtung: Haufig werden in Schuldanerkenntnisse auch Lohnabtretungen eingebaut!
(Zur Lohnabtretung siehe auch - Pkt. 3.2.6.1 "Abtretung von Arbeitseinkommen
(Lohnabtretung)™.)

3.24.1.2 Organeder Zwangsvollstreckung

Bel der Zwangsvollstreckung in das Vermégen von Schuldnern dirfen Glaubiger
nicht selbst téatig werden, sondern sie missen sich der gesetzlich vorgesehenen
staatlichen V ollstreckungsorgane bedienen. Diese Vollstreckungsorgane sind:

» der Gerichtsvollzieher (siehe > Pkt. 3.2.4.1.2.1 "Gerichtsvollzieher")

» dasVollstreckungsgericht (siehe > Pkt. 3.2.4.1.2.2 "Vollstreckungsgericht")
e das Grundbuchamt (siehe > Pkt. 3.2.4.1.2.3 "Grundbuchamt™).

Es hangt jewells von der vorzunehmenden Mal3nahme ab, welches dieser
Vollstreckungsorgane sachlich zustandig ist (vgl. hierzu die schematischen
Darstellungen unter > Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine V oraussetzungen der
Zwangsvollstreckung"). Daneben kommt es auch auf die drtliche Zustandigkeit an.
Zustandig ist somit das sachlich zustandige Vol lstreckungsorgan, in dessen Bezirk
das Vollstreckungsverfahren stattfindet.

Bel diesem muf3 der Glaubiger den Vollstreckungsantrag, dem der
Vollstreckungstitel samt Vollstreckungsklausel und Zustellungsnachweis beigeflgt

sind, einreichen. Eine Ausnahme bildet hier die Zwangsvollstreckung in bewegliche
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korperliche Sachen durch den Gerichtsvollzieher insoweit, as dal3 diesem auch der
noch nicht zugestellte Titel Gbergeben werden kann, den er dann unmittelbar vor der
Pfandung zustellt. (Vgl. > Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine V oraussetzungen der

Zwangsvollstreckung".)

3.24.1.2.1 Gerichtsvollzieher

Uber den Gerichtsvollzieher ist es zunachst wichtig zu wissen, dal er ein staatliches
Vollstreckungsorgan ist; entgegen der haufig anzutreffenden Meinungist er kein
Glaubigervertreter.

Obwohl der Gerichtsvollzieher weitgehend selbsténdig arbeitet und auch ein eignes
Biro unterhdlt, ist er Beamter und unterliegt der Aufsicht des Gerichts.
Gerichtsvollzieher haben ihren Amtssitz beim Amtsgericht, welches auch eine
Verteilerstelle flr Gerichtsvollzieherauftréage unterhdlt, die eingehende
Vollstreckungsauftrage automatisch an den fir einen Schuldner zusténdigen

Gerichtsvollzieher weiterleitet.

Fir Schuldner sind besonders drei Aufgaben des Gerichtsvollziehers relevant, diese

sind:

e Zustellung von Schriftstiicken: Eine haufige Form der Zustellung von Titeln ist
die durch den Gerichtsvollzieher. Bei der Zustellung Uberreicht der
Gerichtsvollzieher dem Schuldner den Titel und dokumentiert die Ubergabein
der Zustellungsurkunde. Gleichzeitig unternimmt er einen ersten
Pfandungsversuch. (Vgl. beziglich der Einzelheiten - die Pkte. 3.2.4.1
"Allgemeine Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung” und 3.2.4.2
"Sachpfandung (Zwangsvollstreckung in kérperliche Sachen) (88 808 bis
827 ZPO)".)

Der Gerichtsvollzieher stellt auRerdem Pfandungs- und Uberwei sungsbeschl lisse

als rechtliche Voraussetzung fir Lohn- und Soziallei stungspféndungen sowie fr
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K ontenpfandungen beim Drittschuldner zu und dokumentiert die Ubergabe in
der Zustellungsurkunde.

Jeder Gerichtsvollzieher kann Zustellungen fir das gesamte Inland durchfihren,
wobei er entweder personlich zustellt oder per Post zustellen &3, (Zur
"Zustellung" vgl. ggf. unter Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine V oraussetzungen der
Zwangsvollstreckung".)

*  Durchfihrung von Zwangsvollstreckungsmaf3nahmen: siehe hierzu >
Pkt.3.2.4.2 "Sachpfandung (Zwangsvollstreckung in kérperliche Sachen)
(88 808 his 827 ZPO)".

e Abnahmeder eidesstattlichen Versicherung: Seit der zum 01.01.1999 in Kraft
getretenen Anderung der ZPO ist ausschlief3lich der Gerichtsvollzieher zur
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung berechtigt; zu den Einzelheiten siehe
- Pkt. 3.2.10 "Eidesstattliche Versicherung”.

Der Gerichtsvollzieher erscheint grundsétzlich immer erst dann beim Schuldner,
wenn ein vollstreckbarer Titel, also z.B. ein Vollstreckungsbescheid vorliegt, der ja
Voraussetzung der Zwangsvollstreckung ist (vgl. > die Pkte. 3.2.4.1 "Allgemeine
V oraussetzungen der Zwangsvollstreckung” und 3.2.4.1.1 "Vollstreckbare Titel").

Die Aufgaben des Gerichtsvollziehersin der Zwangsvollstreckung haben sich
innerhalb der vergangenen Jahre wesentlich verandert: pfandete er urspriinglich
héaufig Gegenstande in der Wohnung des Schuldners, so kommt dies heute aufgrund
der bei der Versteigerung zu erzielenden nur noch geringen Erlése immer seltener
vor, denn nach § 812 ZPO missen der Wert und die Kosten der Pfandungs-

maldnahme im Verhdtnis zu dem erzielten Erl6s stehen.

Trotzdem erscheinen Gerichtsvollzieher noch immer haufig in den Wohnungen der
Schuldner, und zwar zum einen deshalb, weil ein erfolgloser Pfandungsversuch nach
§ 807 ZPO Voraussetzung fur den Antrag des Gléubigers auf Abgabe einer
eidesstattlichen Versicherung des Schuldnersist (siehe > Pkt. 3.2.10 "Eidesstattliche

Versicherung").
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Zum anderen bietet der Besuch des Gerichtsvollziehers fur den Gléaubiger die
Moglichkeit, unter Umstanden mehr tber die Verhdtnisse des Schuldners zu
erfahren (z.B. den Namen des Arbeitgebers): der Gerichtsvollzieher kann dieim
Rahmen eines Pfandungsversuchs gewonnenen Informationen nach 8§ 806 a ZPO an
den Glaubiger weitergeben. Hierzu gehdren auch Angaben, die erwachsene
Haushaltsangehdrige des Schuldners gemacht haben. Grundsatzlich gilt jedoch,
dafd weder der Schuldner noch die Angehdrigen zur Erteilung von Auskinften
ver pflichtet sind und dal3 der Gerichtsvollzieher sie auf die Freiwilligkeit ihrer

Angaben hinweisen muf3!

Seit 01.01.1999 konnen Gerichtsvollzieher aufgrund einer Anderung der ZPO gemaR
§ 806 b ZPO mit Zustimmung des Glaubigers Ratenzahlungen des Schuldners
bewilligen, wenn der Pfandungsversuch fruchtlos verlaufen ist.

Der Gerichtsvollzieher soll aufgrund dieser neuen gesetzlichen Regelung in jeder
Lage des Zwangsvollstreckungsverfahrens auf eine gitliche und ztgige Erledigung
hinwirken. In Fallen, in denen er keine pfandbaren Gegenstande vorfindet, der
Schuldner jedoch glaubhaft versichert, die Schuld kurzfristig in Teilbetragen zu
tilgen, zieht der Gerichtsvollzieher diese Tellbetrage ein, sofern der Glaubiger damit
einverstanden ist, wobei die Tilgungi.d.R. innerhalb von 6 Monaten erfolgt sein soll.
Gibt es jedoch nach der fruchtlosen Pfandung keine Ratenzahl ungsvereinbarung, hat
der Glaubiger die Moglichkeit, die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung zu
beantragen.

Von den Gerichtsvollziehern zu unterscheiden sind die Vol lstreckungsbeamten bzw.

Vollziehungsbeamten der 6ffentlichen Glaubiger; siehe hierzu -> Pkt. 3.2.11
"Offentliche Glaubiger".
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3.2.4.1.2.2 Vollstreckungsgericht

Das Vollstreckungsgericht ist das Amtsgericht am Wohnsitz des Schuldners.

Esist zustandig u.a. fir:

» die Forderungspfandung (vgl. = Pkt. 3.2.4.3 "Forderungspfandung (88 828 bis
863 ZPO)")

» die Zwangsvoallstreckung in das unbewegliche Vermdgen (Zwangsversteigerung
und Zwangsverwaltung von Grundstiicken, Wohnungsei gentum und
Erbbaurechten) (vgl. - Pkt. 3.2.4.2.1 "Immobilien-Zwangsvollstreckung")

» dieEinlegung aler Rechtsmittel innerhalb der Zwangsvollstreckung (wie z.B.
die Erinnerung) (vgl. = die Pkte. 3.2.4.4 ff. " Schuldnerschutz in der

Zwangsvollstreckung™).

3.2.4.1.2.3 Grundbuchamt

Das Grundbuchamt beim Amtsgericht ist zustandig fur die Eintragung von
Zwangshypotheken.

3.24.2 Sachpfandung (Zwangsvollstreckung in kor perliche
Sachen) (88 808 bis 827 ZPO)

Die Sachpfandung ist digjenige Zwangsvollstreckungsmal3nahme, mittels derer der
Glaubiger i.d.R. zuerst im Rahmen der Zwangsvollstreckung versucht, seine
Forderung zu befriedigen. Der Glaubiger kann nach der ordnungsgemal3en
Zustellung des vollstreckbaren Titels grundsétzlich allen Besitz von Wert des
Schuldners durch einen von ihm beauftragten Gerichtsvollzieher (vgl. > Pkt.
3.2.4.1.2.1 "Gerichtsvollzieher") pfanden lassen. Jedoch diirfen weder der Glaubiger
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selbst noch ein anderer von ihm Beauftragter (z.B. ein Inkassounternehmen) pfanden,
sondern Pfandungen vornehmen dirfen ausschlie3lich Gerichtsvollzieher. Der

Schuldner sollte in jedem Fall verlangen, dal3 sich der Gerichtsvollzieher ausweist.

Dem Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher fugt der Glaubiger neben dem
Vollstreckungstitel auch eine Forderungsaufstellung bel. Anhand dieser
Forderungsaufstellung kann der Gerichtsvollzieher die genaue Hohe der vom
Glaubiger geltend gemachten Forderung ersehen, denn neben dem im
Vollstreckungstitel aufgefiihrten Betrag (Hauptforderung plus Zinsen plus Kosten)
kann sich die Gesamtforderung mittlerweile z.B. durch weitere Vollstreckungskosten
erhéht haben und somit die im Vollstreckungstitel genannte Summe Ubersteigen.
Dies mul3 der Gerichtsvollzieher bel der Pfandung berticksichtigen und den Titel erst
dann an den Schuldner aushandigen, wenn die gesamte Forderung ausgeglichen ist.
AulBerdem erméglicht die Forderungsaufstellung dem Schuldner bel Erscheinen des
Gerichtsvollziehers eine Uber priifung der vollstreckbaren Forderung, indem er
z.B. darauf achtet, dal3 die Forderung nicht bereits friher teilweise oder sogar ganz
beglichen worden ist und der Glaubiger dies Ubersehen hat. In diesem Fall mifite der
Schuldner dann entweder dem Gerichtsvollzieher eine Quittung des Gléubigers oder
einen entsprechenden Beleg der Bank bzw. Post vorlegen oder aber
Vollstreckungsgegenklage gegen der Glaubiger erheben (vgl. hierzu > Pkt.
3.2.4.4.1.2 "Voallstreckungsabwehrklage (Vollstreckungsgegenklage) (§ 767 ZPO)").

Bel der Pfandung verwertbaren Besitzes des Schuldners wird der Gerichtsvollzieher
in den wenigsten Fallen Bargeld in Hohe der Forderung vorfinden, welches er
einziehen und an den Glaubiger ausbezahlen konnte. Der Gerichtsvollzieher wahlt
deshalb aus dem Besitz des Schuldners geeignete Sachen aus, die anschlief3end durch
Versteigerung verwertet, d.h. zu Geld gemacht werden. Aus diesem Erl6s wird dann
die Forderung des Glaubigers befriedigt.

Es gibt jedoch Pfandungsbeschr &nkungen: Gegenstande, die fur den Schuldner zur
Fuhrung eines menschenwiirdigen Lebens erforderlich sind, dirfen nicht gepféandet
werden (gesetzlicher Schuldnerschutz); diesist in den 88 811 bis 813 aZPO
geregelt.
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Unpfandbar sind vor allem: die gesamte einfache Wohnungsei nrichtung
einschlief}lich Kuhlschrank, Radio, einfachem Farbfernsehgerét, Wasche, Kleidung
usw. sowie alles, was zur Austibung der Berufstétigkeit erforderlich ist (siehe hierzu
im einzelnen § 811 ZPO).

Auch ist das Auto eines berufstéatigen Schuldners, der aufgrund seiner
Berufsausiibung auf ein Fahrzeug angewiesen ist, nicht pfandbar; handelt essich
allerdings um ein Auto von hohem Wert, kann der Gerichtsvollzieher es gegen ein

weniger wertvolles austauschen (sogenannte "Austauschpfandung”; vgl. unten).

Erscheint der Gerichtsvollzieher mit dem Vollstreckungsauftrag erstmals an der Tur
des Schuldners, so kann dieser ihm das Betreten und / oder die Durchsuchung seiner
Wohnung oder seiner Geschaftsraume verweigern. Auch der Gerichtsvollzieher
darf ohnerichterlichen Durchsuchungsbefehl nicht die Wohnung oder die
Geschaftsraume des Schuldner s betreten, wenn dieser damit nicht
einverstanden ist! Tut er esdennoch, so macht er sich strafbar.

Verweigert der Schuldner dem Gerichtsvollzieher das Betreten oder die
Durchsuchung seiner Wohn- oder Geschéftsraume, muf3 sich der Glaubiger einen
richterlichen Durchsuchungsbeschlul? beim V ollstreckungsgericht besorgen, mit dem
sich der Gerichtsvollzieher dann auch gegen den Willen des Schuldners Zutritt
verschaffen kann.

Nur ausnahmsweise, und zwar dann, wenn "Gefahr im Verzug" i, ist der
Gerichtsvollzieher zur zwangswei sen Wohnungsdurchsuchung auch ohne
richterliche Durchsuchungsanordnung berechtigt: dies gilt nur in dem Fall, wenn die
konkrete Gefahr besteht, dal3 der Schuldner pfandbare Gegensténde wegschaffen

koénnte um sie der Pfandung zu entziehen.

Der Schuldner kann bel Erscheinen des Gerichtsvollziehers die Pfandung noch
abwenden, indem er entsprechend dem Vollstreckungstitel zahlt. Der
Vollstreckungstitel wird ihm dann ausgehandigt. Die andere Moglichkeit zur
Abwendung der Pfandung besteht darin, dem Gerichtsvollzieher durch Vorlage der
entsprechenden Belege die vom Glaubiger bewilligte Stundung oder die

zwischenzeitlich erfolgte Zahlung der gesamten Forderung nachzuwei sen.
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Der Gerichtsvollzieher ist befugt, die Wohnung des Schuldners sowie Keller und
Speicher, samtliche Behaltnisse und auch die Kleidung, die der Schuldner trégt, nach
pfandbaren Sachen zu durchsuchen. Er ist berechtigt, verschlossene Tiren durch
entsprechende Firmen 6ffnen zu lassen und bei Widerstand kann Gewalt durch die
Inanspruchnahme von Hilfe durch die Polizei angewendet werden. Gegenstande mit
einem Wert von unter 300,00 DM werden jedoch meist nicht gepfandet. Der

Glaubiger hat das Recht, bel der Pfandung anwesend zu sein.

Gegen die Art und Weiseder Pfandung kann sich der Schuldner wehren,
ebenso im Falle der Pfandung von Gegensténden, dieder Schuldner dringend
bendtigt! Hierzu muf3 bei dem Gericht, von dem der Gerichtsvollzieher beauftragt
wurde, das Rechtsmittel der Erinnerung eingelegt werden (siehe hierzu - Pkt.
3.2.4.4.1.1 "Erinnerung (8 766 ZPO)").

Befinden sich in der Wohnung des Schuldners Gegenstande, die nicht ihm selbst
sondern einem Dritten gehdren, muf3 der Schuldner dies sofort und einwandfrei
nachweisen kdnnen. Anderenfalls kdnnen diese Gegenstande gepfandet werden und
der tatsachliche Eigentimer kann Klage, sogenannte "Drittschuldnerklage" erheben,
um die Sachen zurtick zu bekommen (siehe - Pkt. 3.2.4.4.1.3 "Widerspruchsklage
(Drittwiderspruchsklage) (8 771 ZPO)"). Der Gerichtsvollzieher ist nicht zur Prifung
der Eigentumsverhaltnisse verpflichtet.

V on Bedeutung kann dies z.B. auch bei Gegenstanden sein, die unter Eigentums-
vor behalt geliefert wurden, d.h. die solange Eigentum des Verkaufers sind, bissie
vollstéandig bezahlt sind oder auch bei Sachen, die sicherungsiiber eignet sind (z.B.
Sicherungsiibereignung des Autos an die Bank zur Absicherung eines Kredits; vgl.

- Pkt. 3.2.5 "Sicherungstibereignung™).

In den Féllen, in denen die pfandbaren Gegensténde Eigentum des Ehegatten des
Schuldners oder beider Ehepartner sind, darf der Gerichtsvollzieher pfénden

(8 739 ZPO), da hier geméaR § 1362 BGB zugunsten des Glaubigers vermutet wird,
daf’ es sich um Eigentum des Schuldners handelt. Ausgenommen hiervon sind jedoch
Gegenstande, die ausschliefdlich zum personlichen Gebrauch des Ehepartners
bestimmt sind, z.B. Kleidung, personlicher Schmuck. Der Ehegatte muf3 genau wie

andere Dritte Klage erheben, um die Sachen zurlick zu erhalten.
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Fur nichteheliche Lebensgemeinschaften gilt 8 739 ZPO jedoch nicht!

Um eine sogenannte "Austauschpfandung” handelt es sich, wenn der
Gerichtsvollzieher hochwertige notwendige und somit eigentlich unpfandbare
Gegenstande gegen einfache Ersatzstlicke austauscht, z.B. das moderne
Farbfernsehgerét des Schuldners wird gegen ein einfaches Modell ausgetauscht. Die
Austauschpfandung ist jedoch nur dann erlaubt, wenn der erwartete

Vollstreckungserl6s den Wert des Ersatzstiickes erheblich Gbersteigt.

Kann der Gerichtsvollzieher die gepfandeten Gegensténde nicht sofort mitnehmen,
bringt er darauf das Pfandsiegel ("Kuckuck™) an. Dies gilt auch fir Sachen, die dem
Schuldner bis zum Versteigerungstermin zum weiteren Gebrauch tberlassen werden.
Der Schuldner darf diese Gegenstande weder verkaufen, verschenken, aus der
Wohnung schaffen, unauffindbar verstecken oder beschédigen, auch darf er das
Pfandsiegel weder beschadigen, ablésen oder unkenntlich machen; handelt er dem
zuwider, so hat er die "Verstrickung" gebrochen (Verstrickungsbruch, § 136 StGB)
und er wird strafrechtlich verfolgt. Die Pfandung ist auf3erdem insoweit strafrechtlich
geschiitzt, dal3 auch die Vereitelung der Pfandung durch Veraul3erung von

V ermogensgegenstanden zum Zwecke der Verhinderung der Befriedigung des
Glaubigers bestraft wird.

Der Schuldner mufd dem Gerichtsvollzieher keine weiteren Auskinfte tUber seine
sonstige wirtschaftliche Situation geben, d.h. insbesondere nicht dartiber, wer der
Arbeitgeber ist oder ob der Lebenspartner hinzuverdient. Grundsétzlich gilt, dald
weder der Schuldner noch die Angehdrigen zur Erteilung von Auskiinften

ver pflichtet sind und dal3 der Gerichtsvollzieher sie auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinweisen muf3! (Vgl. hierzu auch > Pkt. 3.2.4.1.2.1 "Gerichts-

vollzieher".)

Der Schuldner sollte sich keinesfalls mit Gewalt gegen die Pfandung wehren und
auch keine Gewalt androhen, denn in beiden Féllen handelt essich i.d.R. um
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und somit nach § 113 StGB um eine
Straftat.
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Die Verwertung der gepfandeten Gegenstande erfolgt i.d.R. durch offentliche
Versteigerung (8 814 ZPO), bei der nach 8 817 a ZPO das Mindestgebot bei 50 %
des gewohnlichen Verkaufswertes liegen mul. Der Mei sthietende erhélt den
Zuschlag. Den Termin zur Versteigerung setzt der Gerichtsvollzieher an.

Die Zwangsverwertung der gepfandeten Sachen kann der Schuldner gemal3

§ 813 a ZPO durch freiwillige Leistungen abwenden; auf Antrag des Schuldners
ordnet das Vollstreckungsgericht dann ein Verwertungsmoratorium an, d.h. die
Verwertung der Pfandsachen kann flr eine bestimmte Zeit unter Anordnung von
Zahlungsfristen ausgesetzt werden (zu den Einzelheiten siehe § 813 a ZPO).

In allen Fallen, in denen der Gerichtsvollzieher freiwillige oder zwangsweise
Leistungen (Geld oder Pfandgegensténde) des Schuldners erhét, mufd er dem
Schuldner dievollstreckbare Ausfertigung des Titels sowie eine Quittung
Ubergeben. Leistet der Schuldner nur einen Teil der Gesamtforderung, so ist dieser
Teil auf der vollstreckbaren Ausfertigung des Titels zu vermerken und dem
Schuldner eine Quittung Uber den Teilbetrag auszuhandigen. Zusétzlich hat der
Schuldner das Recht, nachtréglich eine Quittung tber die Leistung vom Glaubiger zu
verlangen (8 757 ZPO).

Seit 01.01.1999 konnen Gerichtsvollzieher gemal? § 806 b ZPO bei fruchtloser
Pfandung mit Zustimmung des Gléubigers auch Ratenzahlungen des Schuldners
bewilligen; zu den Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.4.1.2.1 "Gerichtsvollzieher".

3.24.2.1 Immobilien-Zwangsvollstreckung

Bel der Immobilien-Zwangsvollstreckung handelt es sich um Zwangsvoll-
streckungsmal3nahmen in unbewegliches Vermogen.

Ist der Schuldner Eigentiimer von Grundstiicken oder von grundstticksahnlichen
Rechten (dies sind u.a. Erbbaurechte und Wohnungseigentumsrechte, sofern sieim
Grundbuch eingetragen sind), so hat der Glaubiger verschiedene Moglichkeiten der
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Zwangsvollstreckung (8 866 ZPO): die Grundsttickszwangsver steigerung und die
Grundstickszwangsver waltung sind Befriedungsmadglichkeiten fur den Glaubiger,
die Zwangshypothek ist eine Sicherungsmdglichkeit fir den Glaubiger (vgl.
DAVID, 1989, S. 267).

Die Grundstlickszwangsvollstreckung ist ein auf3erst kompliziertes Gebiet, das hier
alenfalls oberflachlich skizziert werden kann. Die Beratung des Schuldnersin

diesen Féllen sollte unbedingt Spezialisten vorbehalten bleiben!

Aufgrund der Veranderungen auf dem Wohnungsmarkt und der dadurch standig
steigenden Zahl von Haus- und Wohnungseigentiimern steigt auch die Zahl
gescheiterter Bau- bzw. Kauffinanzierungen. Trotz der erforderlichen
Weliterverweisung des Schuldners an Fachleute auf diesem Gebiet (z.B. Juristen,
spezialisierte Schuldnerberater) ist es deshalb notwendig, sich zumindest erste
Grundkenntnisse der Immobilien-Zwangsvollstreckung zu verschaffen.
Literaturhinweis. z.B. GROTH, SCHULZ, SCHULZ-RACKOLL, 1994, S. 134 bis
140.

Aus den oben erwahnten Entwicklungen folgt, dal3 der in der Praxis der

Schuldnerberatung in Bezug auf die Immobilien-Zwangsvollstreckung am héufigsten
vorkommende Fall der der gescheiterten Bau- bzw. Kauffinanzierung ist. Hierbel ist
der Schuldner nicht mehr in der Lage, den Ratenverpflichtungen aus den fur den
Haus- oder Wohnungskauf aufgenommenen Krediten nachzukommen. Die Bank
kann nun das Haus oder die Wohnung zwangsversteigern lassen, dasiei.d.R. as
Sicherheit fir den Kredit eine Hypothek oder Grundschuld im Grundbuch
eingetragen hat, aus der zwangsvollstreckt werden kann.

Das Gericht setzt dann auf Antrag der Bank ein Mindestangebot fur das Haus oder
die Wohnung fest und gibt den Termin der Zwangsversteigerung bekannt. Wird das
Wohneigentum verkauft, muf3 der Schuldner ausziehen (notfalls erfolgt die
zwangswei se Raumung der Wohnung, es droht Obdachlosigkeit) und meist hat er
aufgrund der Differenz zwischen Versteigerungserl6s und tatséchlicher Héhe des
Hypotheken-Kredits trotzdem noch immer Schulden.

Ist das Wohneigentum fir den Schuldner definitiv auf keinen Fall mehr finanzierbar
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(zur Prifung - auch in Bezug auf eventuelle Méglichkeiten der Umschuldung - sollte
auch hier auf jeden Fall fachspezifischer Rat eingeholt werden), sollte er versuchen,
das Haus bzw. die Wohnung selbst zu verkaufen, um so einen besseren Erlésalsim
Rahmen einer Versteigerung zu erzielen und die verbleibenden Restschulden so
niedrig wie moglich zu halten.

Es mul3 jedoch davon ausgegangen werden, dal? die Restschulden in jedem Fall
erheblich sein werden und dal? die Glaubiger diese dann i.d.R. beispielsweise mittels
Lohnpfandungen (vgl. > die Pkte. 3.2.4.3 ff. "Forderungspfandung (88 828 his

863 ZPO)") beitreiben werden.

M dglichkeiten der Hilfe fir den Schuldner sind bei Vorliegen der entsprechenden
V oraussetzungen die Beantragung von Wohngeld (siehe > Pkt. 3.2.13.1.4
"Wohngeld") sowie die Beantragung von Wohneigentumssicherungshilfe.

Die Wohneigentumssicherungshilfe ist auf Landesebene geregelt. Die nachfolgenden
Ausfuhrungen dazu beziehen sich auf Nordrhein-Westfalen.

"Wohneigentumssi cherungshilfe (WESH) soll in eine Notlage geratene Eigentiimer
und Eigentimerinnen von mit Wohnungsbaumitteln des Landes geftrderten
Familienheimen oder Eigentumswohnungen davor bewahren, ihr Heim durch
Zwangsversteigerung zu verlieren. Die Hilfe wird in Form von gunstigen Darlehen,
aber auch durch andere Instrumente wie z.B. Umschuldung oder qualifizierte
Beratung, gewahrt." (WOHNEIGENTUMSSICHERUNGSHILFE, 1998, S. 1)
Hierbei soll durch "(...) Verhandlungen mit den Glaubigern und sonstigen
Beteiligten, gezielte Umschuldungen oder auch Gewdahrung gunstiger Darlehen (...)
erreicht werden, dal3 die kiinftige Belastung fur die Familie tragbar gestaltet werden
kann. Die Hohe der Darlehen ist dabei abhangig von den Umsténden des
Einzelfales' (ebd., S. 1).

Literaturhinweis: Zu den Einzelheiten der WESH siehe die Broschure

"Wohneigentumssi cherungshilfe" (Bezugsquelle unten).

Die nachfolgenden Ausfiihrungen schildern die Grundztige der |mmobilien-
Zwangsvollstreckung:
Zunéchst ist festzuhalten, dai selbstversténdlich auch bel der Grundstiicks-

zwangsvollstreckung die allgemeinen Voraussetzungen der Zwangs-
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vollstreckung vorliegen missen (vgl. > Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine V oraussetzungen
der Zwangsvollstreckung").

Nach den Bestimmungen des § 869 ZPO werden die Grundstlickszwangs-
versteigerung und -verwaltung durch ein besonderes Gesetz geregelt, die
Vorschriften Uber die Zwangshypothek finden sich in den 88 866 bis 868 ZPO.
Gesetzliche Grundlage fur die Grundstiickszwangsversteigerung und -verwaltung ist

das Gesetz Uber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG).

Grundstickzwangsver steiger ung:
(Zum folgenden vgl. DAVID, 1989, S. 267 ff. und S. 292 ff.)

Die Zwangsversteigerung eines Grundstticks darf nur angeordnet werden, wenn der
Schuldner als Eigentiimer dieses Grundstiicks im Grundbuch eingetragen ist oder
wenn er Erbe des eingetragenen Eigentimersist (8 17 ZVG).

Die Anordnung erfolgt durch Beschlul3 des Vollstreckungsgerichts, welcher den
Beteilligten (zum Kreis der Beteiligten vgl. 8 9 ZVG) zugestellt wird. Auf3erdem wird
die Anordnung der Zwangsversteigerung in das Grundbuch eingetragen (8 19 ZVG).
Der Gerichtsbeschluf3, der die Zwangsversteigerung des Grundstiicks anordnet, hat
gleichzeitig die Wirkung einer Beschlagnahme des Grundstiicks zugunsten des
Glaubigers (8 20 ZVG), d.h. das Grundsttick darf nicht verauf3ert werden und der
Glaubiger hat ein Recht auf bevorzugte Befriedigung aus dem Versteigerungserl6s
(8 10Nr.52VG).

Diese Beschlagnahme betrifft allerdings nur das Grundstiick al's solches mit seinen
Bestandteilen und Zubehér, sowie sonstige Gegenstande, auf die sich eine Hypothek
erstreckt (siehe 88 1120 ff. BGB), nicht jedoch auch die Nutzungen des Grundstticks
wie z.B. Erzeugnisse, Miet- und Pachteinnahmen.

Da die Beschlagnahme die Nutzung des Grundstiicks nicht erfaldt, kann der
Schuldner das Grundsttick gemal3 88 21, 24 ZV G innerhalb einer ordnungsmaliigen
Wirtschaft verwalten und benutzen.

Sofern der Glaubiger die Nutzung des Grundstiicks ebenfalls erfassen will, mufl3 er
zusétzlich einen Antrag auf Anordnung der Grundstiickszwangsver waltung (siehe

unten) stellen.

Seite 45



Der Ver steiger ungstermin wird vom Gericht von Amts wegen bestimmt (88 35 ff.
ZV G) und den Beteiligten sowie dffentlich bekanntgegeben (88 39 ff. ZVG), wobei
zwischen der Anberaumung des Termins und dem Termin selbst i.d.R. nicht mehr as
6 Monate liegen sollen.

Bei der Versteigerung eines Grundstticks wird gemél3 8 44 ZV G jedoch nur ein
solches Gebot zugelassen, durch welches die dem Anspruch des betreibenden
Glaubigers vorgehenden Rechte sowie die Kosten des Verfahrens gedeckt werden
(sogenanntes "geringstes Gebot"). Der Zuschlag ergeht nach Anhorung der
Beteiligten durch Beschlul? an den Meistbietenden, sofern das geringste Gebot
erreicht ist.

Der Zuschlag darf nur in bestimmten Féllen versagt werden, vgl. hierzu 88 74 a, b
und 88 83 bis 85 aZVG: Der Zuschlag kann vor allem dann versagt werden, wenn
das im Zwangsverstei gerungstermin abgegebene Meistgebot unter sieben Zehnteln
des Grundstuckswertes bleibt und ein aufgrund einer Eintragung im Grundbuch
(z.B. elner Hypothek) Berechtigter, dessen Anspruch ganz oder teilweise durch das
Meistgebot nicht gedeckt ist, aber bei einem Gebot von 7/10 voraussichtlich gedeckt
sein wirde, die Versagung des Zuschlags beantragt; der Antrag muf bis zum Schluf3
der Verhandlung Uber den Zuschlag gestellt werden.

Die Hohe des Grundstiickswertes wird vom V ol streckungsgericht, ggf. unter
Hinzuziehung von Sachverstandigen, festgesetzt; der BeschluR ist mit dem

Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde anfechtbar.

Als Schutz des Eigentimers vor der Verschleuderung von Grundbesitz ist zum
01.07.1979 § 85 a ZVG in Kraft getreten. Danach gilt als Grundsatz, dal3 bei der
Versteigerung der Zuschlag von Amts wegen zu versagen ist, wenn das abgegebene
Meistgebot die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht. Diese Regelung gilt
jedoch nur fur den ersten Versteigerungstermin, in eéinem neuen Termin kann der
Zuschlag aus diesem Grund nicht mehr versagt werden.

Sollte der Zuschlag entgegen 8 85 a ZV G erteilt worden sein, so hat jeder Betelligte
innerhalb von 2 Wochen ab V erkiindung des Zuschlagsbeschlusses die M églichkeit,
Beschwerde aufgrund dieses V erstol3es einzureichen (88 95, 97, 100 ZVG).

Vollstreckungsschutz fir den Grundstiickseigentiimer bietet 8 30 aZVG: auf
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Antrag des Schuldners hin ist eine gerichtlich angeordnete Grundsttickszwangs-
versteigerung vom Vollstreckungsgericht einstweilen auf die Dauer von hdchstens 6
Monaten einzustellen, wenn Aussicht besteht, dal3 durch die Einstellung die
Versteigerung vermieden wird, und wenn die Einstellung nach den personlichen und
wirtschaftlichen Verhaltnissen des Schuldners sowie nach der Art der Schuld der
Billigkeit entspricht.

Dieser Antrag ist innerhalb von 2 Wochen ab Zustellung der Verfligung, in welcher
der Schuldner auf das Recht zur Stellung des Einstellungsantrags, den Fristbeginn
und die Rechtsfolgen eines fruchtlosen Fristablaufs hingewiesen wird, zu stellen.
Die einstweilige Einstellung ist durch Beschluf3 anzuordnen, vor dessen Erlal3 der
betreibende Glaubiger und der Schuldner zu héren sind.

Der Antrag des Schuldnersist nach 8 30 aAbs. 2 ZV G jedoch abzulehnen, wenn dies
fur den betreibenden Glaubiger nicht zumutbar wére.

Gegen den Beschlul3 ist innerhalb von 2 Wochen ab Zustellung des Beschlusses die
sofortige Beschwerde zulassig.

Die erneute Einstellung des Verfahrens ist nach 8 30 ¢ ZV G nur noch einmal
moglich.

Ist die Grundstlickszwangsversteigerung einstweilig eingestellt, so darf das
Verfahren gemai 8 31 ZVG nur auf Antrag des Gléaubigers fortgesetzt werden; stellt
dieser den Antrag nicht innerhalb der in 8 31 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3ZVG
genannten Fristen, so ist das Verfahren aufzuheben.

Grundstiickszwangsver waltung:
(Zum folgenden vgl. ebd., S. 267 ff. und S. 292 ff.)

Im Gegensatz zur Grundstiickszwangsversteigerung soll der Glaubiger bei der
Grundstiickszwangsverwaltung nicht aus dem Grundstiick an sich, sondern aus den
laufenden Ertrégen bzw. Einnahmen des Grundstiicks (z.B. Mieten, Pachten)
befriedigt werden. Diese Grundstiicksertrage werden durch die Zwangsverwaltung
fr ihn gesichert.

Oftmals wird die Grundstiickszwangsverwaltung zusétzlich neben der Grundstiicks-
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zwangsversteigerung betrieben (vgl. oben).

Die Anordnung der Grundstiickszwangsverwaltung erfolgt auf Antrag des
Glaubigers durch Gerichtsbeschluf3, der im Grundbuch einzutragen ist, und bewirkt
die Beschlagnahme des Grundstticks, von der ale land- und forstwirtschaftlichen
Erzeugnisse, Miet- und Pachteinnahmen erfaldt werden. Die Beschlagnahme hat
aulRerdem zur Folge, dal3 dem Schuldner die Verwaltung und Benutzung des
Grundstiicks entzogen wird (8 148 ZVG), jedoch sind ihm fir den Fall, dal3 er zur
Zeit der Beschlagnahme auf dem Grundstiick wohnt, die fir seinen Hausstand
unentbehrlichen Raume zu belassen (8 149 ZVG). Das Gericht bestellt einen
Zwangsverwalter, welcher berechtigt und verpflichtet ist, alle erforderlichen
Handlungen vorzunehmen, um das Grundstiick in seinem wirtschaftlichen Bestand

zu erhalten und ordnungsmaliig zu benutzen.

In der Praxis wird der betreibende Glaubiger aufgrund der V orschriften Gber die
Verteilung und Auszahlung der Grundstiicksertrége an die Beteiligten (deren
Darstellung hier zu weit fuhren wirde) selten eine Zahlung aus der Grundsticks-
zwangsverwaltung erhalten, es sei denn, die Nutzungen des Grundstticks sind ganz
erheblich. Hierin liegt einer der Grinde dafiir, dal3 neben der Zwangsverwaltung oft
gleichfalls die Zwangsversteigerung betrieben wird.

Das Zwangsverwal tungsverfahren wird aufgehoben, wenn der betreibende Glaubiger
befriedigt ist oder wenn er seinen Antrag zurticknimmt; auf3erdem kann die
Aufhebung gerichtlich angeordnet werden, wenn die Fortsetzung des Verfahrens
besondere Aufwendungen erfordert und der Glaubiger den notwendigen Geldbetrag
nicht vorschief¥ (8 161 ZVG).

Zwangshypothek:
(Zum folgenden vgl. ebd., S. 267 ff. und S. 292 ff.)

Bel der Zwangshypothek handelt es sich im Gegensatz zur Zwangsversteigerung und

Zwangsverwaltung nicht um eine Befriedigungsmoglichkeit des Glaubigers, sondern
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lediglich um eine Sicherungsmdglichkeit.

Voraussetzung fur die Eintragung einer Zwangshypothek (88 866 bis 868 ZPO) ist
ein formloser Antrag des Glaubigers an das Grundbuchamt, auf3erdem muf3 der
Schuldner als Eigentimer des Grundstticks im Grundbuch eingetragen sein und der
dem Schuldner bereits zugestellte vollstreckbare Titel muf3 auf einen Betrag von Uber
1.500,00 DM Hauptforderung lauten (ist der Betrag niedriger, kann der Glaubiger
jedoch die Grundstiickszwangsversteigerung und / oder -zwangsverwaltung
betreiben).

Durch die Eintragung einer Zwangshypothek hat der Glaubiger zwar eine Sicherheit
erlangt, jedoch hat er damit noch nicht sein Geld bekommen. Er wird allerdings
aufgrund dieser Sicherheit eventuell bereit sein, die Forderung noch eine Zeitlang zu
stunden. (Dieser gewisse Vorteil ware fir den Schuldner jedoch u.U. auch durch die
freiwillige Eintragung einer Hypothek zu erreichen gewesen, ohne dal3 es wegen der

Forderung zu einem Prozel3 gegkommen waére.)

Erhélt der Glaubiger aufgrund der Zwangshypothek sein Geld nicht, wird er ggf. die
Zwangsversteigerung und / oder die Zwangsverwaltung des Grundstticks
veranlassen, in der dann die Verwertung seines durch die Zwangshypothek

gesicherten Rechts erfolgt.

Wird die Forderung des Glaubigers voll befriedigt, der vollstreckbare Titel vom
Gericht aufgehoben, die Zwangsvollstreckung vom Gericht fir unzuldssig erkléart
oder eingestellt, verwandelt sich die Zwangshypothek in eine dem Grundstiicks-
eigentiimer selbst zustehende Grundschuld.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Wohneigentumssicherungshilfe", herausgegeben
vom Ministerium fur Bauen und Wohnen des Landes Nordrhein-Westfalen,
ElisabethstraRe 5 - 11, 40217 Dusseldorf
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3.24.3 Forderungspfandung (88 828 bis 863 ZPO)

Hat der Schuldner Forderungen und Rechte gegentiber einer dritten Person
(sogenannter Drittschuldner), kann der Gléaubiger auch diese Forderungen und
Rechte pfanden und sich zur Einziehung Gberweisen lassen. Diese Vollstreckung in
Forderungen und Rechte, die der Schuldner gegentiber Dritten hat (z.B. Lohn,
Gehalt, Krankengeld, Wohngeld, Guthaben auf dem Girokonto), ist fir den
Glaubiger wesentlich effektiver und damit auch bedeutsamer alsdie
Zwangsvollstreckung in bewegliche Sachen (vgl. > Pkt. 3.2.4.2 " Sachpfandung
(Zwangsvollstreckung in korperliche Sachen) (88 808 bis 827 ZPO)").

Im Fall der Forderungspfandung beantragt der Glaubiger beim Vol lstreckungsgericht
den ErlaR eines Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses (vgl. = Pkt. 3.2.4.3.1
"Pfandungs- und UberweisungsbeschlufR"), mit dem er dann z.B. auf den Lohn oder
das Gehalt des Schuldners zugreifen kann. Der Arbeitgeber des Schuldners muf3 nach
Zustellung dieses Beschlusses die pfandbar en Betrége aus den kiinftigen Lohn-
bzw. Gehaltsabrechnungen bis zum Ausgleich der Forderung direkt an den Gléubiger
abfiihren (siehe hierzu jedoch > Pkt. 3.2.4.4.2 ff. "Pfandungsschutz bei der
Pfandung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen: Pfandungsfreigrenzen /
individuelle Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung der
Pfandungsfreigrenze") und darf sie nicht mehr an den Schuldner auszahlen.

Aufgrund von Forderungspfandungen ergeben sich in den meisten Féllen
Belastungen des Verhaltnisses zwischen Drittschuldner und Schuldner, vor allem
dann, wenn der Drittschuldner der Arbeitgeber ist. Unter Umsténden leidet das
Arbeitsverhdtnis, denni.d.R. wird wohl das Vertrauen des Arbeitgebersin den
Uberschuldeten Arbeitnehmer sinken, zudem entstehen fiir den Arbeitgeber
erhebliche Unannehmlichkeiten durch personellen und kostenmaéfdigen Mehraufwand
bei der Bearbeitung von Forderungspfandungen. Um diese Belastungen zumindest
zum Teil zu vermeiden, sollte der Schuldner bereits bei drohenden Lohn- und
Gehaltspfandungen ein offenes Gesprach mit dem Arbeitgeber suchen und ihm die
personlichen Lebensumstande schildern.
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Nicht nur der Arbeitslohn, sondern auch andere Geldleistungen sind pfandbar;
pfandbar bis zur Pfandungsfr eigr enze sind insbesondere:
* Lohn- und Gehaltsanteile

* Krankengeld

* Arbeitdosengeld und Arbeitslosenhilfe

*  Renten- und Hinterbliebenenbezilige.

Zu den Einzelheiten beziiglich der Pfandungsfreigrenze siehe - Pkt. 3.2.4.4.2 ff.
"Pfandungsschutz bei der Pfandung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen:
Pfandungsfreigrenzen / individuelle Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung

der Pfandungsfreigrenze”.

Grundsétzlich voll pfandbar sind insbesondere:

*  Giro- oder Sparguthaben bel Kreditinstituten (siehe jedoch - Pkt. 3.2.4.4.4 ff.
"Kontopfandung")

*  Anspriche aus Lebensversicherungen

*  Auszahlungen der Bausparsumme nach Zuteilung

o  Steuerriickzahlungen vom Finanzamt

* Mieteinkinfte (auch aus Untermiete).

Bedingt pfandbar sind insbesondere (8 850 b ZPO):

* Renten, die wegen der Verletzung des Korpers oder der Gesundheit zu
entrichten sind (z.B. Erwerbsunféhigkeitsrenten)

» Unterhatsrenten, die auf gesetzlicher Vorschrift beruhen

« fortlaufende Einklnfte aus Stiftungen und Freigebigkeit eines Dritten

*  Bezlige aus Witwen-, Waisen-, Hilfs- und Krankenkassen

*  Anspriche aus Lebensversicherungen, die ausschlief3lich auf den Todesfall

abgeschlossen sind.

Grundsatzlich unpféndbar sind insbesondere (8 850 a ZPO):
e Soziahilfe

» Erziehungsgeld

« Kindergeld (bei Uberschuldung der Eltern)

e Unterhaltsvorschufd
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* Pflegegeld

« die Halfte der Uberstundenvergiitungen

e Zulagen fur auswértige Beschaftigung, Gefahren-, Schmutz- und
Erschwerniszulagen u.d. (dazu gehdren jedoch nicht Zulagen fir Schichtarbeit)

e biszu maximal 540,00 DM des Welhnachtsgeldes

+  Urlaubsgeld, soweit es den Rahmen des Ublichen nicht tibersteigt.

Unbedingte V oraussetzung einer jeden Forderungspfandung ist jedoch, dal3 dem
Glaubiger die entsprechenden Informationen vorliegen, d.h. er mul3 z.B. in Erfahrung
gebracht haben, wo der Schuldner arbeitet, welche Renten er von welcher
Versicherung bezieht, bei welcher Bank (und ggf. unter welcher Kontonummer) ein
Guthaben besteht usw., denn erst dann kann er beim Gericht den Pfandungs- und
Uberwei sungsbeschluR beantragen. Deshalb sollten Schuldner diese

Infor mationen nicht ohne Not weiter geben.

Der Glaubiger hat jedoch bei der Beantragung des Pfandungs- und

Uberwei sungsbeschlusses die Mdglichkeit, einen Antrag auf Aufforderung des
Drittschuldners zur Erkl&rung nach § 840 ZPO (sogenannte Drittschul dnerauskunft;
siehe > Pkt. 3.2.4.3.3 "Drittschuldnerauskunft (8§ 840 ZPO)") zu stellen.

3.24.3.1 Pfandungs- und Uberweisungsbeschluf

Die Zwangsvollstreckung in Geldforderungen erfolgt durch Pfandungs- und
Uberwei sungsbeschlu3, welchen das Vol lstreckungsgericht auf Antrag des
Glaubigers erlalt.

Hierbel wird jedoch nur der angebliche Anspruch des Schuldners gegen den
sogenannten Drittschuldner (z.B. Arbeitgeber) gepfandet, eswird aso gerichtlich
nicht gepruft, ob dieser Anspruch tatséchlich besteht. Das bedeutet: existiert die
Forderung, ist sie gepfandet; gibt es die Forderung nicht, so geht die Pfandung ins
Leere. Aus diesem Grunde ist der Drittschuldner verpflichtet, dem Glaubiger gemal3
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§ 840 ZPO Auskunft tber den Bestand der Forderung zu erteilen (sogenannte
Drittschuldnerauskunft; zu den Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.4.3.3 "Drittschuldner-
auskunft (8§ 840 ZPO)").

Im Pfandungs- und Uberweisungsbeschlul wird

» dem Drittschuldner verboten, die gepféndete Forderung an den Schuldner zu
bezahlen (§ 829 Abs. 1 Nr. 1 ZPO),

» gleichzeitig wird dem Schuldner geboten, sich jeder Verfiigung Uber die
Forderung, insbesondere ihrer Einziehung zu enthalten, d.h. er darf sich die
Forderung z.B. weder auszahlen lassen noch darf er sie abtreten (8§ 829 Abs. 1
Nr. 2 ZPO),

» die gepfandete Forderung dem Glaubiger zur Einziehung Uberwiesen
(8 835 Abs. 1 ZPO), mit der Folge, dai3 der Glaubiger die Erfullung der
Forderung direkt vom Drittschuldner verlangen kann.

Der Pfandungs- und Uberweisungsbeschluf? bewirkt also, daf? der Schuldner die
Forderung nicht mehr geltend machen kann und dal3 der Drittschuldner mit

befreiender Wirkung nur noch an den Glaubiger zahlen kann.

3.24.3.2 Vorpfandung (8§ 845 ZPO)

Die Vorpfandung gemaf3 8 845 ZPO wird auch als "Pfandungsankiindigung"
bezeichnet. Es handelt sich hierbei um eine Besonderheit in der Zwangsvoll-
streckung, insofern, als dai3 dies die einzige Vollstreckungsmal3nahme ist, die der
Glaubiger selbst ohne die Tétigkeit oder Entscheidung eines V oll streckungsorganes
durchfuhren kann. Er mul3 lediglich die Benachrichtigung Uber die bevorstehende
Pfandung dem Drittschuldner und dem Schuldner durch den Gerichtsvollzieher

zustellen lassen.

Der Sinn der Vorpfandung liegt fur den Gléubiger darin, wahrend des Zeitraums, der
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zwischen der Beantragung des Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses und dessen
Zustellung an den Drittschuldner (wodurch er ja erst wirksam wird) liegt, das
Entstehen von Nachteilen zu vermeiden, denn die Forderung desjenigen Glaubigers,
dessen Pfandungsbeschlufd dem Drittschuldner zuerst zugestellt wird, ist gegentber
denen der anderen Glaubigern vorrangig (vgl. hierzu - Pkt. 3.2.7 "Rangfolge der
Forderungen"). Mittels der Vorpféndung nach 8§ 845 ZPO kann der Glaubiger
versuchen, sich - alerdings nur vorlaufig - den ersten Rang zu sichern, denn er
kindigt hiermit dem Drittschuldner sowie dem Schuldner den noch nicht erlassenen
gerichtlichen Pfandungsbeschluf3 an. Darliber hinaus soll nattrlich auch die
Auszahlung des Betrages an den Schuldner verhindert werden.

Die Vorpfandung nach § 845 ZPO bewirkt somit also bereits vor der Pfandung die
vorlaufige Beschlagnahme der Forderung durch den Glaubiger.

Die Vorpfandung erfolgt durch ein durch den Gerichtsvollzieher (ohne
Zwischenschaltung des Gerichts) zuzustellendes Schreiben des Glaubigers an
Drittschuldner und Schuldner, das den Hinweis auf die bevorstehende Pfandung, die
Aufforderung an den Drittschuldner, nicht an den Schuldner zu zahlen sowie die
Aufforderung an den Schuldner, sich jeder Verfligung Uber die Forderung,
insbesondere ihrer Einziehung zu enthalten, enthdlt. Aul3erdem missen in dem
Schreiben selbstverstandlich Glaubiger, Schuldner, Drittschuldner, Schuldgrund und
Forderungshthe genannt sein.

Der Drittschuldner darf aufgrund der V orpfandung jedoch noch nicht an den
Glaubiger zahlen, sondern er mul3 den pfandbaren Betrag vorlaufig einbehalten; er ist
aulerdem nicht verpflichtet, Auskunft gemal3 § 840 ZPO uber den Bestand der
Forderung zu erteilen (sogenannte Drittschuldnerauskunft; vgl. > Pkt. 3.2.4.3.3
"Drittschuldnerauskunft (§ 840 ZPO)").

Die Vorpfandung hat die Wirkung eines sogenannten Arrestes, d.h. sie bewirkt im
wesentlichen eine Beschlagnahme im Wege der Zwangsvollstreckung (vgl. oben).
Diese Wirkung ist jedoch auf den Zeitraum eines Monats befristet. Erlangt der
angekundigte Pfandungs- und Uberweisungsbeschluf? des Gerichts nicht innerhalb
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eines Monats seit der Zustellung der Vorpfandung Wirksamkeit, fallt die Wirkung
der Vorpfandung weg. Wird der gerichtliche Pfandungsbeschluf3 jedoch innerhalb
eines Monats zugestellt, gilt die Pfandung al's auf den Zeitpunkt der Vorpfandung
ausgebracht.

Zwar hat der Glaubiger die Moglichkeit, nach Ablauf der Monatsfrist eine erneute
Vorpfandung zu veranlassen, jedoch treten die Wirkungen der Vorpfandung jeweils
ab der Zustellung erneut ein, d.h. eine zweite Vorpfandung verlangert nicht die Frist

der vorhergehenden, sondern die Fristen sind jeweils getrennt wirksam.

Voraussetzung fur die Vorpfandung nach 8§ 845 ZPO ist lediglich, dal3 der Glaubiger
einen vollstreckbaren Schuldtitel hat.

3.24.3.3 Drittschuldnerauskunft (8 840 ZPO)

Der Drittschuldner, dem ein Pfandungsbeschlufd zugestellt worden ist, hat gemaf3
§ 840 ZPO eine Erklarungspflicht gegentiber dem Glaubiger. Diese Pflicht zur
Auskunft entsteht jedoch erst auf Verlangen des Gléubigers; die Aufforderung zur
Auskunftserteilung mufl3i.d.R. mit der Zustellung des Pfandungsbeschlusses
erfolgen, kann jedoch auch noch nachtréglich férmlich zugestel It werden.
Normalerweise hat der Glaubiger bei der Beantragung des Pfandungs- und
Uberwei sungsbeschlusses einen Antrag auf Aufforderung des Drittschuldners zur
Erkl&rung (8 840 ZPO; sogenannte Drittschul dnerauskunft) gestellt.

In diesem Fall muR3 dann der Drittschuldner (z.B. der Arbeitgeber des Schuldners)
dem Gléaubiger innerhalb von zwei Wochen nach der Zustellung des Pfandungs-
beschlusses an ihn erklaren,

1. obundinwieweit er die Forderung anerkennt und zu zahlen bereit ist,
2. ob und welche Anspriiche andere Personen an die Forderung stellen, wobel diese
anderen Personen namentlich zu nennen sind,
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3. obund aufgrund welcher Anspriiche die Forderung bereits fir andere Glaubiger
gepfandet ist.

Der Drittschuldner muf3 demnach insbesondere dariiber Angaben machen, ob der
Schuldner bei ihm beschéftigt ist, wie hoch der auszuzahlende Lohn ist bzw. welcher
Betrag der Pfandung unterliegt und wann mit einer Zahlung zu rechnen ist; dartiber
hinaus muf3 der Drittschuldner samtliche ihm vorliegenden rechtsgeschéftlichen
Abtretungen, zugestellte Pfandungs- und Uberwei sungsbeschl lisse sowie
Vorpféandungen und auch eigene Aufrechnungsmdglichkeiten aus Gehalts-
vorschiissen und Darlehen mitteilen.

Nach § 840 Abs. 2 Satz 1 ZPO muf3 die Aufforderung des Drittschuldners zur
Abgabe dieser Erkl&rungen in die Zustellungsurkunde aufgenommen werden.

Der Drittschuldner haftet gemaR § 840 Abs. 2 Satz 2 ZPO dem Glaubiger fur den aus
der Nichterflllung seiner Verpflichtung entstehenden Schaden. Dies gilt nicht nur im
Falle der Verweigerung der Abgabe der Erkl&rung, sondern auch, wenn die
Erkl&rung nicht rechtzeitig, unrichtig oder unvollstandig erfolgt. Dies gilt auch
unabhéngig davon, ob die Forderung des Schuldners tatséchlich besteht oder nicht.
Zwar hat der Glaubiger keinen einklagbaren Anspruch auf Abgabe der
Drittschuldnererklarung, aber er kann ohne K ostenrisiko gegen den Drittschuldner
auf Zahlung klagen, falls dieser diein 8§ 840 Abs. 1 ZPO geforderten Angaben nicht

macht.

Der Glaubiger kann sich auch wegen der Auskunftserteilung direkt an den
Drittschuldner wenden, reagiert dieser aber daraufhin nicht, so mul3 der Glaubiger
nachtréaglich nach § 840 ZPO vorgehen.

Der Drittschuldner ist jedoch bei der Vorpfandung nicht zur Auskunft verpflichtet
(vgl. = Pkt. 3.2.4.3.2 "Vorpfandung (8 845 ZPO)"); hier ist jedoch zu tberlegen, ob
durch freiwillige Auskunftserteilung nach Ricksprache mit dem Schuldner weitere

Vollstreckungskosten verhindert werden kénnen.
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3244 Schuldnerschutz in der Zwangsvollstreckung

Der Schuldner ist Zwangsvollstreckungsmal3nahmen nicht schutzlos ausgeliefert,
sondern es gibt eine Reihe von gesetzlichen Regelungen zum Schuldnerschutz in der
Zwangsvollstreckung. Aufgrund dieser Vorschriften kann sich der Schuldner gegen
Mal3nahmen der Zwangsvollstreckung wehren.

Es gibt verschiedene Rechtsbehelfe, auch Rechtsmittel genannt, die der Schuldner
einlegen kann, siehe hierzu - die Pkte. 3.2.4.4.1 ff. "Rechtsbehelfe (Rechtsmittel) in
der Zwangsvollstreckung”. Aufserdem gibt es Pfandungsschutzvor schriften; diese
sind besonders von Bedeutung bel der Pfandung von Arbeitseinkommen oder
Sozialleistungen, siehe hierzu - die Pkte. 3.2.4.4.2 "Pfandungsschutz bei der
Pfandung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen: Pfandungsfreigrenzen /
individuelle Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung der Pfandungsfreigrenze”
bis 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bei Sozialleistungen™.

BezUglich des Schuldnerschutzes in der Sachpfandung sowie in der Immobilien-
Zwangsvollstreckung siehe direkt unter > Pkt. 3.2.4.2 " Sachpféandung
(Zwangsvollstreckung in korperliche Sachen) (88 808 bis 827 ZPO)" bzw. 3.2.4.2.1

"Immobilien-Zwangsvollstreckung".

3.24.4.1 Rechtsbehelfe (Rechtsmittel)
in der Zwangsvollstreckung

Der Schuldner kann zu seinem Schutz eine Reihe von Rechtsbehelfen - auch
Rechtsmittel genannt - einlegen, um sich gegen die Zwangsvollstreckung zu wehren.
Genauso kénnen auch die anderen Beteiligten in der Zwangsvollstreckung, also
Glaubiger, Drittschuldner sowie dritte Personen, deren Vermégensgegenstande beim
Schuldner gepfandet wurden, Rechtsbehelfe in der Zwangsvollstreckung einlegen.

Diese Rechtsbehelfe in der Zwangsvollstreckung werden im folgenden unter den
Punkten 3.2.4.4.1.1 bis 3.2.4.4.1.5 dargestelIt.
Als Grundsatz fir die Beratungspraxis kann hierbei jedoch gelten, dald bei allen
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Rechtsmitteln, aus deren Bezeichnung bereits das Wort "Klage" (z.B.
Vollstreckungsabwehrklage) hervorgeht, die Einlegung unter Hinzuziehung eines

Rechtsanwaltes erfolgen sollte.

3.24.4.1.1 Erinnerung (8 766 ZPO)

Gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung kann gemél3 8 766 ZPO
Erinnerung eingelegt werden, Uber die dann das Vol lstreckungsgericht entscheidet.
Die Erinnerung ist in einigen Falen innerhalb einer Frist von 14 Tagen, i.d.R. jedoch
form- und fristlos beim Vollstreckungsgericht (diesist das Amtsgericht am Wohnort
des Schuldners) einzulegen.

Es gibt Rechtsantragsstellen bei den Amtsgerichten, die ein solches Rechtsmittel
kostenfrei aufnehmen. Die Erinnerung muf3 also nicht schriftlich eingelegt werden,
sondern es kann auch mindlich dem zusténdigen Rechtspfleger im Gericht mitgeteilt

werden, warum man sich gegen die Vollstreckung wehrt.

Gegen die Entscheidung des Vol lstreckungsgerichts bzw. des Rechtspflegers kann
sowohl der Schuldner als auch der Glaubiger innerhalb einer Frist von 2 Wochen die
sofortige Beschwerde an das Landgericht und ggf. die sofortige weitere Beschwerde

an das Oberlandesgericht einlegen.

Das Rechtsmittel der Erinnerung nach § 766 ZPO richtet sich besonders gegen die
Art und Weise der Pfandung, die der Gerichtsvollzieher vornimmit.

Hat dieser beispielsweise im Rahmen der Sachpféandung den Computer des
Schuldners gepfandet, den dieser unbedingt fur seine Erwerbstétigkeit bendtigt, kann
der Schuldner dagegen Erinnerung einlegen, d.h. er miféte beantragen, die
Zwangsvollstreckung aus dem Titel in diesen Gegenstand fur unzulassig zu erkléaren.
Genauso kann jedoch auch der Glaubiger Erinnerung einlegen, wenn der
Gerichtsvollzieher im obigen Beispiel den PC aus vorgenannten Grinden nicht
gepfandet hat, der Glaubiger diese Ansicht aber nicht teilt.
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3.2.4.4.1.2 Vollstreckungsabwehrklage (Vollstreckungsgegenklage)
(8 767 ZPO)

Die Vollstreckungsabwehrklage nach 8§ 767 ZPO wird héaufig auch Vollstreckungs-
gegenklage genannt. Sieist eine normale zivilrechtliche Klage, die der Schuldner
beim Prozef3gericht des ersten Rechtszuges (normalerweise also beim Amtsgericht)
einlegen mul3; sie wird auch von den Rechtsantragsstellen der Amtsgerichte

entgegengenommen.

Die Vollstreckungsabwehrklage bzw. Vollstreckungsgegenklage ist dasjenige
Rechtsmittel, das der Schuldner einlegen muf3, wenn er Einwendungen, die den
durch das Urteil festgestellten Anspruch selbst betreffen, geltend machen will.

Dies kann z.B. der Fall sein, wenn der Schuldner die Forderung bereits ganz oder
teilweise bezahlt hat, diese bereits verjahrt ist oder der Glaubiger die Schuld erlassen
oder gestundet hat, also immer dann, wenn Einwendungen die Forderung des
Glaubiger s als solche betr effen.

Die Vollstreckungsabwehrklage ist jedoch nur dann zuléssig, wenn die
Einwendungen des Schuldnersauf Grinden beruhen, die erst nach der
Titulierung entstanden sind, aso durch Einspruch nicht mehr geltend gemacht

werden konnen.

Der Zweck der Vollstreckungsabwehrklage (Vollstreckungsgegenklage) ist also
die Besaitigung der Vollstreckbarkeit desUrtells oder sonstigen Titels.

Der Schuldner kann beim Prozel3gericht (Gericht, das den Titel erlassen hat) die
Einstellung der Zwangsvollstreckung beantragen; das Gericht kann anordnen, dal3 bis
zum Erlal3 des Urteils die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicherheitseistung
eingestellt oder nur gegen Sicherheitsleistung fortgesetzt wird und dal3 Voll-
streckungsmal3regel n gegen Sicherheits eistung aufzuheben sind (8 769 Abs. 1 ZPO).
In dringenden Fallen kann das V ollstreckungsgericht eine solche Anordnung
erlassen, unter Bestimmung einer Frist, innerhalb der die Entscheidung des
Prozef3gerichts beizubringen sei. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist wird die
Zwangsvollstreckung fortgesetzt. (§ 769 Abs. 2 ZPO)
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Die Entscheidung tber diese Antrdge kann ohne mindliche Verhandlung ergehen.
(8769 Abs. 3 ZPO)

Gegen die Entscheidung des Gerichts kann das Rechtsmittel der sofortigen

Beschwerde innerhalb einer Frist von 2 Wochen eingelegt werden.

3.2.4.4.1.3 Widerspruchsklage (Drittwider spruchsklage)
(8 771 ZPO)

Die Widerspruchsklage bzw. die sogenannte Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO
ist das Rechtsmittel, das eine dritte Person, der "ein die Verdul3erung hinderndes
Recht" an dem gepfandeten Gegenstand zusteht, einlegen mul3, um sich gegen die
Pfandung zu wehren.

Eine solche dritte Person ist beispielsweise der tatséchliche Eigentiimer eines vom
Schuldner ausgeliehenen wertvollen Gegenstandes (z.B. Videorekorder) oder z.B.
der Lieferant, der die teure Stereo-Anlage unter Eigentumsvorbehalt (d.h. der
gelieferte Gegenstand bleibt bis zur vollstandigen Bezahlung Eigentum des
Lieferanten, auch wenn er sich im Besitz des Kunden befindet) geliefert hat.

Auch der Ehegatte des Schuldners, dessen Eigentum beim Schuldner gepféandet
wurde, kann sich mittels der Drittwiderspruchsklage gegen diese Pfandung wehren
und mul? beweisen, dal3 der gepfandete Gegenstand sein Eigentum und nicht
Eigentum des Schuldnersist.

Der Dritte hat in diesen Féllen nicht die Mdglichkeit, die Aufhebung der Pfandung
direkt beim Gerichtsvollzieher zu bewirken (vgl. hierzu > Pkt. 3.2.4.2 "Sach-
pfandung (Zwangsvollstreckung in korperliche Sachen) (88 808 bis 827 ZPO)"); er
muf3 deshalb den Glaubiger auffordern, die Sache herauszugeben; weigert sich
dieser, so kann der Eigentiimer seine Anspriiche mittels der Drittwiderspruchsklage

gerichtlich geltend machen.
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Hat der Dritte den Glaubiger allerdings vorgerichtlich nicht zur Freigabe des
gepfandeten Gegenstandes aufgefordert, sondern ihn direkt verklagt, und erkennt der
Glaubiger vor Gericht dann das Recht des Dritten an, so muf3 der Dritte als Klager

die Prozel3kosten tragen.

Der Dritte kann auch die Einstellung der Zwangsvollstreckung beziiglich des sichin

seinem Eigentum befindenden Gegenstandes beantragen (8 771 Abs. 3 ZPO).

3.24.4.1.4 Klage auf vorzugsweise Befriedigung (8 805 ZPO)

Die Klage auf vorzugsweise Befriedigung nach 8 805 ZPO steht demjenigen zu, der
ein gesetzliches Pfandrecht an einer Sache hat (vgl. dazu und zum folgenden
ACHENBACH, 1994, S. 20). Ein solches Pfandrecht hat z.B. der Vermieter an den
Sachen des Mieters, oder ein Gastwirt an den Sachen des Gastes.

Bei spielsweise kann der Wirt die Pfandung des von seinem Gast in der Gaststétte
vergessenen wertvollen Fotoapparates durch den Gerichtsvollzieher nicht verhindern,
auch wenn der Gast bei ihm Schulden hat. Der Wirt kann aber wegen seines
Anspruchs von dem die Pfandung betreibenden Glaubiger verlangen, dal3 aus dem
Verwertungserl 6s des Fotoapparates zunéchst seine Forderung - also bevorzugt -
befriedigt wird. Stimmt der Glaubiger dem nicht zu, so kann der Wirt auf
vorzugswel se Befriedigung nach § 805 ZPO klagen.
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3.24.4.1.5 Voallstreckungsschutz (in Hartefallen) (8§ 765 a ZPO)

Der Vollstreckungsschutz nach 8§ 765 a ZPO ist eine allgemeine Schul dnerschutz-
vorschrift: Auf Antrag des Schuldners kann das V ollstreckungsgericht eine
Mal3nahme der Zwangsvollstreckung ganz oder teilweise aufheben, untersagen oder
einstweilen einstellen, wenn die Mal3nahme unter voller Wirdigung des Schutz-
bedUirfnisses des Glaubigers wegen ganz besonderer Umstande eine Harte bedeutet,
die mit den guten Sitten nicht vereinbar ist (8 765 aAbs. 1 Satz 1 ZPO).

Das bedeutet, das Vollstreckungsgericht kann auf Antrag des Schuldners
Zwangsvollstreckungsmal3nahmen ganz oder teilweise aufheben oder untersagen,
wenn diese fur den Schuldner eine besondere Harte bedeuten wirden (vgl. dazu und
zum folgenden ebd., S. 20 1.).

Als"besondere Harte" gilt hierbei jedoch nicht allein schon, dai3 die Vollstreckungs-
mal3nahme schwerwiegende Folgen und Einschrankungen fir den Schuldner hétte,
sondern - und dieswird in der Rechtsprechung sehr eng ausgelegt - die Mal3nahme
mufite im Einzelfall zu einem vollig untragbaren Ergebnis fuhren, denn grundsétzlich
soll der Glaubiger sein mittels eines gerichtlichen Verfahrens festgestelltes Recht
auch durchsetzen konnen.

Darlber hinaus ist immer auch das weitergehende Schutzbedirfnis des Glaubigers zu
berlicksichtigen. Solche weitergehenden Schutzbeduirfnisse von Glaubigern kdnnen
z.B. titulierte Unterhaltsanspriiche oder Lohnanspriiche gegen einen in Konkurs
gegangenen Arbeitgeber sein (vgl. hierzu auch - die Pkte. 3.2.8 "Bevorrechtigte
Forderungen (im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)” und 3.2.13.2
"Unterhalt").

In der Praxis bedeutet dies, dal3 sehr harte Mal3stébe angelegt werden!
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3.24.4.2 Pfandungsschutz bel der Pfandung von
Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen:
Pfandungsfreigrenzen/individuelle Pfandungsfr eigrenze/
Anhebung und Senkung der Pfandungsfreigrenze

In den meisten Falen ist das Arbeitseinkommen die einzige Einkommensquelle eines
Schuldners. Es dient damit der Sicherung der Lebensgrundlage des Schuldners und
seiner Unterhaltsberechtigten. Aus diesem Grund ist das Arbeitseinkommen
besonders vor dem Zugriff der Glaubiger geschiitzt. Oberster Grundsatz ist hierbei
das aus dem verfassungsrechtlichen Sozial staatsprinzip abgel eitete Recht einer jeden
Person auf die Fuhrung eines menschenwiirdigen Lebens. Dieser Schuldnerschutz ist
gesetzlich geregelt in den 88 850 bis 850 k ZPO.

Arbeitseinkommen oder Sozialeistungen, die in Geld zahlbar sind, werden nach
§ 829 ZPO durch Zustellung des Pfandungsbeschlusses (vgl. - Pkt. 3.2.4.3.1
"Pfandungs- und Uberweisungsbeschluf") an den Drittschuldner gepfandet.

Der an den Glaubiger abzufhrende Betrag wird daraufhin mit Hilfe der amtlichen
L ohnpfandungstabelle zu § 850 ¢ ZPO ermittelt. (Tabelle zu 8 850 ¢ ZPO im
Anhang.)

§ 850 ¢ ZPO ist die zentrale Schuldner schutzvor schrift bel Arbeitseinkommen
und definiert, biszu welcher Hohe das Einkommen des Schuldner s nicht
gepfandet werden darf. Hierbei ist die Hohe des insgesamt pfandbaren Betrages
abhangig von der Hohe des Nettolohns und der Zahl der Personen, denen der
Schuldner aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen Unterhalt leistet (Unterhalts-
berechtigte).

Die Ermittlung des Nettol ohns ergibt sich aus § 850 e ZPO; esist jedoch in jedem
Fall darauf zu achten, dal3 unpfandbare und nur bedingt pfandbare Anteile des

L ohns entsprechend beriicksichtigt werden, z.B. Uberstundenvergiitungen, Urlaubs-
geld, Gefahrenzulagen (siehe hierzu im einzelnen - Pkt. 3.2.4.3 "Forderungs-
pfandung (88 828 bis 863 ZPO)").

DasKindergeld bleibt bel der Pfandung ebenfalls unber ticksichtigt, dahierzu ein

ausdrticklicher Beschluf3 des Vollstreckungsgerichts zur Pfandbarkeit vorliegen muf3.
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Weiterhin nicht zum Arbeitseinkommen gerechnet werden u.a. vereinbarte
vermdgenswirksame Leistungen.

Fur die Berlicksichtigung von Unterhaltsberechtigten ist es grundsétzlich
unerheblich, ob die unterhaltsberechtigte Person eigene Einkiunfte hat. Das
Vollstreckungsgericht kann jedoch nach § 850 ¢ Abs. 4 ZPO auf Antrag des
Glaubigers gemal3 Ermessen bestimmen, dal? diese Person bel der Berechnung des
unpfandbaren Teils des Arbeitseinkommens ganz oder teilweise unberticksichtigt
bleibt.

Der Mindestbetrag, der nach 8 850 ¢ ZPO einem alleinstehenden Schuldner im
Monat auf jeden Fall pfandungsfrei bleiben muf3, beléuft sich auf 1.209,00 DM und
erhoht sich mit steigendem Einkommen und der Anzahl der unterhaltsberechtigten
Personen (zu den Einzelheiten siehe Tabelle zu 8 850 ¢ ZPO im Anhang.)

Die Wertein der Tabelle zu 8 850 ¢ ZPO wurden zuletzt 1992 erhoht. Da sich aber
zwischenzeitlich die Lebenshaltungskosten und vor allem auch die Mieten im
Durchschnitt erheblich erhdht haben, kommt es immer haufiger vor, dal3 dem
Schuldner nach Abzug des pfandbaren Betrages weniger Geld verbleibt als dasihm
nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) zustehende Existenzminimum. D.h. der
Schuldner wird durch die Pfandung sozial hilfebedirftig.

Um dies zu verhindern (und auch, um zu verhindern, dal3 die Sozialhilfe der
Befriedigung der Glaubiger dient), besteht nach § 850 f ZPO die Mdglichkeit, auf
Antrag die Pfandungsfreigrenze den individuellen Gegebenheiten entsprechend
anzupassen. (Mustervorlage zur Beantragung der Anderung des unpfandbaren
Betrags - § 850 f ZPO - im Anhang.) Dadurch bleibt dem Schuldner dann von dem
nach § 850 ¢ ZPO pfandbaren Teil noch ein bestimmter Betrag erhalten, die
Pfandungsfreigrenze wird also angehoben.

Antragsberechtigt ist hierbei nach 8§ 850 f Abs. 1 a ZPO nicht nur der Schuldner
selbst, sondern auch die unterhaltsberechtigten Angehorigen.

In den Féllen der Sozia hilfebedirftigkeit aufgrund einer Einkommenspféndung

sollte sich der Schuldner deshalb beim Sozialamt den sogenannten "sozialhilfe-
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rechtlichen Garantiebetrag" berechnen lassen. Hierbel werden die Regel sétze nach
dem BSHG fur alleim Haushalt |ebenden Personen, die Kosten fur die Warmmiete
und Mehrbedarfspauschaen (z.B. fur Alleinerziehende) zusammengerechnet. Fir
Personen, die berufstétig sind, wird zusétzlich eine Pauschal e (Einkommensabzug
nach § 76 BSHG, fruher Mehrbedarf fur Erwerbstétige) beriicksichtigt.

Beispiel:
vierkopfige Familie mit einem monatlichen Nettoeinkommen von 3.300,00 DM

Pfandungsfreibetrag nach § 850 c ZPO:  Sozialhilferechtlicher Garantiebetrag:

3.023,70DM Regel satz Haushaltsvorstand 547,00 DM
Regel satz Ehefrau 438,00 DM
Regelsatz Kind (8 Jahre) 356,00 DM
Regelsatz Kind (5 Jahre) 274,00 DM
Einmalige Beihilfen (25 % der Regelsitze) 403,75 DM
Mietkosten 1.500,00 DM

Freibetrag wegen Erwerbstatigkeit
(imBsp. 8§ 76 Abs. 2 aNr. 1 BSHG,

gestaffelt nach Einkommen!) 270,00 DM
Arbeitsmittel (Pauschal€) 10,00 DM
Garantiebetrag 3.798,75 DM

Der durch das Sozialamt zu ermittel nde sozial hilferechtliche Garantiebetrag wirde in
diesem Fall demnach 3.798,75 DM betragen, damit also um 775,05 DM hoher liegen
als der pfandungsfreie Betrag nach 8§ 850 ¢ ZPO.

Die Hohe und die Berechnung des sozial hilferechtlichen Garantiebetrags bescheinigt
das Sozialamt auf einem daftr vorgesehenen Vordruck. Diese Bescheinigung mul3
der Schuldner dem Vollstreckungsgericht (Amtsgericht) im Rahmen seines
Antrags auf Anhebung seines pfandungsfreien Bedarfs (Antrag auf Anhebung der
Pfandungsfreigrenze) vorlegen. Das Gericht setzt dann auf Grundlage der vom
Sozialamt durchgefiihrten Berechnung die individuelle Pfandungsfreigrenze fest.
Hierbei kann esjedoch noch zu Anderungen der Hohe des Gar antiebetr ages
kommen, da das Amtsgericht eine eigenstandige Ber echnung durchfihrt und
beispielsweise den Freibetrag fir Erwerbstatigkeit nicht grundsétzlich mit einer
Pauschale, sondern dem Einzelfall entsprechend festsetzt.

Die Bescheinigung des Amtsgerichts muf3 schliefdlich dem Arbeitgeber oder dem
Sozialleistungstrager (d.h. dem Drittschuldner) vorgelegt werden. Dieser darf dann

im Falle der Pfandung nur noch den Differenzbetrag zwischen Einkommen und

Seite 65



Garantiebetrag an den Glaubiger abfuhren.

Im oben dargestellten Beispiel fihrt die Anhebung der Pfandungsfreigrenze (wiirde sie so vom
Amtsgericht bestétigt) sogar dazu, dal3 das Einkommen nunmehr unterhalb der Pfandungsfreigrenze
liegt und somit nichts mehr pfandbar ist.

Das Einkommen konnte sich in diesem Fall sogar noch um 498,75 DM erhéhen, ohne dal3 der
Gléubiger etwas pfénden darf.

Die Mdoglichkeit der Anhebung der Pfandungsfreigrenze nach 8§ 850 f ZPO ist

aber auch in anderen Fallen moglich. Immer dann, wenn vom Nor malfall

abweichende erhéhte Aufwendungen vorliegen, kann die Anhebung beantragt

werden. Zu diesen erhohten Aufwendungen zahlen z.B.:

» krankheitsbedingte M ehraufwendungen (Diétkosten, Haushaltshilfen, Zuzahlung
fur Zahnersatz usw.)

*  besonders hohe Miete, wenn z.B. kein Wohngeld gezahlt wird

*  besondere Aufwendungen fur Ausbildungs- und berufliche Zwecke

* besonders weite Anfahrten zum Arbeitsplatz.

Diese Liste &1t sich beliebig fortsetzen; Schuldverpflichtungen werden allerdings

i.d.R. nicht anerkannt.

Schuldner sollten im Falle einer Einkommenspféandung unbedingt die

M 6glichkeit der Anhebung der Pfandungsfreigrenze nach § 850 f ZPO nutzen
um Sozialhilfebedirftigkeit zu vermeiden und wenn sie besonder s hohe
Aufwendungen haben!

Wird wegen Unter haltsanspr Gichen gepfandet, ist die Einschrénkung der Pféandung
nach 8 850 f ZPO jedoch nicht méglich; siehe hierzu - Pkt. 3.2.8 "Bevorrechtigte
Forderungen (im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)”.

Betreffend der Pfandung von Sozialleistungen siehe auch - Pkt. 3.2.4.4.3

"Pféndung von Sozialleistungen”.

Neben der individuellen Anhebung der Pfandungsfreigrenze ist jedoch in bestimmten
Fallen auf Antrag des Glaubigers mit nachfolgendem Beschluf? des Gerichts auch

eine Senkung des pfandungsfreien Betrags moglich:

Seite 66



* z.B. wie bereits oben erwadhnt, wenn Unterhaltsberechtigte aufgrund eigenen
Einkommens nicht bzw. nur zum Tell berticksichtigt werden

* nach §850f Abs. 2 ZPO bel Forderungen aus vorsétzlich begangener
unerlaubter Handlung (siehe hierzu im einzelnen > Pkt. 3.2.9 "Beglnstigte
Forderungen (8 850 f Abs. 2 ZPO)")

* nach § 850 d ZPO bel Forderungen aus Unterhaltsanspriichen (siehe hierzu im
einzelnen - Pkt. 3.2.8 "Bevorrechtigte Forderungen (im Rahmen des § 850 d
ZPO) (Unterhaltsforderungen)™).

Grundsétzlich gilt jedoch, daf3 jeder Schuldner den vollen Pfandungsschutz
genielt; jede Anderung muR das Vollstreckungsgericht auf Antrag durch
Beschluf3 aussprechen! Dies gilt beispielsweise auch dann, wenn der Arbeitsiohn

beider Ehegatten gepfandet wird.

Im Falle der Zurlickweisung oder der nicht ganzlichen Entsprechung eines Antrags
auf Anhebung der Pfandungsfreigrenze nach 8 850 f ZPO durch das Gericht hat der
Schuldner die M6glichkeit, das Rechtsmittel der Erinnerung ( siehe > Pkt.
3.2.4.4.1.1 "Erinnerung (8 766 ZPO)") und im Anschlul? daran auch das Rechts-
mittel der Beschwer de einzulegen.

Ein besonderer Fall, der in der Praxis zunehmend an Bedeutung gewinnt, ist die
Pfandung von Abfindungen. Diese sind grundsétzlich voll pfandbar, jedoch
unterliegen sie aufgrund der Regelungen des 8 850 i ZPO eines besonderen
Pfandungsschutzes, der von individuellen Gegebenheiten abhangend beantragt
werden kann. Im Rahmen dieses Handbuches ist eine detaillierte Darstellung dieser
Vorschriften nicht moéglich; in der Praxis sollte diesbezliglich der Rat von
Speziaisten (Schuldnerberatern) eingeholt werden.

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Anhebung der Pfandungsfreigrenze gem. § 850 f ZPO"
(= Kopiervorlage im Anhang)
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3.24.4.3 Pfandungvon Sozialleistungen

Sozialleistungen sind ale im Soziagesetzbuch (SGB) Erstes Buch (1) Allgemeiner
Teil geregelten Leistungen. Zu den dort genannten Geldl el stungen gehdren einmalige

und laufende Leistungen.

Einmalige Leistungen sind z.B.:
*  Rentenabfindungen

* Betragserstattungen.

Laufende Leistungen sind z.B.:

* Renten

* Arbeitdosengeld, Arbeitslosenhilfe
e Soziahilfe

* Kindergeld

*  Wohngeld

* Erziehungsgeld
e BAfOG.

Nach § 54 SGB | konnen diese Geldleistungen wie Arbeitseinkommen gepfandet

werden, allerdings nur, wenn die Pfandung der Billigkeit entspricht.

Unpfandbar sind jedoch (8 54 SGB | Abs. 3):

» Erziehungsgeld und vergleichbare Leistungen der Lander

*  Mutterschaftsgeld unter bestimmten Bedingungen (vgl. Gesetzestext)

» Gedlestungen zum Ausgleich von krankheitsbedingten M ehraufwendungen
* Kindergeld (i.d.R.; zu den Einzelheiten vgl. 8 54 SGB | Abs. 5).

Laufende Geldleistungen, die zwar grundsétzlich pfandbar sind, kénnen jedoch nur
entsprechend der Tabelle zu § 850 ¢ ZPO gepféandet werden, wobei auch hier zu
Uberprifen ist, ob der Schuldner dadurch nicht sozialhilfebedurftig wird. Zu den
Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.4.4.2 "Pfandungsschutz bel der Pfandung von
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Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen: Pfandungsfreigrenzen / individuelle
Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung der Pfandungsfreigrenze’.

Laut Urteil des Bundessozialgerichts vom 23.05.1995 (Az.: 13 RJ 43/93) mul3
der Sozialleistungstréager bel der Pfandung von Sozialleistungen im Rahmen
seines pflichtgemafien Ermessens bei der Ermittlung der Pfandungsfreigrenze
(und somit des Betrags, der an den Glaubiger abgefthrt werden muf3) von sich

aus die Anhebung der Pfandungsfreigrenze nach § 850 f ZPO ber ticksichtigen!

Bei der Pfandung aufgrund von gesetzlichen Unter haltsanspr ichen gelten diese
Einschrankungen allerdings nicht so ohne weiteres, hier gelten strengere Mal3stébe;
zu den Einzelheiten siehe > Pkt. 3.2.8 "Bevorrechtigte Forderungen (im Rahmen
des § 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)”.

3.24.4.4 Kontopfandung

Die Kontopféndung ist eine weitere M oglichkeit der Forderungspfandung. Hierbel
greift der Glaubiger auf die Anspriiche des Schuldners gegentiber seiner Bank auf
Auszahlung des jeweiligen Guthabens auf dem Giro- oder Sparkonto zu (dieses

Guthaben ist die Forderung des Schuldners als Kontoinhaber gegen die Bank).

Eine Kontopféandung kann entweder auf den im Zeitpunkt der Zustellung des
Pfandungsbeschlusses an den Drittschuldner festzustellenden Saldo des
Kontokorrentverhdtnisses beschrankt sein oder gleichzeitig auch auf Pfandung auch
des zukUnftigen Guthabens auf dem Kontokorrentkonto ausgeweitet sein. Diese
Ausweitung mufd vom Vollstreckungsgericht auf Antrag des Glaubigers ausdriicklich
angeordnet sein und hat die Wirkung, dal3 die Kontopféandung ohne zeitliche

Begrenzung bis zur vollen Befriedigung des Glaubigers durchgefiihrt werden kann.

Die Guthaben auf den Konten sind grundsétzlich voll pféandbar und unterliegen
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keinem Pfandungsschutz.

Aus diesem Grunde besteht bei einer Kontopfandung fir den Schuldner immer die

Gefahr, dal3 es zu einer ,, unberechtigten Doppel pfandung” bzw. zur Pféndung trotz

Unpfandbarkeit kommt, und zwar dann, wenn Glaubiger bereits zuvor einen

Pfandungs- und Uberwei sungsbeschlul oder eine Abtretung beim Arbeitgeber oder

beim Sozialleistungstrager vorgelegt haben.

Diese beiden Félle stellen sich wie folgt dar und unterliegen aufgrund dessen einem

entsprechenden Pfandungsschutz:

» dasArbeitseinkommen des Schuldners wird auf ein Girokonto Uiberwiesen (zu
den Einzelheiten und zum Schutz des Schuldnersin diesem Fall siehe > Pkt.
3.2.4.4.4.1 "Kontopfandung bei Arbeitseinkommen"): Das Arbeitseinkommen,
das bereits beim Arbeitgeber bis zur Pfandungsfreigrenze gepfandet wurde,
konnte so trotzdem nochmals vom Bankkonto gepféndet werden.

e Sozialleistungen werden auf ein Girokonto des Schuldners gezahlt (zu den
Einzelheiten und zum Schutz des Schuldners siehe > Pkt. 3.2.4.4.4.2
"Kontopfandung bel Sozialleistungen™): Sozialleistungen, die entweder bereits
bis zur Pféandungsfreigrenze gepféandet wurden oder sogar unpfandbar sind (z.B.
Sozialhilfe) konnten abermals vom Bankkonto gepféndet werden.

(Bezuglich der Vermeidung von unberechtigten Doppel pféandungen siehe auch >

Pkt. 4.1.3 "Schutz vor unberechtigter Doppel pfandung™.)

Nach Zustellung des Pfandungsbeschlusses darf die Bank zum Schutz des
Schuldners erst nach Ablauf einer 2-wochigen Sperrfrist aus dem Kontoguthaben an
den Glaubiger zahlen (8 835 Abs. 3 ZPO). Diese Sperrfrist dient dem Zweck, dem
Schuldner Zeit fur die Stellung des Antrags auf Pfandungsschutz fir
Bankguthaben nach § 850 k ZPO zu geben, damit ihm nicht pfandungsfreie
Betrége weggepfandet werden (ndheres hierzu siehe > Pkt. 3.2.4.4.4.1
"Kontopfandung bel Arbeitseinkommen™) (Mustervorlage zur Beantragung des
Pfandungsschutzes fur Bankguthaben - 8 850 k ZPO - im Anhang.)

"Der Bundesgerichtshof hat am 18.05.99 (Az. XI ZR 219/98) entschieden, dal3
Banken nicht berechtigt sind, die bei Kontopfandungen anfallenden K osten den

Kunden aufzubirden. Kreditinstitute dirfen danach nur dann ihre Kunden mit
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Kosten belasten, wenn sie fir sie oder zumindest in ihrem Interesse tétig werden. Sie
durfen aber Tétigkeiten, zu denen sie gesetzlich verpflichtet sind oder diesieim
eigenen Interesse vornehmen, nicht a's Dienstleistung deklarieren und daftir ein
besonderes Entgelt fordern." (SKM kurz notiert, 1999, Pkt. 6-33)

Nach einer Entscheidung des OLG Frankfurt M. (Urteil vom 28.07.1999, Az. 26 W
28/99) sind erkennbar ergebnisl ose Kontenpféndungen sittenwidrig (vgl. BAG-SB
Informationen, 1999, S. 12): "Eine Zwangsvollstreckungsmassnahme, die erkennbar
noch nicht einmal zur Teilbefriedigung des Glaubigers fuhrt und ausschliesslich
schéadliche Wirkungen fur den Schuldner hat, stellt im Ergebnis eine vom Zweck des
Zwangsvollstreckungsverfahrens nicht mehr gedeckte Mal3nahme dar und fuhrt zu

einer mit den guten Sitten nicht zu vereinbarenden Harte." (ebd., S. 12).

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Wie kann ich mich vor unberechtigter Doppelpfandung

schitzen?" - Kopiervorlage im Anhang

3.24.4.4.1 Kontopfandung bei Arbeitseinkommen

Wird das Arbeitseinkommen des Schuldners auf dessen Girokonto Uberwiesen, so
greift hier der Pfandungsschutz fir Bankguthaben nach § 850 k ZPO. Der Schuldner
solltein diesem Fall unver ziiglich beim Vollstreckungsgericht beantragen, da3 die
Pfandung des Guthabens auf dem Konto in Hohe des unpfandbaren Teilsdes
Arbeitseinkommens aufgehoben wird (Antrag nach 8§ 850 k ZPO auf Freigabe des
Guthabens). (Mustervorlage zur Beantragung des Pfandungsschutzes fr
Bankguthaben - § 850 k ZPO - im Anhang.) Es genuigt, dal3 der Schuldner mit einer
K opie des Pfandungs- und Uberwei sungsbeschlusses sowie einer

V erdienstbescheinigung zur Rechtsantragsstelle des Amtsgerichts geht und dort sein
Problem schildert. Der Antrag wird dann vom Rechtspfleger in die richtige Form
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gebracht.

Das Vollstreckungsgericht ist stets das Amtsgericht des Wohnortes des Schuldners.
Dadie Aufhebung erst ab dem Tag der Antragstellung wirksam wird, sollte der
Schuldner den Antrag so schnell wie moglich stellen.

3.2.4.4.4.2 Kontopfandung bei Sozialleistungen

Bezieht der Schuldner Sozialleistungen (zur Definition von Sozialleistungen vgl. >
Pkt. 3.2.4.4.3 "Pfandung von Sozialleistungen”) und werden diese auf sein
Bankkonto Uberwiesen, so sollte er das Geld spéatestens 7 Tage nach Eingang auf
seinem Konto abheben. Denn in den ersten 7 Tagen nach Gutschrift des Geldes sind
Sozialleistungen unpfandbar (8§ 55 SGB 1). Das Geldinstitut mufd dem Schuldner das
Geld in diesem Zeitraum auszahlen und darf es auch nicht mit eventuell bestehenden

Kontoschulden oder bereits erfolgten Kontopfandungen verrechnen.

Sollte der Schuldner diese 7-Tage-Frist versaumt haben, dann kann er sich die
Sozialleistungen noch anteilig fur den Zeitraum bis zur ndchsten Leistungs-
auszahlung auszahlen lassen. Ein Teil des Geldes ist dann jedoch pfandbar. Deshalb
ist die 7-Tage-Frist unbedingt einzuhalten.

Zur Verhinderung von Kontopfandungen bel Sozialleistungen ist —im Gegensatz zur
Kontopfandung bel Arbeitseinkommen — kein Antrag beim V ollstreckungsgericht
erforderlich, sondern die Einschrankung der Pfandbarkeit ist bereits per Gesetz

gegeben.
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3.25 Sicherungsiibereignung

Die Sicherungstibereignung ist ein Sicherungsmittel, besonders fur Kredite.
Siewird vor alem bei der Finanzierung von Autos von den Geldinstituten haufig
verlangt, hierbel wird das finanzierte Auto dem Glaubiger / Kreditgeber zur
Absicherung des Kredites Ubereignet.

Dies hat zur Folge, dal? der Kreditgeber Eigentimer des Wagens wird und den Kfz-
Brief erhdlt. Der Kreditnehmer / Schuldner darf den Wagen nutzen, jedoch nicht
ohne Einwilligung des Gléaubigers verkaufen, da er ja nicht Eigentiimer ist, sondern
ihm lediglich ein Nutzungsrecht eingeraumt wurde. Der Kreditgeber verlangt
aulRerdem vom Kreditnehmer, dal3 dieser fir das Auto eine Vollkasko-V ersicherung
abschlieft.

Kommt der Schuldner seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach, kann der
Kreditgeber den finanzierten sicherungstibereigneten Gegenstand zurtickverlangen
und verkaufen. Den V erkaufserl 6s verwendet er dann zur Tilgung der Schulden des
Kreditnehmers; reicht der erzielte Erl6s hierfur nicht aus, so muf3 der Schuldner den

verbleibenden Restbetrag natirlich noch an den Glaubiger zuriickzahlen.

3.2.6 Abtretung

Als"Abtretung" wird nach § 398 BGB die Ubertragung einer Forderung von dem
Glaubiger durch Vertrag mit einem anderen auf diesen anderen bezeichnet, mit der
Wirkung, dal3 mit Abschluf3 des Vertrages der neue Glaubiger an die Stelle des
bisherigen Glaubigers tritt. Abtretungen werden auch als " Sicherungsabtretungen

bezeichnet.

Vertraglich erklarte Abtretungen haben die gleiche Wirkung wie Pfandungs- und
Uberweisungsbeschl iisse (vgl. = Pkt. 3.2.4.3.1 "Pfandungs- und Uberweisungs-

beschlul3"). Sie sind demnach ebenfalls bis zur Pfandungsfreigrenze moglich, es sel
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denn, die Forderung ist unpfandbar. In diesem Fall ist die Abtretung auch nach
§ 400 BGB ausgeschl ossen.
Anspriche auf Riickzahlung kénnen demnach nicht nur durch Pfandung, sondern

auch durch Abtretung auf einen anderen Glaubiger Ubergehen.

In der Praxis dienen Abtretungen meist der Sicherung von Riickzahlungsanspriichen,

vor alem bei der Inanspruchnahme von Krediten.

Abtretungen werden Uberwiegend in Form von Lohnabtretungen vereinbart; zu den
Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.6.1 "Abtretung von Arbeitseinkommen (Lohnab-
tretung)”. Gerade im Bankgeschéft ist es aber auch Ublich, sich Anspriiche aus

Kapitallebensversicherungen abtreten zu lassen.

Abtretungen bieten fir den Glaubiger den grof3en Vorteil, dald durch sieim Falle des
Zahlungsverzugs das umstandliche, zeit- und kostenintensive Zwangsvollstreckungs-
verfahren vermieden werden kann, denn Titel (Vollstreckungsbescheid) und
Pfandungs- und Uberweisungsbeschluf sind bei Abtretungen fir den Zugriff auf die
Forderung des Schuldners nicht erforderlich; zudem kann sich der Abtretungs-
glaubiger in der Praxis meist auf eine zeitlich vor der Pfandung liegende Abtretung
berufen, so dal3 er seine Forderung vorrangig beitreiben kann (siehe hierzu auch >
die Pkte. 3.2.6.2 "Zusammentreffen Abtretung - Pfandung” und 3.2.7 "Rangfolge der
Forderungen").

Wird eine Forderung, die durch eine Abtretungserklarung gesichert ist, im Rahmen
der Forderungsbeitreibung vom Glaubiger verkauft - beispielsweise an ein
Inkassoburo - so verliert die Abtretung damit immer ihre Gliltigkeit; d.h. eine
Abtretungserklarungist immer nur demjenigen Glaubiger gegentiber gultig,

mit dem sie urspringlich vereinbart wurde!
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3.26.1 Abtretung von Arbeitseinkommen (L ohnabtretung)

Schuldner kénnen von ihrem Arbeitseinkommen jederzeit den vollen oder einen
Teilbetrag des der Pfandung unterworfenen Lohnanteils an jemand anderen abtreten
oder verpfanden.

D.h. Arbeitseinkommen kann nur insoweit abgetreten werden, als es nach dem
Gesetz pfandbar ist (§ 400 BGB, § 851 ZPO); inwieweit diese gesetzliche
Unpfandbarkeit normal erwei se besteht, ergibt sich vor allem aus 8§ 850 ¢ ZPO (siehe
hierzu - Pkt. 3.2.4.4.2 "Pfandungsschutz bei der Pfandung von Arbeitseinkommen
oder Sozialleistungen: Pfandungsfreigrenzen / individuelle Pfandungsfreigrenze /
Anhebung und Senkung der Pfandungsfreigrenze™).

Das Gesetz schliefdt also eine Giber den pfandbar en Betrag hinausgehende
Abtretung aus!

Abtretungen sind private Vereinbarungen (vgl. > Pkt. 3.2.6 "Abtretung"); aus
diesem Grund ist auch eine vom Glaubiger offengelegte Abtretung keine Voll-
streckungsmal3nahme im Rahmen der ZPO.

Dies hat zur Folge, dald auch der Antrag auf Anhebung der Pfandungsfreigrenze nach
§ 850 f ZPO nicht gestellt werden kann, da dieser ein Rechtsmittel im Rahmen der
Zwangsvollstreckung ist. (Vgdl. hierzu im einzelnen die Pkte. 3.2.4.4.2
"Pféndungsschutz bei der Pfandung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen:
(...)" und 3.2.4.4.1 "Rechtsbehelfe (Rechtsmittel) in der Zwangsvollstreckung”.)
§850f ZPO hat fur Abtretungen keine Gultigkeit; will der Schuldner bei einer
offengel egten Abtretung dennoch so gestellt werden wie bel der Anhebung der
Pfandungsfreigrenze gemal? § 850 f ZPO, mul3 er klagen!

In der Praxis sieht dies so aus, dal3 bei spielsweise die Bank dem Arbeitgeber des
Schuldners eine Kopie der Abtretungserkl&rung zuschickt mit der Bitte, kinftig die
monatlich pfandbaren Betrége zu Uberweisen. Da es sich hierbel, wie bereits oben
erwahnt, um keine Zwangsvollstreckungsmal3nahme handelt, hat der Schuldner auch
nicht die Moglichkeit, die Schutzméglichkeiten des 8§ 850 f ZPO zu nutzen und er
muf3in aler Regel auf Erhdhung der Pfandungsfreigrenze klagen.
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Vertrége Uber Lohnabtretungen werden fast immer mit Banken, Versicherungen oder
Bausparkassen bel der Kreditvergabe zu Sicherungszwecken geschlossen oder sie
dienen der Sicherung von Teilzahlungskaufen. Lohnabtretungen werden sehr oft aber
auch vereinbart, um Forderungen des Glaubigers zu befriedigen, wenn der Schuldner
bisher seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachgekommen ist, haufig werden sie
dann von Inkassoburos verlangt.

Diese oben genannten Abtretungserklarungen werden meist nicht individuell
vereinbart, sondern sind bereits vorgedruckt in Kreditvertrégen oder sonstigen
Vertragsurkunden enthalten bzw. werden von Inkassobuiros zur Unterzeichnung
zugesandt. Diese vorgedruckten Lohnabtretungen werden auch "formularméiiige

Lohnabtretungen” genannt.

Die Wirksamkeit formular mafiger L ohnabtretungen ist jedoch von der Erfillung
der folgenden formalen V oraussetzungen abhéngig:
" 1. DasEinkommen, das Gegenstand der Abtretung ist, muf3 genau bezeichnet

werden.

Beispiele: Arbeitsentgelt, Pensionsanspruch, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe,
Krankengeld, Ubergangsgeld, Renten wegen Minderung der Erwerbsfahigkeit.

2. Der zu sichernde Anspruch des Glaubigers muf3 genau bezeichnet sein.
Beispidl: ... Sicherheit fir samtliche Anspriiche der Bank, dieihr aus diesem Kreditvertrag

zustehen.
3. Die Voraussetzungen, unter denen die Abtretung offengelegt werden darf,

mussen genau beschrieben werden.

Beispidl: ... wenn der Antragsteller mit einem Betrag, der mindestens zwei vollen Raten
entspricht, in Verzug ist und mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden ist.

4. Die Ankindigung einer beabsichtigten Verwertung muf3 so rechtzeitig
erfolgen, dal3 der Schuldner noch Einwendungen dagegen vorbringen und
sich zumindest bemiihen kann, die drohenden Folgen einer Offenlegung

abzuwenden.

Beispiel: Der Glaubiger setzt dem Schuldner zur Erfillung der Forderung bzw. zur Erhebung
von Einwendungen eine angemessene Frist mit der Mal3gabe, dal3 er die Abtretung nach
erfolglosem Ablauf der Frist offenlegen werde.

5. Die Abtretung muf3 in ihrem Umfang begrenzt sein.
Beispiel: Der Umfang der abgetretenen Anspriiche ist auf einen Hoéchstbetrag von

Seite 76



DM 10 000 aus der Kreditsumme plus max. 20 % "Risikozuschlag" fur Kosten und
Verzugszinsen beschrankt.

6. Die Abtretung muf3 eine Freigabeklausel enthalten.

Beispiel: Die Bank wird ihre Rechte aus der Abtretung zurtickiibertragen, wenn sie wegen
ihrer nach dieser Vereinbarung gesicherten Anspriiche befriedigt ist.

7. DieAbtretung ist das einzige Sicherungsmittel.

Beispiel: Bei zusétzlicher Vereinbarung von Birgschaft oder Eigentumsvorbehalt kann sie
wegen Ubersicherung nichtig sein."

(SCHULZ-RACKOLL, ZIMMERMANN, 0. J.,, S. 117)

Wird gegen eine dieser Voraussetzungen verstol3en, ist die for mular méafiige L ohn-
abtretung unwirksam (vgl. dazu und zum folgenden ebd., S. 117 f.).

Eine Anderung der rechtlichen Bestimmungen tber die Guiltigkeit von Abtretungen
erfolgte 1991; die meisten Abtretungen in Kreditvertrégen, die vor diesem Zeitpunkt
vereinbart wurden, sind unguiltig.

Stellt sich eine Abtretungserklarung al's unguiltig heraus, sollte der Arbeitgeber
dartiber schriftlich informiert werden; der Glaubiger ist dem Schuldner jedoch fir
durch die Offenlegung einer unwirksamen Lohnabtretung entstehende Schéden
ersatzpflichtig.

Auch Sozialleistungsanspr iiche werden durch die in Kreditvertrégen normalerweise
verwendeten Klauseln abgetreten; fir diese Vereinbarung gelten die gleichen
Pfandungsschutzvorschriften wie fir die Abtretung von Arbeitseinkommen, da
Anspriche auf laufende Sozialleistungen geméal3 8 54 Abs. 4 SGB | wie Arbeits-
einkommen gepféandet werden kdnnen (vgl. > Pkt. 3.2.4.4.3 "Pfandung von
Sozialleistungen™).

Abtretungen werden mit der Vertragsunterzeichnung wirksam, nicht erst mit der
Anzeige (Offenlegung) an den Drittschuldner (Arbeitgeber), und haben die Wirkung,
dai’ der Glaubiger wie beim Pfandungs- und Uberwei sungsbeschluld (vgl. = Pkt.
3.2.4.3.1 "Pfandungs- und UberweisungsbeschluR") anstelle des Schuldners den
Anspruch auf Auszahlung des der Pfandung unterworfenen Arbeitsentgelts geltend
machen kann.

Zahlt der Schuldner die falligen Betrage nicht wie vereinbart, legt der Glaubiger dem
Arbeitgeber die Abtretung vor (Offenlegung der Abtretung). Dieser fihrt dann den
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pfandbaren Betrag des Arbeitslohns an den Glaubiger ab (vgl. auch > Pkt. 3.2.6
"Abtretung").

Nach § 402 BGB ist der Schuldner (Arbeitnehmer) verpflichtet, dem neuen
Glaubiger die zur Geltendmachung seines Anspruchs erforderliche Auskunft zu
ertellen; anders als bel der Pfandung von Arbeitseinkommen hat der neue Glaubiger
jedoch gegentiber dem Arbeitgeber (Drittschuldner) kein unmittel bares Auskunfts-
recht.

Auch hat der Arbeitnehmer bei Abtretungen (im Gegensatz zu Pfandungen) dem
Arbeitgeber etwaige Bearbeitungs- und Uberweisungskosten zu erstatten.

Die Abtretung von Forderungen aus Arbeitseinkommen kann auch ausgeschlossen
sein, und zwar dann, wenn die Abtretung durch allgemeine oder besondere
Vereinbarung mit dem Arbeitgeber ausdriicklich ausgeschlossen oder fir den
Einzelfall von der Zustimmung des Arbeitgebers abhangig gemacht ist (§ 399 BGB),
d.h. durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber
oder durch einzelvertragliche Regelung. Hierbei ist es unerheblich, ob der neue
Glaubiger von dem Ausschluf? des Abtretungsrechts weil3 oder nicht. Eine Abtretung,
die der Arbeitnehmer trotz Abtretungsverbot vereinbart, ist unwirksam. (Vor einer
Pfandung schiitzt eine Vereinbarung Uber den Ausschlul des Abtretungsrechts
jedoch nicht (8 851 Abs. 2 ZPO).)

Eine dem Arbeitgeber offengel egte Abtretung ist auch dann unwirksam, wenn der
Arbeitgeber einen Gegenanspruch (z.B. wegen der Zahlung eines V orschusses) an
den Arbeitnehmer hat, mit dem er aufrechnen kann (8 404 BGB).

Beziiglich des Zusammentreffens von Abtretung und Pfandung und der sich daraus
zwingend ergebenden Frage der Rangfolge, d.h. ob nun die Abtretung oder die
Pfandung zuerst zu befriedigen ist, siehe > Pkt. 3.2.6.2 "Zusammentreffen
Abtretung — Pfandung"; beztglich des Zusammentreffens mehrerer Abtretungen
siehe > Pkt. 3.2.7 "Rangfolge der Forderungen”.

Einige Glaubiger versuchen, sich angesichts der zum 01.01.1999 in Kraft getretenen
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Insolvenzordnung (Verbraucherkonkurs) Vorteile zu verschaffen, indem siesich im
Nachhinein auf alte ausgeklagte Forderungen vom Schuldner Abtretungen unter-
schreiben lassen wollen. Diese sollte man jedoch grundsétzlich nicht unterschreiben.
Andere Glaubiger verlangen vom Schuldner die Unterzeichnung eines notariellen
Schuldanerkenntnisses, in welches ebenfalls eine Abtretung eingearbeitet wurde.
Auch hier ist Vorsicht geboten. Im Zweifelsfall sollte ein Schuldnerberater oder ein
Rechtsanwalt um Rat gefragt werden.

3.2.6.2 Zusammentr effen Abtretung — Pfandung

Beilm Zusammentreffen von Abtretung und Pfandung ist die Rangfolge entscheidend
(siehe > Pkt. 3.2.7 "Rangfolge der Forderungen™), grundsétzlich ist demnach weder
die Abtretung noch die Pféandung in der Rangfolge Uberlegen, sondern es gilt der
Grundsatz, dal? dteres Recht jiingerem Recht vorgeht.

Mal3geblich ist hierbel der Zeitpunkt der Abgabe der Abtretungserklarung, also der
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und nicht der Zeitpunkt der Offenlegung der
Abtretung.

Liegt der Zeitpunkt, zu dem die Abtretung erfolgt ist, vor der Zustellung des
Pfandungs- und Uberwei sungsbeschlusses, geht die Abtretung vor, anderenfalls die
Pfandung (8 804 Abs. 3 ZPO). (Zur "Zustellung” vgl. ggf. unter Pkt. 3.2.4.1
"Allgemeine Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung”.)

In der Praxis gehen Abtretungen den Pfandungen haufig vor, weil sie friher erfolgt
sind, haufigster Fall: Abtretungserklarung beim Abschlul eines Kreditvertrages.

Treffen Abtretung und Pfandung zusammen und geht aufgrund der Rangfolge eine
von beiden ins Leere, so ist diese - bei der Pfandung von Arbeitseinkommen als
fortlaufender Bezug - trotzdem nicht wirkungslos (im Gegensatz zu der bei der
Pfandung einmaliger Forderungen angenommenen Wirkungslosigkeit und
Unbeachtlichkeit fUr den Drittschuldner), sondern sobald der erstrangige Glaubiger
befriedigt ist und das Arbeitseinkommen an den Schuldner zurtckfallt, ist die zuvor
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ins Leere gegangene Pfandung bzw. Abtretung zu beachten und die pfandbaren
Betrage sind an den Glaubiger abzufihren (vgl. HINTZEN, 1996, S. 37).

3.2.7 Rangfolge der Forderungen

Zunéchst muf3 beztiglich dieses Themas eine wichtige Unterscheidung getroffen

werden, deren Nichtbeachtung in der Praxis haufig fur Verwirrung sorgt:

"vorrangige Forderungen" sind unbedingt zu unter scheiden von " bevor -

rechtigten Forderungen™!

Diese beiden Begriffe stehen flr zwei vollig ver schiedene Sachver halte:

bei der Rangfolge der Forderungen geht es um die Klarung, welcher von
mehreren Glaubigern im Rahmen der Zwangsvollstreckung zuerst zu befriedigen
ist (siehe unten),

bei den bevorrechtigten Forderungen (z.B. Unterhaltsforderungen) darf der
Glaubiger mehr pfanden als bei "normalen” d.h. nicht bevorrechtigten
Forderungen (siehe hierzu im einzelnen - Pkt. 3.2.8 "Bevorrechtigte
Forderungen (im Rahmen des 8§ 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)”).

Ein wichtiger Grundsatz der Zwangsvollstreckung ist der, dal3 sie sich auf einzelne

Vermogenswerte beschrankt. Die betreffende V oll streckungsmal3nahme wird jeweils

beantragt und durchgefiihrt. Eine Lohnpfandung beispielsweiseist eine Voll-

streckungsmal3nahme in einen Vermdgenswert des Schuldners, namlich in seine

Forderung an den Arbeitgeber. Eine Kontopfandung z.B. ist eine andere (ggf. eine

weitere) Vollstreckungsmal3nahme in einen anderen Vermoégenswert, und zwar in

die Forderung des Schuldners an die Bank. Gleiches gilt natlrlich auch fur die

Sachpfandung, sieist eine Vollstreckungsmal3nahme in den Vermogenswert

"Wertgegenstande”.

In der Praxisist es meist so, dal3 tiberschul dete Personen nicht nur einen pfandenden
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Glaubiger haben, sondern mehrere, oftmals zur gleichen Zeit. Damit stellt sich die
Frage der Rangfolge der Forderungen, das bedeutet: wie werden bei mehrfachen
Pfandungen die Glaubiger befriedigt?

Grundsétzlich gilt, dal3 der gesamte pfandbare Betrag bzw. der durch die Verwertung
der gepféndeten Gegenstande erzielte Erl6s demjenigen zusteht, der als erster die
Pfandung ausgebracht hat, d.h. hat zustellen lassen. (Zur "Zustellung” vgl. ggf. unter
Pkt. 3.2.4.1 "Allgemeine Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung”.) Die spéter
eingehenden Pfandungen werden erst berticksichtigt, wenn die vorrangige Forderung
ganz beglichen ist. Es gilt also grundsatzlich die zeitliche Rangfolge der
Forderungen (8 804 Abs. 3 ZPO) (beztglich der Ausnahmen von diesem Grundsatz
siehe unten).

Pfanden mehrere Glaubiger gleichzeitig, steht der gepfandete Vermdgenswert diesen
Glaubigern im Verhdtnisihrer Vollstreckungsforderungen zu, er wird also anteilig
verteilt.

Der oben dargestellte Grundsatz der Beschrénkung der Zwangsvollstreckung auf
einzelne Vermogenswerte fuhrt dazu, dal? sich die Rangfolge der Forderungen fir
jedes einzelne Zugriffsobjekt gesondert ergibt. Das bedeutet, dal3 z.B. ein
Glaubiger, der auf den Lohn des Schuldners erstrangig zugreifen darf, bel der
Kontopfandung durchaus erst an dritter Stelle stehen kann, wenn namlich zwei

andere Glaubiger vor ihm hierfur die Pfandung ausgebracht haben.

Selbstverstandlich darf jedoch unabhéangig von der Anzahl der Gléubiger insgesamt
immer nur der pfandbare Betrag gepfandet werden.

Die sich nach dem Zeitpunkt der Zustellung der Pfandung richtende Rangfolge der
Glaubiger kann jedoch durch Abtretungen verandert werden. Auch hier gilt der
Grundsatz, dal? das dltere Recht dem jlingeren vorgeht; mal3gebend ist hierbei das
Datum der Erkl&rung der Abtretung, also das Datum des V ertragsabschlusses, nicht
das der Offenlegung der Abtretung. Liegt also die Abtretung zeitlich vor der
Pfandung, ist die Abtretung vorrangig, anderenfalls geht die Pfandung vor; zu den
Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.6.2 "Zusammentreffen Abtretung - Pféandung”.
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Eine weitere Besonderheit beziiglich der Rangfolge der Forderungen ergibt sich
durch die Moglichkeit der Vor pfandung nach 8§ 845 ZPO: mittels dieser
Vorpfandung kann der Glaubiger versuchen, sich - allerdings nur vorléufig - den
ersten oder zumindest aber elnen besseren Rang zu sichern; wird der gerichtliche
Pfandungsbeschlufd dem Drittschuldner dann innerhalb eines Monats zugestellt, gilt
die Pfandung als auf den Zeitpunkt der Zustellung der V orpféndung ausgebracht und
der Glaubiger konnte sich so eventuell den besseren Rang verschaffen (zu den
Einzelheiten siehe = Pkt. 3.2.4.3.2 "Vorpfandung (§ 845 ZPO)"). Folglich kann eine
Zu einem spéteren Zeitpunkt ausgebrachte Pfandung einer zeitlich davor liegenden
vorgehen in dem Fall, dal3 eine wirksame V orpfandung ausgebracht wurde und das

Datum dieser Vorpfandung vor dem der Pféandungen anderer Glaubiger liegt.

Glaubiger von Forderungen, die bevorrechtigt sind, sind beztiglich der Rangfolge
ihrer Forderungen grundsétzlich nicht anders gestellt als Glaubiger von nicht
bevorrechtigten Forderungen, d.h. ist ihre Forderung nachrangig und der insgesamt
pfandbare Betrag schon verbraucht, gehen sie leer aus. Da dies jedoch z.B. bei
Unterhatsansprichen nicht der Billigkeit entsprechen wiirde, darf bei bevorrech-
tigten Forderungen in einem héheren Umfang, also mehr gepfandet werden als bei
nicht bevorrechtigten Forderungen, so dal3 im Ergebnis der bevorrechtigte Glaubiger
- selbst wenn er nachrangig ist - zumindest noch den Differenzbetrag erhalt, der Gber
den normal erwei se pfandbaren Betrag hinausgeht (zu den Einzelheiten siehe - Pkt.
3.2.8 "Bevorrechtigte Forderungen (im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unterhalts-

forderungen)").

3.2.8 Bevorrechtigte Forderungen
(im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unter haltsfor der ungen)

"Bevorrechtigte Forderungen” sind, wie bereits weiter oben erwahnt, unbedingt zu
unterscheiden von "vorrangigen Forderungen™ (vgl. = Pkt. 3.2.7 "Rangfolge der
Forderungen"); die beiden Begriffe bezeichnen zwel vollig verschiedene

Sachverhalte.
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Als bevorrechtigte Forderungen werden solche Forderungen bezeichnet, dieein
Vorrecht im Hinblick auf den Umfang des pfandbar en Betrages haben, d.h. bei
denen mehr gepfandet werden kann als bei nicht bevorrechtigten Forderungen; sie
sind jedoch keineswegs in Hinblick auf die Rangfolge bevorrechtigt, sie dirfen also
nicht vorrangig vor anderen Forderungen gepféndet werden. Bevorrechtigte
Forderungen sind z.B. Unterhaltsforderungen.

Bevorrechtigte Forderungen sind im Rahmen des Pfandungsschutzes fur Arbeits-
einkommen nach § 850 d ZPO die Forderungen derjenigen Glaubiger, die wegen der
Unterhaltsanspriiche, die kraft Gesetzes einem Verwandten, dem Ehegatten, einem
fruheren Ehegatten oder nach 88 16151, 1615 n BGB einem Elternteil zustehen,
bestehen; hierzu gehdren auch die Unterhaltsansprtiche nichtehelicher Kinder
gegentber ihren Vétern sowie bestimmte Unterhaltsanspriiche der M ttter
nichtehelicher Kinder gegentiber deren Vétern (vgl. - Pkt. 3.2.13.2 "Unterhalt").
Solche Glaubiger kdnnen das Arbeitseinkommen des Schuldners grundsétzlich in
wesentlich hoherem Umfang pfanden al's nicht bevorrechtigte Gléaubiger, und zwar
ist in diesen Féllen das Arbeitseinkommen und diein 8 850 aNr. 1, 2 und 4 ZPO
genannten Bezlige ohne diein 8 850 ¢ ZPO bezeichneten Beschr&nkungen
pfandbar. Dies gilt ebenfalls fir die Pfandung laufender Sozialleistungen

(8§54 Abs. 3Nr. 1 SGB I).

(Beziglich der Einzelheiten siehe hierzu und zum folgenden - Pkt. 3.2.4.4.2
"Pfandungsschutz bei der Pfandung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen:
Pfandungsfreigrenzen / individuelle Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung
der Pfandungsfreigrenze”.)

Hierbei ist dem Schuldner jedoch so viel zu belassen, als er fir seinen notwendigen
Unterhalt und zur Erfullung seiner laufenden gesetzlichen Unterhaltspflichten
gegentiber den dem Gléaubiger vorgehenden Berechtigten oder zur gleichmaligen
Befriedigung der dem Gléaubiger gleichstehenden Berechtigten bedarf (beziiglich der
Reihenfolge bzw. Rangfolge der Berechtigten vgl. 8 850 d Absatz 2 ZPO); von den
in 8 850 aNr. 1, 2 und 4 ZPO genannten Beztigen hat ihm mindestens die Halfte des
nach 8§ 850 a ZPO unpfandbaren Betrages zu verbleiben.

Allerdings darf der dem Schuldner hiernach verbleibende Teil seines Arbeitsein-

kommens den Betrag nicht Ubersteigen, der ihm nach den Vorschriften des
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8 850 ¢ ZPO gegenuiber nicht bevorrechtigten Glaubigern zu verbleiben hétte.

Das bedeutet: Die Hohe des dem jewelligen Schuldner unpféndbar zu
belassenden Betrages wird vom Vollstreckungsgericht im Pfandungsbeschlul3
festgesetzt. Hierbel legen die Gerichte bestimmte Unterhalts-Leitlinien (z.B.
Dusseldorfer Tabelle) sowie die Regelsétze fur die Bemessung der laufenden Hilfe
zum Lebensunterhalt nach 8§ 12 BSHG zugrunde, die jedoch nur als Richtwerte
dienen; die tatsachliche Hohe des unpfandbaren Betrages wird vom Gericht
individuell festgelegt. Gegen die Festsetzung kann das Rechtsmittel der Erinnerung
nach § 766 ZPO eingelegt werden (siehe > Pkt. 3.2.4.4.1.1 "Erinnerung

(8 766 ZPO)").

Fur die Feststellung der Hohe des unpfandbaren Betrages gibt esim Rahmen des

§ 850 d ZPO also keine Tabelle (wie etwa bei der Pfandung nach § 850 ¢ ZPO, die
deshalb haufig auch "Tabellenpfandung” genannt wird), aus der entnommen werden
kann, wieviel gepféndet werden darf.

Die oben genannten unpfandbaren Teile der Bezlige gema3 8 850 aNr. 1, 2 und 4
ZPO verbleiben dem Schuldner zusétzlich zum unpféndbar zu belassenden Betrag,
d.h. sie werden nicht auf diesen angerechnet.

Alle anderen in § 850 a ZPO genannten unpfandbaren Beziige sind auch fur
bevorrechtigte Glaubiger unpféndbar, jedoch werden sie auf den unpfandbaren Teil
des allgemeinen Arbeitseinkommens angerechnet und dieser entsprechend gekiirzt,
so dal3 im Ergebnis dem Schuldner kein héherer Betrag unpfandbar belassen bleibt.
Wie bereits weiter oben erwahnt besteht die oberste Grenze dessen, was dem
Schuldner im Rahmen des 8§ 850 d ZPO unpféndbar verbleiben darf, in dem Betrag,
der nach 8§ 850 ¢ ZPO unpfandbar wére; d.h. bei der Pfandung durch einen
bevorrechtigten Glaubiger darf dem Schuldner nicht mehr verbleiben a's bei der
Pfandung durch einen gewdhnlichen, also nicht bevorrechtigten Glaubiger.
Allerdings kann dem Schuldner im Einzelfall weitergehender Pféandungsschutz
aufgrund 8§ 850 f ZPO gewahrt werden.

Eine Besonderheit gilt jedoch fur Unterhaltsr iickstande: Unter haltsr ickstande, die
langer a's 1 Jahr vor dem Antrag auf Erlal3 des Pfandungsbeschlusses féllig

geworden sind, sind nach 8 850 d Abs. 3 ZPO namlich nur dann bevorrechtigte
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Forderungen, wenn anzunehmen ist, dal3 sich der Schuldner seiner Zahlungspflicht
absichtlich entzogen hat. (Vgl. hierzu auch > Pkt. 3.2.13.2 "Unterhalt”. )

L aufende Unter haltsanspr tiche gemaf3 § 850 d Abs. 1 ZPO sowie aus Anlal3 einer
Verletzung des Korpers oder der Gesundheit zu zahlende Renten kdnnen gemal3

§ 850 d Abs. 3 ZPO mittels der sogenannten Dauer pfandung bzw. Vorrats-
pfandung gesichert und beigetrieben werden; hierbei kann zugleich mit der
Pfandung wegen faliger Anspriiche auch kinftig fallig werdendes Arbeitsein-
kommen wegen der dann jeweils fallig werdenden Anspriche gepfandet und
Uberwiesen werden. Selbstverstandlich kann der mittels einer Dauer- bzw.
Vorratspfandung pfandende Glaubiger die Zahlung seines Anspruchs jeweils erst bei
Faligkeit verlangen, z.B. jeweils zum Monatsanfang.

Pfandungen, die nach einer Dauerpfandung erwirkt werden, folgen dieser in der
Rangfolge nach, d.h. sie werden erst berticksichtigt, wenn die Dauerpfandung
befriedigt ist (vgl. 2> Pkt. 3.2.7 "Rangfolge der Forderungen").

Schematische Dar stellung:
Pfandung gewohnlicher und bevorrechtigter Forderungen:

N
pféndbar nach \ vorrangige
§850 ¢ ZPO gewbhnliche
Pfandungsbetrag ‘orderung
nach Tabelle
(gewdhniliche pfandbar nach
Forderung) § 850 d ZPO
J (bevorrechtigte
Forderung) nachrangige
\ bevomechtigte
Forderung
J
A
npindbarer Betrag }npﬁndbam[aearag ampféndbarer Befrag
sog. notwendiger = sog. notwendiger =ﬂsog. notwendgfr
Lebensunterhalt Lebensunferhalt
J
Arbeitseinkommen Arbeilseinkommen Arbeitseinkommen Arbeilseinkommen
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Wie oben dargestellt, ist bel bevorrechtigten Forderungen im Sinne des 8§ 850 d
Abs. 1 Satz 1 ZPO das Arbeitseinkommen des Schuldners ohne die in 8 850 ¢ ZPO
bezeichneten Beschrankungen pféandbar, d.h. es kann in hdherem Umfang - also
mehr - gepfandet werden als bel gewohnlichen Forderungen.

Diese Bestimmung hat vor alem auch dann Auswirkungen, wenn der Unterhalts-
glaubiger - wiein der Praxis oftmals der Fall - nicht erstrangig pfanden darf. In
diesen Fallen ist der nach 8§ 850 ¢ ZPO pfandbare Betrag haufig schon kompl ett
durch vorrangige gewohnliche Glaubiger gepfandet, die nachrangigen gewdhnlichen
Glaubiger gehen leer aus.

Der Glaubiger einer bevorrechtigten Forderung hingegen kann noch etwas pfanden,
weil der unpféndbare Betrag, der dem Schuldner in diesem Fall - ndmlich nach

§ 850 d ZPO - zu verbleiben hat, niedriger ist als nach § 850 ¢ ZPO

(vgl. schematische Darstellung oben).

Der bevorrechtigte Glaubiger erha@lt nun zwar nicht den gesamten pféndbaren Betrag,
er bekommt aber immerhin noch den Differenzbetrag zwischen den pfandbaren
Betrégen nach § 850 c und 850 d ZPO.

3.29 Beglinstigte Forderungen (8 850 f Abs. 2 ZPO)
(Forderungen aus unerlaubter Handlung)

Beglinstigte Forderungen gemal3 8 850 f Abs. 2 ZPO sind Forderungen aus einer
vor satzlich begangenen unerlaubten Handlung (dementsprechend also nicht
Forderungen aus fahrl&ssig oder grob fahrléassig begangenen unerlaubten

Handlungen).

Bei der Zwangsvollstreckung wegen einer solchen Forderung kann das
Vollstreckungsgericht auf Antrag des Glaubigers den pfandbaren Betrag des
Arbeitseinkommens ohne Riicksicht auf diein § 850 ¢ ZPO vorgesehenen
Beschrankungen bestimmen; dem Schuldner ist jedoch so viel zu belassen, wie er fr
seinen notwendigen Unterhalt und zur Erfillung seiner laufenden gesetzlichen
Unterhaltspflichten bedarf (8 850 f Abs. 2 ZPO).
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Liegen also Forderungen aus vorsétzlich begangener unerlaubter Handlung vor (und
zwar mul3 bereits aus dem Titel hervorgehen, dal3 es sich um eine solche Forderung
handelt!), dann kann in "besonderer Weise" gepfandet werden: in diesem Fall wird
die Pfandung nicht gemal3 8 850 ¢ ZPO vorgenommen, sondern das Gericht senkt die
Pfandungsfreigrenze, es schréankt somit den Pfandungsschutz des Schuldners ein.
Hierbel orientiert es sich an den Freibetragen fur Unterhaltspflichtige, d.h. am
Unterhaltsrecht. Wird gemal3 § 850 f Abs. 2 ZPO gepfandet, so bedeutet dies, dal3in
hoherem Umfang, also mehr gepféandet werden kann als bel der Zwangsvollstreckung
wegen "normalen” Forderungen; zu den Einzelheiten siehe > Pkt. 3.2.8 "Bevor-
rechtigte Forderungen (im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)”.

Nicht in erweitertem Umfang gemal? § 850 f Abs. 2 ZPO gepfandet werden kénnen
jedoch im Zusammenhang mit der vorsétzlich begangenen unerlaubten Handlung
entstandene Prozef3kosten und Rechtsanwal tskosten sowie Verzugszinsen; dagegen
konnen die Zwangsvollstreckungskosten ebenfalls beglinstigt nach § 850 f Abs. 2
ZPO gepfandet werden (vgl. STOBER, 1999, S. 702 f.).

3.2.10 Eidesstattliche Versicherung

Wenn Zwangsvollstreckungsmal3nahmen (z.B. Pféandungen) ganz oder teilweise
erfolglos verlaufen sind, kann der Glaubiger den Gerichtsvollzieher beauftragen, die
eidesstattliche Versicherung (friher: Offenbarungseid) des Schuldners abzunehmen.

Eine erfolglose Zwangsvollstreckung liegt beispiel sweise dann vor, wenn keine
Gegenstande oder kein Arbeitseinkommen, keine Sozialleistungen, keine
Bankkonten oder sonstigen Vermogensgegenstande gepfandet werden konnten, oder
aber auch, wenn der Schuldner die Durchsuchung seiner Wohnung verweigert hat
oder trotz vorheriger Terminbekanntgabe wiederholt in seiner Wohnung nicht
angetroffen wurde (8§ 807 ZPO).

Im letzten Fall kann der Schuldner sich im nachhinein fir seine Abwesenheit beim
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Termin entschuldigen und damit bei Vorliegen eines wichtigen Grundes (z.B.
Krankenhausaufenthalt) die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung noch

abwenden.

Die eidesstattliche Versicherung ist eine genaue Auflistung allen Ver mégens
(Gegenstande und Forderungen, z.B. Lohn/Gehalt, L ebensversicherung, Sparkonto,
Wertpapiere) des Schuldners mittels eines amtlichen Vordrucks (Vermogens-
verzeichnis), dessen Richtigkeit und Vollstandigkeit der Schuldner schliefdlich an
Eides statt versichert; Falschangaben sind strafbar und werden strafrechtlich verfolgt.

Die Abnahme der el desstattlichen Versicherung erfolgt durch den Gerichtsvollzieher
(vgl. > Pkt. 3.2.4.1.2.1 "Gerichtsvollzieher").

In der Regel erhdt der Schuldner ein Schreiben des Gerichtsvollziehers, in dem er
aufgefordert wird, zu einem bestimmten Termin in seinem BUro zu erscheinen. Bel
unentschuldigtem Fernbleiben droht Verhaftung und zwangsweise Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung. Deshalb sollte der Schuldner diesen Termin unbedingt
wahrnehmen.

Es kann auch vorkommen, dal3 der Gerichtsvollzieher die eidesstattliche
Versicherung direkt beim Schuldner zu Hause abnimmt. Dies geschieht in den
Féalen, in denen der Glaubiger den Gerichtsvollzieher beauftragt, bel erfolglosem
Verlauf der Pfandung die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung direkt in der
Wohnung des Schuldners vorzunehmen (sogenannter Kombi-Auftrag).

Dieser sofortigen Abnahme kann der Schuldner widersprechen. In diesem Fall mul3
der Gerichtsvollzieher seine Bemihungen zunachst einstellen und Termin sowie Ort
fUr die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung festsetzen. In der Regel wird er den
Schuldner dann zu einem bestimmten Termin innerhalb der kommenden 2 bis 4
Wochen in sein Geschaftszimmer laden und ihm diese Ladung unmittel bar

personlich aushandigen.

Erscheint der Schuldner unentschuldigt zum vereinbarten Termin zur Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung nicht oder verweigert er die Abgabe ohne wichtigen
Grund, droht ein gerichtlicher Haftbefehl zur Erzwingung der Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung. Es handelt sich dabei um eine sogenannte Beugehaft
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und nicht um eine Bestrafung wegen bestehender Schulden. Die Haft dauert so lange,
bis die eidesstattliche Versicherung abgegeben wurde (maximal 6 Monate).

Beim Abgabetermin der eidesstattlichen Versicherung kann der Schuldner dem
Gerichtsvollzieher erkldren, dal3 er nicht bereit ist, die eidesstattliche Versicherung
abzugeben, sondern dal3 er statt dessen die bestehende Schuld innerhalb einer
bestimmten Frist an den Glaubiger zuriickzahlen wird und dazu auch in der Lage ist.
Wirkt diese Zusage auf Gerichtsvollzieher und Gléaubiger glaubhaft, kann der Termin
der eidesstattlichen Versicherung vertagt werden (bis zu 6 Monaten), wobei dies
jedoch eine Ermessensentscheidung ist (zu den Einzelheiten siehe

§ 900 Abs. 3 ZPO).

Anhand der eidesstattlichen Versicherung, d.h. aus diesem Vermogensverzeichnis
kann der Glaubiger ersehen, ob der Schuldner noch Uber Vermdgenswerte verflgt,
diein einer erneuten Zwangsvollstreckung beigetrieben werden kénnten oder ob in
der letzten Zeit vor Abgabe der eidesstattlichen Versicherung Vermdgenswerte
verauliert oder verschenkt wurden, um die Zwangsvollstreckung zu vermeiden.
Zudem erfahrt der Glaubiger aus dem Vermogensverzeichnis die Adresse des
derzeitigen Arbeitgebers des Schuldners, sofern dieser ein Beschaftigungsverhdtnis
hat.

Ergibt sich aus der eidesstattlichen Versicherung, dal? keine weiteren
V ermogenswerte vorhanden sind, so ist die Zwangsvollstreckung zunéchst
abgeschlossen. Unternimmt der Glaubiger trotzdem weiter e Beitrelbungs-

maRnahmen, mul er die entstehenden Kosten selbst tragen.

Die eidesstattliche Versicherung gilt fir dre Jahre. Dies bedeutet, die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung erfolgt grundsétzlich nur einmal in 3 Jahren, wenn
nicht neue Tatsachen bekannt werden. Erhalt jedoch z.B. der Glaubiger in dieser Zeit
Informationen, dal3 der Schuldner wieder Vermogenswerte bzw. Arbeitseinkommen
hat, kann er die erneute Abgabe der eidesstattlichen Versicherung beantragen.
Anderenfallsist dies erst nach Ablauf der drei Jahre mdglich.
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Die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung wird beim Amtsgericht in einer
Schuldnerkartel vermerkt, die von jedermann eingesehen werden kann.

Das Vermogensverzeichnis selbst ist jedoch nur flr Personen, die ein berechtigtes
Interesse haben, z.B. Glaubiger einsehbar.

Die Loschung der eldesstattlichen Versicherung in der Schuldnerkartel erfolgt nach
Fristablauf von 3 Jahren (nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Eintragung
erfolgte) auf Antrag des Schuldners. Der Eintrag kann auch vor Ablauf dieser 3 Jahre
auf Antrag des Schuldners gel scht werden, wenn er nachweist, dal3 die Schuld
getilgt ist.

Nach Ablauf von 5 Jahren erfolgt die automatische L 6schung des Eintrags, indem die

K arteikarte vernichtet wird.

Die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung hat folgende Auswirkungen:

*  bisher unentdeckte Vermdgenswerte und unbekanntes Arbeitseinkommen
werden offengelegt mit der Folge, dal? der Glaubiger hierliber Kenntnis erhélt;
siehe hierzu auch - Pkt. 3.2.4.4.4 "Kontopfandung";

o der Glaubiger erfahrt Name und Adresse des Arbeitgebers und kann eventuell
Abtretungen bzw. Pfandungs- und Uberwei sungsbeschl iisse offenlegen, d.h.
Zwangsvollstreckungsmalinahmen einleiten;

» die SCHUFA erfahrt von der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung mit der
Folge, dal3 der Schuldner keine Kredite mehr aufnehmen kann;

» die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung schiitzt den Schuldner vor
sténdigen erfolglosen Zwangsvollstreckungsmal3nahmen; gibt es mehrere
Glaubiger, sollte der Schuldner allen die Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung mit Angabe von Datum, Aktenzeichen und Amtsgericht mitteilen,
dadie einmal abgegebene eidesstattliche Versicherung fur alle Glaubiger
Gultigkeit hat.

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Die eidesstattliche Versicherung und ihre Folgen"

(= Kopiervorlage im Anhang)
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3.2.11 Offentliche Glaubiger

Offentliche oder offentlich-rechtliche Glaubiger sind Behérden oder Korperschaften
des offentlichen Rechts wie beispielsweise Bundes- oder Landesbehtrden, Arbeits-
amter, Krankenkassen, Soziaversicherungstrager, Gerichte, Kommunen, Jugend-
amter, GEZ, Bundesverwaltungsamt (BAf6G), Finanzamter.

Forderungen der offentlichen Glaubiger sind in der Regel Riickzahlungsanspriiche
wegen zu Unrecht erbrachter Leistungen, Schadensersatzanspriiche, rickstéandige
Steuern und Gebuhren etc..

Offentliche Glaubiger sind insofern von den anderen, den "normalen” Glaubigern zu
unterscheiden, als dal3 sie aus einem Bescheid (V erwaltungsakt) bereits vollstrecken
koénnen (8 3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VwV G)). Das bedeutet: Der
Bescheid entspricht bereits dem vollstreckbaren Titel! Dieser Bescheid verjéhrt,
ist er rechtskraftig geworden, wie vollstreckbare Titel erst nach 30 Jahren.

(Dies gilt jedoch nur fir offentlich-rechtliche Forderungen dieser Gléaubiger; fur
privatrechtliche Forderungen der offentlichen Glaubiger (z.B. Mietforderung aus der
Vermietung einer Gemeindewohnung) gelten die gleichen Voraussetzungen wie fur
alle anderen Gléaubiger, esist also ein Titel erforderlich!)

Aufgrund der vorgenannten Besonderheit ist jeder Bescheld einer genauen Prifung
zu unterziehen, um ggf. fristgerecht Widerspruch bzw. Anfechtungsklage einlegen zu
koénnen und so zu verhindern, daf ein "falscher”" Bescheid rechtskraftig wird.
Bescheide (Verwaltungsakte) werden nach Ablauf der Rechtsmittelfrist rechtskréftig,
wenn kein Rechtsmittel eingelegt wurde.

Samtliche Bescheide von Amtern (z.B. Rentenbescheid, Arbeitslosengeldbescheid,
Steuerbescheid) haben eine 4-wdchige Rechtsmittelfrist, d.h. innerhalb dieser Zeit
kann gegen den Bescheid Widerspruch eingelegt werden.

Das nachfolgende Schema gibt einen Uberblick tiber das Verfahren bei tffentlich-

rechtlichen Glaubigern:
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Allgemeine Ubersicht Uiber das Verfahren be éffentlich-rechtlichen Glaubigern:

Zahlungshbescheid

v

Zustellung an den Schuldner

Widerspruch kein Widerspruch
(Frist 1 Monat)

N

erfolgreich erfolglos

v

Anfechtungsklage
(Frist 1 Monat)

erfolgreich erfolglos

h 4 ¢ h 4

Der Bescheid Aus dem Bescheid kann
wird aufgehoben. ohne gerichtlichen Titel
vollstreckt werden.

(Vdl. FOLIENSATZ Schuldnerberatung, 1995, Nr. 45)

Grundsétzlich &Mt sich also festhalten, dal3 6ffentliche Gléaubiger keine
bevorrechtigte Stellung gegentiber anderen Glaubigern einnehmen, sondern die
Besonderheit liegt lediglich darin, dal3 sieim Gegensatz zu den "normalen”
Glaubigern nicht ordentliche Gerichte in Anspruch nehmen miissen, um an einen
vollstreckbaren Titel zu gelangen.

Hierbei mul3 jedoch unbedingt beachtet werden, welche Forderung von einem
offentlich-rechtlichen Glaubiger geltend gemacht wird: esist wichtig zu
unterscheiden, ob es sich um Geldstrafen, Bul3gelder oder "normale Forderungen”
(z.B. Darlehensruickforderung, Schadensersatzforderung) handelt, da sowohl bei
Geldstrafen als auch bei Geldbuf3en Er zwingungshaft droht (vgl. hierzu im
einzelnen - die Pkte. 3.2.13.3 "Geldstrafen” und 3.2.13.4 "Geldbuf3en™); aul3erdem
ist es erforderlich zu prifen, ob eine 6ffentlich-rechtliche oder eine privatrechtliche

Forderung geltend gemacht wird (siehe oben).
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Wie bereits oben erwahnt, bendétigen offentliche Glaubiger als formale Voraus-
setzung fur die Zwangsvollstreckung von 6ffentlich-rechtlichen Forderungen keinen
gerichtlichen Titel, sondern esist nur erforderlich, dal3 der Bescheid dem Schuldner
zugestellt worden ist und dai3 die Leistung falig ist, dartiber hinaus mul3 nach der
Bekanntgabe des Bescheids oder nach der Falligkeit eine Woche vergangen sein,
aul3erdem soll der Schuldner eine Mahnung, in der Zwangsvollstreckungs-
mal3nahmen angedroht werden, erhalten haben (§ 3 Abs. 2, 3VwWVG).
Offentlich-rechtliche Glaubiger haben in diesen Fallen gegeniiber anderen
Glaubigern elnen entscheidenden Zeitvorteil, denn das zeitraubende ordentliche
Gerichtsverfahren entfallt fur sie.

Die offentlichen Glaubiger haben eigene Vollstreckungsstellen mit eigenem
Aul¥endienst (Vollstreckungsbeamte bzw. V ollziehungsbeamte; die Bezeichnung ist
in den verschiedenen Bundeslandern unterschiedlich). Die Beauftragung eines
Gerichtsvollziehers erfolgt nicht, dadieser nur fir privatrechtliche Forderungen
zustandig ist.

Vollstreckungsbehdrden sind in aler Regel die Oberbehdrden sowie die Hauptzoll-
amter (z.B. fUr die Arbeitsdmter das Landesarbeitsamt) und die Gemeinde-

verwaltungen.

Auch bei 6ffentlichen Glaubigern gelten selbstverstandlich die Vollstreckungs-
schutzvorschriften, allerdings sind diese weitgehend in der Abgabenordnung (AO)
und im Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VwV G) geregelt, wobel sie sich aber im
wesentlichen auf die einschlégigen Bestimmungen der ZPO beziehen (vgl. > Pkt.
3.2.4.4 ff. "Schuldnerschutz in der Zwangsvollstreckung").

Bezuglich der Moglichkeiten zur Regulierung offentlicher Forderungen (auch
Steuerschulden) kommen grundsétzlich die Mal3nahmen Stundung, Erlal3 und
Niederschlagung in Betracht; siehe zu den Einzelheiten - die Pkte. 3.2.12.4 "Erlal3",
3.2.12.5 "Niederschlagung” und 3.2.12.6 "Stundung”. Allerdingsist die Schulden-
regulierung haufig schwieriger als bel "normalen” Glaubigern, da meist bestimmte

V erfahrenswege und Rechtsvorschriften zu beachten sind sowie in bestimmten
Féallen gesetzlich normierte Voraussetzungen erfillt sein missen und bestimmte

Behorden zustandig sind; bei Vorliegen dieser Voraussetzungen besteht jedoch ein
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Rechtsanspruch auf Gewahrung von Stundung, Niederschlagung oder Erlal3.

Die Beantragung von Stundung, Niederschlagung oder Erlal von Forderungen sollte
immer schriftlich an die Stelle gerichtet werden, die den Bescheid erlassen hat. Die

vollstreckende Stelle sollte davon in Kenntnis gesetzt werden.

Generell ist hinsichtlich der Verjahrungsunter brechung folgendes zu beachten:
Bezuglich der Vollstreckungsmal3nahmen 6ffentlich-rechtlicher Glaubiger ist darauf
hinzuweisen, dal3 fur 6ffentlich-rechtliche Forderungen dieser Glaubiger diein

§ 231 AO genannten Unterbrechungshandlungen die V erjahrung von neuem zu
laufen beginnen lassen; hier fihrt dementsprechend bereits ein gewdhnliches Mahn-
schreiben mittels einfachem Brief (es muf3 also nicht zugestellt werden) dazu, dal3
die Verjahrungsfrist von neuem zu laufen beginnt. Bei privatrechtlichen Forderungen
der offentlichen Gléaubiger gelten die 88 208 ff. BGB; hier fuhrt eine schriftliche
Mahnung keine Unterbrechung der Verjdhrung herbei. (Vgl. hierzu - Pkt. 3.2.12.7
"Einrede der Verjahrung".)

Die Vollstreckung offentlich-rechtlicher Forderungen wird in den einzelnen Bundes-
landern nicht einheitlich gehandhabt, da die Vollstreckung von V erwaltungsakten
Landersache ist und esin den einzelnen Landern unterschiedliche gesetzliche
Bestimmungen gibt, die in den jewelligen Verwaltungsvol | streckungsgesetzen der
Lander geregelt sind (die nachfolgenden Ausfihrungen unter den Punkten 3.2.11.1
bis 3.2.11.4 beziehen sich grofdtenteils auf Nordrhein-Westfalen).

Im nachfolgenden Teil werden digjenigen 6ffentlichen Glaubiger detailliert
beschrieben, die erfahrungsgemal’ am haufigsten in der Beratungspraxis der
Schuldnerberatung vorkommen:

e Arbeitsamt (Pkt. 3.2.11.1)

*  Finanzamt (Pkt. 3.2.11.2)

*  Gebuhreneinzugszentrale (GEZ) (Pkt. 3.2.11.3)

Sozialamt (Pkt. 3.2.11.4).

Informationen Uber andere 6ffentliche Glaubiger kénnen tber die Schuldner-
beratungsstellen nachgefragt werden.
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Literaturhinweis: Broschire des SKM Katholischer Verband fur soziale Dienstein
Deutschland e. V., Ulmenstr. 67, 40476 Dusseldorf mit dem Titel "Schulden bei
offentlichen Glaubigern — Arbeitshilfe fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Sozialberatung".

32111 Arbeitsamt

Das Arbeitsamt ist in der Praxis der Schuldnerberatung einer der am haufigsten
vertretenen offentlichen Glaubiger. (Vgl. zum folgenden SCHULDEN bei offentlich
rechtlichen Glaubigern, o. J. und SCHULDEN bei 6ffentlichen Glaubigern, 1993, S.
6 ff.)

Die Forderungen der Arbeitsiamter im Uberblick:

a) Riickforderungen von Uberzahlungen
- wegen Sperrzeiten
- wegen nicht gemeldeter Arbeitsaufnahme, wenn weiter Arbeitslosengeld oder
Arbeitslosenhilfe gezahlt wurde
- wegen nicht gemeldetem Nebenverdienst
b) Ruckforderung von Unterhaltsgeld, z.B. bei Abbruch der Mal3nahme,
8§ 46 Abs. 3 Arbeitsforderungsgesetz (AFG)
¢) Ruckforderung von Leistungen zur Forderung der Arbeitsaufnahme,
8151 AFGi.V.m. 848 SGB X
d) Bulgelder, z.B. wegen Verletzung der Anzeigepflicht, § 231 Abs. 1 Nr. 4 AFG

Die Félligkeit der Forderungen:

zu @) mit Zustellung des Aufhebungs- und Erstattungsbescheides;
da gegen den Bescheid zwecks nochmaliger Uberpriifung Widerspruch
eingel egt werden kann, warten die Arbeitsémter jedoch die Widerspruchsfrist
(1 Monat ab Zugang) ab;

zu b) mit Zustellung des Riickzahlungsbescheides, siehe unter a)
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Zu ¢) siehe unter a)
zu d) mit Zustellung des Bul3gel dbescheides, siehe unter a)

Verjahrung der Forderungen:

Ruckforderungsanspriiche aus zu Unrecht erbrachten Leistungen verjahren 4 Jahre
nach Unanfechtbarkeit des Erstattungsbescheides zum Ende des Ka enderjahres

(8 50 SGB X), wobei ein Erstattungsbescheid die Aufhebung des rechtswidrigen
Bewilligungsbescheides voraussetzt (8§ 45 1V 2 SGB X); der Bescheid ist unanfecht-
bar, wenn z.B. die Widerspruchsfrist abgelaufen ist, ohne dal3 Widerspruch eingel egt
wurde.

Zur Vollstreckungsverjahrung bel GeldbuRen siehe - Pkt. 3.2.13.4 "Geldbul3en”;
Achtung: es droht Er zwingungshaft!

M o6gliche Rechtsbehelfe gegen die Forderungen:

zu a), b) und c): Wider spruch gegen den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid
bzw. Rickzahlungsbescheid innerhalb eines Monats nach
Zustellung;
der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung, d.h es kann bis zum
Erlal’ des Widerspruchsbescheids noch nicht vollstreckt werden;
gegen den Widerspruchsbescheid kann Klage erhoben werden;

zu d): Einspruch gegen den Buf3geldbescheid innerhalb von 2 Wochen
nach Zustellung;

Vollstreckung:

Die Pfandung erfolgt gemal3 8 66 SGB X nach dem Verwaltungsvollstreckungs-
verfahren. Andere Mdglichkeiten der Befriedigung des Glaubigers:

«  Uberleitungsanzeige, § 153 AFG

» Aufrechnung, 88 51 SGB |, 154 AFG

»  Verrechnung; § 52 SGB |

Einziehende Stelle fUr Forderungen des Arbeitsamtes ist das Landesarbeitsamt.
Reagiert der Schuldner auf Zahlungsmitteilung und Mahnung nicht, wird das Haupt-

zollamt eingeschaltet.
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I nterventionsmoglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten

In vielen Féllen sind die Leistungsbescheide des Arbeitsamtes bereits unanfechtbar
geworden, wenn die Berater davon Kenntnis erhalten. Aufgrund dessen dirfte der
Widerspruch in den meisten Fallen nicht mehr moglich sein (siehe oben: Rechts-
behelfe) und die Interventionsmdglichkeiten beschranken sich meist auf die
Beantragung von Stundung, Erlal3 oder Niederschlagung der Forderung.

Grundlage der Entscheidung des Arbeitsamtes Uber die Antrége sind die Forderungs-

einzugsbestimmungen (FEBest), die vom Vorstand der Bundesanstalt fir Arbeit

erlassen worden sind und die el ne bundeseinheitliche Handhabung bel Harteféllen
gewéhrleisten sollen.

Stundung: (vgl. = Pkt. 3.2.12.6 "Stundung") Stundung kann mit oder ohne
Ratenzahlung gewahrt werden; auf Antrag ist auch zinsose
Stundung mdglich (88 15, 20 FEBest).

(Tel)Erlal: (vgl. > Pkt. 3.2.12.4 "Erlal3") (Teil)Erlald kann nur gewahrt
werden, wenn die Umstande einen besonder en Hartefall recht-
fertigen; i.d.R. soll ein Tell der Forderung erflllt sein
(§ 28 FEBest).

Niederschlagung: (vgl. = Pkt. 3.2.12.5 "Niederschlagung") Niederschlagung
bedeutet ein verwaltungsinternes Absehen von der Beitreibung;
das Verfahren kann wieder aufgenommen werden
(88 22, 23 FEBest).

Antrége auf diese 0.g. Zahlungserleichterungen sind stets an das jeweilige Landes-

arbeitsamt zu richten.

Die praktischen Erfahrungen der Schuldnerberatungsstellen zeigen, dal? Stundungen

haufig vereinbart werden kénnen, Niederschlagungen und (Teil)Erlasse dagegen nur

selten eine Zustimmung erfahren.
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3.211.2 Finanzamt

Das Finanzamt ist vor allem bei gescheiterten Selbsténdigen als Glaubiger vertreten.
Vielfach sind diese Ratsuchenden inzwischen Sozia hilfebezieher. Bel Steuer -
schulden sollteimmer Kontakt zur Schuldnerberatung aufgenommen wer den!
Beim Umgang mit dem Finanzamt ist auf3erdem zu beachten, dal3 aufgrund der
Vorschriften des Steuerberatungsgesetzes samtliche M al3nahmen vom Betr offenen
selbst ergriffen werden mussen! (Vgl. zum folgenden SCHULDEN bei 6ffent-
lichen Glaubigern, 1993, S. 26 ff.)

Die Forderungen der Finanzémter im Uberblick:

e  Steuern
e Zinsen

e Saumniszuschlége

Die Félligkeit der Forderungen:
Die Féligkeit der Forderungen ergibt sich jeweils aus dem entsprechenden Bescheid
des Finanzamts.

Verjahrung der Forderungen:

Die Festsetzungsverjahrung betragt bei Besitz- (z.B. Einkommensteuer) und
Verkehrssteuern 4 Jahre (88 169 bis 171 AO).

Die Zahlungsverjahrung betrégt 5 Jahre (88 228 bis 232 AO) und beginnt mit
Wirksamkeit der Steuerfestsetzung. Die Verjdhrung wird hier unterbrochen u.a.
durch Stundung, Zahlungsaufschub, V ollstreckungsaufschub, Aussetzung der
Vollziehung.

M 6gliche Rechtsbehelfe gegen die Forderungen:

* Einspruch (8 348 AO) gegen Steuerbescheide (4 Wochen Einspruchsfrist);
ist Einspruch einzulegen, so ist dieser zu begriinden sowie "Aussetzung der
Vollziehung" zu beantragen;
ist der Einspruch nicht mehr moglich, so kann ggf. Wieder einsetzung in den

vorigen Stand wegen unverschuldeter Fristversaumnis (z.B. Krankheit, Urlaub)
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innerhalb von 4 Wochen nach Wegfall des Hinderungsgrundes beantragt
werden.
* Beschwerde (8 349 AO) gegen Voallstreckungsmal3nahmen, Ablehnung von
Stundungs- und Erlal3antragen.
Die Rechtsbehelfe sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bel der Finanz-
behotrde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, einzulegen.
Esist zu beachten, dal3 hinsichtlich der Falligkeit der Forderungen die Einlegung von
Rechtsbehelfen keine aufschiebende Wirkung hat, das bedeutet, der Steuerbescheid
ist gleichwohl wirksam (8§ 361 Abs. 1 AO). Die Vollziehung kann jedoch von Amts

wegen oder auf Antrag ganz oder teilweise ausgesetzt werden.

Die Vollstreckung wegen Geldforderungen erfolgt durch

- Sachpfandung durch Vallziehungsbeamte des Finanzamtes,

- Lohnpfandung, wobei die Schutzvorschriften der 88 850 bis 852 ZPO
entsprechend anzuwenden sind,

- eldesstattliche Versicherung aufgrund der AO durch das Finanzamt selbst.

Zur Durchsetzung erzwingbarer Handlungen (z.B. Mitwirkung bel der Abgabe einer
Steuererklarung) konnen Zwangsmittel (u.a. Zwangsgeld oder Zwangshaft) auf
Grundlage der AO verhangt werden.

Die einziehende Stelle fur Forderungen ist die Vollstreckungsstelle des Finanzamtes.

I nterventionsmoglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten

Folgende Zahlungserleichterungen kdnnen gewahrt werden und sind, wenn die
entsprechenden V oraussetzungen vorliegen, vom Schuldner zu beantragen (wie
bereits oben erwahnt mul3 dies aufgrund der Vorschriften des Steuerberatungs-
gesetzes vom Schuldner selbst veranlaldt werden):

Stundung (8 222 AO): (vgl. = Pkt. 3.2.12.6 "Stundung") Stundung kann gewahrt
werden, wenn die Zahlung eine erhebliche Harte bedeuten wiirde und der Steuer-
anspruch durch die Stundung nicht geféahrdet wird; das Finanzamt muf3 den
Verhal tnisméafdigkeitsgrundsatz beachten. Stundung bedeutet in der Regel Raten-
zahlung!
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ErlaR (8§ 227 AO): (vgl. > Pkt. 3.2.12.4 "Erlal3") Der Erla3ist eine Ermessens-
entscheidung, die zum endguiltigen Verzicht auf die Steuerforderung fuhrt. Die
fallige Forderung kann erlassen werden, wenn ihre Einziehung unbillig wére, z.B.
wenn der Schuldner unverschuldet in die Notlage geraten ist oder die Existenz des
Schuldners dadurch nicht nur voribergehend geféhrdet wiirde. Esist zu beachten,
dai3 Erlal3bedirfigkeit nicht besteht, wenn Ratenzahlung moglich ist, ferner ist auch
ein unrichtiger bzw. geschétzter Steuerbescheid kein Erlal3grund.

Nieder schlagung (8 261 AO): (vgl. > Pkt. 3.2.12.5 "Niederschlagung") Félige

Forderungen kénnen niedergeschlagen werden, wenn die Einziehung aussichtslos

erscheint oder wenn die Kosten der Einziehung aul3er Verhdtnis zum geschuldeten
Betrag stehen.

Vollstreckungsaufschub (8 258 AO): Vollstreckungsaufschub bedeutet, dal3 die
Vollstreckung oder eine einzelne V ollstreckungsmal3nahme eingestel It oder

beschrankt wird. Die Gewahrung eines Vollstreckungsaufschubs ist i.d.R. mit einer
Ratenzahlungsvereinbarung verbunden. Vollstreckungsaufschub wird gewahrt bel
vorlbergehenden Zahlungsschwierigkeiten und wenn der Schuldner in der Lage it,
den Rickstand innerhalb von 6 Monaten (in Ausnahmefdllen 1 Jahr) zu tilgen. Er
wird auf3erdem gewéhrt, wenn die Zwangsvollstreckung zu unangemessenen
Nachteilen fuhren wirde, der Schuldner dadurch stérker belastet wirde al's andere
Schuldner in vergleichbarer Situation. V ollstreckungsaufschub kann weiterhin z.B.
gewahrt werden, wenn ein erfolgversprechender Antrag auf Stundung, Erlal3 oder
Aussetzung der Vollziehung beim Finanzamt vorliegt oder wenn mit eéinem
konkreten Erstattungsanspruch verrechnet werden kann. Hingegen wird
Vollstreckungsaufschub nicht gewahrt, wenn nur folgende Griinde vorgetragen
wurden:
- der Steuerbescheid ist geschétzt oder nicht bestandskréftig (Steuerbescheide sind
nicht bestandskréftig, wenn und solange Rechtmittel eingelegt sind)
- angespannte finanzielle Situation, hohe Bankschulden

- unverschuldete Notlage.
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3.2.11.3 Gebluhreneinzugszentrale (GEZ)

Vielfach sind Uberschuldete nicht mehr in der Lage, ihre Rundfunk- und Fernseh-
gebuhren zu bezahlen. Daraus resultiert, dal? die GEZ als Glaubiger sehr oft in
Erscheinung tritt. (Vgl. zum folgenden SCHULDEN bei 6ffentlichen Glaubigern,
1993, S. 32 ff.)

Forderungen der GEZ:
e Rundfunk- und Fernsehgebiihren

*  Nebenforderungen, d.h. Sdumniszuschlage und V oll streckungskosten (Zinsen
werden nicht berechnet)

Die Félligkeit der Forderungen:

Die Félligkeit der Forderungen ergibt sich jeweils aus dem Bescheid.

Verjahrung der Forderungen:

Forderungen der GEZ verjdhren nach 4 Jahren, die einziehende Stelleist die
Gebuhreneinzugszentrale der offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in der
Bundesrepublik Deutschland (GEZ), Postfach 10 80 25, 50676 Koln.

Vollstreckung:
Die Vollstreckung der Forderungen erfolgt durch die Stadtkassen; siehe hierzu >

Pkt. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger".

I nter ventionsmoglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten

Bel Vorliegen der entsprechenden V oraussetzungen kann Befreiung von der
Rundfunk- und Fernsehgebiihrenpflicht beantragt werden; siehe hierzu > Pkt. 4.3
"Befreiung von der Rundfunkgebthrenpflicht”.

Fur Nordrhein-Westfalen gilt, dal3 fir Forderungen der GEZ ein Erlal3antrag an den
Westdeutschen Rundfunk (WDR) Kdln, 50600 Koln gestellt werden kann; diesem ist

eine Kopie der Befreiung von der Rundfunkgebihrenpflicht beizuflgen.
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3.2114 Sozialamt

Aufgrund der Tatsache, dal?3 immer mehr Menschen Sozialhilfe beantragen miissen,
kommt es auch sehr haufig zu Ruckforderungen dieses Glaubigers. (Vgl. zum
folgenden SCHULDEN bei 6ffentlichen Glaubigern, 1993, S. 55 ff.)

Die Forderungen der Sozialamter sind im einzelnen:

*  Riickforderung zu Unrecht erbrachter Sozialhilfe (88 45, 50 SGB X)

« Darlehen nach 8 15aBSHG

» Darlehen bel voribergehender Notlage nach 8 15 b BSHG

» Darlehen nach § 89 BSHG

«  Uberleitung von Unterhaltsanspriichen nach 88 90, 91 BSHGi. V. m. BGB
« Kostenersatz nach 88§ 92, 92 a, 92 ¢ BSHG

*  (Zinsen und Kosten werden in der Regel nicht berechnet)

Zur Falligkeit der Forderungen:

Die Bescheide des Sozialamtes werden mit der Bekanntgabe wirksam und die
Forderung ist sofort fallig, wenn nicht eine Zahlungsfrist bestimmt ist. Der Wider-
spruch hat i.d.R. aufschiebende Wirkung (Ausnahme z.B. ein Widerspruch gegen
Uberleitungsanzeige nach § 90 BSHG). Bei Darlehen in Form offentlich-rechtlicher
Vertrége gilt die Vereinbarung.

Verjahrung der Forderungen:

Erstattungsanspriiche verjdhren nach 4 Jahren zum Ende des Ka enderjahres. Bei
erneuter Festsetzung innerhalb der 4 Jahre verlangert sich die Verjahrung auf 30
Jahre.

Unterhaltsanprtiche verjahren nach 4 Jahren, Unterhaltstitel nach 30 Jahren.
Forderungen aus Darlehen bei 6ffentlich-rechtlichem Vertrag verjahren nach 30
Jahren.

Forderungen aus Kostenersatz nach 8 92 a BSHG verjdhren nach 3 Jahren nach
Ablauf des Jahres, in dem die Hilfe gewéhrt wurde; Forderungen aus K ostenersatz
nach 8 92 ¢ BSHG verjdhren nach 3 Jahren nach dem Tod des Hilfeempféngers oder
seines Ehegatten.
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M o6gliche Rechtsbehelfe gegen die Forderungen:
*  Widerspruch (Frist 1 Monat)
* Klage beim Verwaltungsgericht

Vollstreckung:

Die Vollstreckung der Forderungen des Sozialamtes erfolgt insbesondere durch
Sachpfandung durch Vollstreckungs- bzw. V ollziehungsbeamte und durch
Forderungspfandung (Lohnpfandung usw.), es kann auch der Gerichtsvollzieher bzw.
das Vollstreckungsgericht beauftragt werden, je nachdem, um welche Forderung es
sich handelt. Weitere Mdglichkeiten sind die Aufrechnung und die Verrechnung
(851 SGB I, 852 SGB |1, 8 92 BSHG). Bei Unterhatsanspriichen gilt die ZPO.

Einziehende Stelleist die Stadtkasse; siehe hierzu = Pkt. 3.2.11 "Offentliche
Gléaubiger".

Einziehende Stelle in Unterhaltsangelegenheiten ist das Jugendamt, da der Unterhalt
auch nach Uberleitung ein privatrechtlicher Anspruch des Unterhaltsglaubigers
bleibt.

I nter ventionsmoglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten

Die Riucknahme eines rechtswidrig ergangenen Bewilligungsbescheides mul3 von der
Behorde innerhalb einer Ausschluf3frist von einem Jahr seit Kenntnis der die Riick-
nahme rechtfertigenden Tatsachen erfolgen (8 45 SGB X).

Bel Vorliegen der entsprechenden V oraussetzungen kénnen die folgenden Zahlungs-
erleichterungen beantragt werden:

e Stundung (siehe > Pkt. 3.2.12.6)

» Niederschlagung (siehe > Pkt. 3.2.12.5)

o Erlal3(siehe > Pkt. 3.2.12.4).

Seite 103



3.2.12 Regulierungsmaoglichkeiten

Dain der Praxis zur Regulierung der Schulden des Ratsuchenden immer nur
hochstens ein Teil der insgesamt félligen Forderungssumme zur Verfligung steht,
mussen Verhandlungen mit den Glaubigern gefihrt werden, mit dem Ziel, sie zum
Verzicht oder zumindest teilweisen Verzicht auf ihre Forderung, zur Stundung, zum
Verzicht auf Zinsen, zur Akzeptanz von Ratenzahlungen usw. zu bewegen.

Hierbel ist es wichtig zu wissen, dal3 bei 6ffentlichen Glaubigern sogar ein Rechts-
anspruch auf Erlal, Niederschlagung oder Stundung bestehen kann; zu den
Einzelheiten siehe = die Pkte. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger", 3.2.12.4 "Erlal’’,
3.2.12.5 "Niederschlagung” und 3.2.12.6 "Stundung"”.

Das Ergebnis dieser Verhandlungen hat grof3en Einfluld darauf, ob der Schuldner in
Zukunft wieder ein schuldenfreies Leben fuhren kann bzw. ob er in die Lage kommt,
notfalls auch mit seinen Schulden zu leben. Deshalb dirfen diese Verhandlungen
nicht untberlegt und leichtfertig gefiihrt werden, sondern es missen eine Reihe von
Punkten bedacht werden.

Zunéchst ist vorab auf funf wichtige Grundsétze hinzuwel sen:

» Patent- oder Einheitsldsungen gibt es nicht, Ldsungswege werden immer
gemeinsam mit dem Ratsuchenden gesucht und vereinbart!

* AlleForderungen sind grundsétzlich daraufhin zu Gberprifen, ob sie tatsachlich
bestehen und der Hohe nach richtig sind und ob sie eventuell bereits verjahrt
sind (siehe hierzu - die Pkte. 4.6 "Forderungstiberprifung” und 3.2.12.7
"Einrede der Verjahrung")!

o Soziahilfebezieher kdnnen aus den Leistungen der Soziahilfe keine Schulden
abzahlen!

» Ratenzahlungsvereinbarungen sind unsinnig, wenn sie keine Tilgung der
Forderung bewirken!

* DieWaeitergabe samtlicher Daten bedarf des Einverstandnisses des

Ratsuchenden!

Bevor mit der Regulierung der Schulden begonnen werden kann, ist zun&chst eine
Zusammenstellung aller Schulden und Glaubiger vorzunehmen, anschlief3end
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mussen bel allen Glaubigern aktuelle For derungsaufstellungen angefordert
werden. (Mustervorlage zur Anforderung der Forderungsaufstellung im Anhang.)
Nur so kann ein realistischer Uberblick tiber die tatsachlich bestehenden Schulden
sowie Uber die Gesamtschuldensumme erlangt werden.

Esist sinnvoll, mittels der Anforderung der aktuellen Forderungsaufstellung den
Glaubiger gleichzeitig tber die bestehende Zahlungsunfahigkeit des Schuldners zu
informieren und dadurch weitere kostenverursachende Inkasso- und Zwangsvoll-
streckungsmal3nahmen zu verhindern. Infolge dessen verringert sich auch der durch
stéandige Vollstreckungsbemihungen ausgel 6ste psychische Druck auf den
Schuldner.

Erst wenn die tatséchliche Hohe der Forderung feststeht und ebenfalls die
Verjahrung (einschliefdlich der Verjahrung von Nebenforderungen und Zinsen!)
gepruft ist, kbnnen Regulierungsversuche unternommen werden.

Diesbeziglich ist jedoch unbedingt zu beachten, dal3 ein formeller Stundungs- oder
ErlaRantrag die Verjahrung der Forderung unterbricht und infolge dessen nach
Ablauf des Stundungszeitraums die Verjahrungsfrist von neuem zu laufen beginnt
(vgl. hierzu unbedingt - Pkt. 3.2.12.7 "Einrede der Verjdhrung"!). Dies bedeutet
fUr die Praxis, dald vor der Bitte um Stundung oder Erlald an den Glaubiger die Vor-
und Nachteile eines solchen Vorgehens fir den Schuldner sorgféltig abzuwéagen
sind! Diesist jeweils abhangig vom besonderen Einzelfal; als Richtlinie kann hier-
bei jedoch gelten, dal3 in Féllen, in denen kurze V erjahrungsfristen laufen, Stundung
oder Erlald nicht ohne Not beantragt werden sollten. Stundung sollte also nicht
generell as"Rundumschlag” beantragt werden, sondern abhangig vom besonderen
Einzelfall sollte Stundung nur beantragt werden, wenn nach Ablauf eines Gber-
schaubaren Zeitraums das Eintreten einer Verdnderung der wirtschaftlichen Situation
erwartet werden kann. Ist dies nicht der Fall, sollte besser um Ruhendstellung der
Beitreibung gebeten werden, denn dies fuhrt nicht zu einer Unterbrechung der

Verjahrung.

Ausgangspunkt fur jegliche Schuldenregulierung ist die finanzielle Situation des
Schuldners und damit seine realen Moglichkeiten, Zahlungen zu leisten:
» Ist der Schuldner mittellos (z.B. Arbeitslosenhilfe- oder Sozial hilfebezieher),

kann er natlrlich keine Zahlungen, auch keine Ratenzahlungen leisten. In diesen

Seite 105



Falen ist dem Gléubiger i.d.R. die Situation des Schuldners zu schildern mit
dem Ziel, ihn so zum Verzicht auf seine Forderung zu bewegen. Gelingt dies
nicht, so kann eventuell eine zing ose Stundung erreicht werden, um so
zumindest das weitere Anwachsen der Schulden zu verhindern.

* Hat der Schuldner eigene Mittel zur Verfligung, so stehen diese entweder z.B.
monatlich regelméaldig zur Verfigung (i.d.R. dirfte dies jedoch nur dann der Fall
sein, wenn der pfandbare Betrag nicht aufgrund von Abtretung oder Pfandung
bereits an Glaubiger abgefihrt wird) oder nur einmalig (es wurde beispielsweise
ein kleiner Betrag angespart oder von Verwandten zur Verfligung gestellt).
Regelméfdig zur Verfigung stehende Betrage konnen zur Ratenzahlung bzw. fur
einen Ratenzahlungsvergleich verwendet werden, mit Hilfe der einmaligen
Betrage kann versucht werden, Vergleiche abzuschlief3en.

Zu den Verhandlungsgrundsatzen der Schuldnerberatung gehort es, keine

V ersprechungen bzw. Ankiindigungen zu machen, die spéter nicht eingehalten
werden kénnen oder nicht eintreffen, auch missen die gemachten Angaben der
Wahrheit entsprechen; Schuldnerberatung riskiert sonst ihre Integritét fir alle
anderen Félle.

Ganz besondere Beachtung gilt in diesem Zusammenhang dem Datenschutz:
umfassende Informationen Uber die sozialen und wirtschaftlichen Verhaltnisse des
Schuldners diirfen nicht ohne zwingenden Grund an die Gléubiger weitergegeben

werden!

Die folgenden allgemeinen L eitlinien der Schuldenregulierung sollten bel

Regulierungsangeboten beriicksichtigt werden:

» generdl sollten keine Zahlungen geleistet werden, wenn das Einkommen
unter der Sozialhilfeliegt;

* generdl sollten keine Raten unter der Pfandungsfreigrenze geleistet
wer den;

* nach Mdglichkeit sollten keine Ratenlaufzeiten Giber 48 M onaten vereinbart
wer den.

Die Pfandungsfreigrenzen und dementsprechend die unpfandbaren Einkommens-

antelle sind so gering, dal3 siei.d.R. a's Existenzminimum nicht unterschritten
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werden durfen. Gleiches gilt fUr die Soziahilfe. Fir Schuldner ist es deshalb nicht
zumutbar und meist auch nicht méglich, von diesen Betréagen noch Schulden zu
tilgen; méchten sie dies dennoch tun, so handelt es sich hierbei um eine freiwillige
Zahlung.

Die vereinbarte Laufzeit von Ratenvereinbarungen muf3 fir den Schuldner noch
Uberschaubar und planbar sein, daer in dieser Zeit sehr knapp wirtschaften muf3; dies

kann normal erweise nur durchgehalten werden, wenn ein Ende absehbar ist.

Eine besondere Form der Regulierung ist die geméal der ab 01.01.1999 in Kraft
getretenen I nsolvenzor dung; diese Mdglichkeit wird ausfthrlich beschrieben unter

Pkt. 3.3.1 "Verbraucherkonkursverfahren (V erbraucherinsolvenzverfahren - InsO)".

Alsweitere Mdglichkeit der Schuldenregulierung ist an dieser Stelle der Vollstandig-
keit halber noch die Regulierung durch staatliche oder private Fondsmittel zu
erwahnen, die Gberschuldeten Personen unter unterschiedlichen Bedingungen al's
Hilfeleistung zur Verfligung gestellt werden kdnnen. Diesbeziglich sollte sich bei
den ortlichen Schuldnerberatungsstellen nach den regionalen Gegebenheiten
erkundigt werden.

32121 Ratenzahlung

Kann der Gesamtbetrag einer falligen Forderung vom Schuldner nicht bezahlt
werden, so ist es eventuell moglich, diesen mittels Ratenzahlung in mehreren Teil-
betragen Gber einen langeren Zeitraum hinweg "abzustottern”. Diese M oglichkeit

muf3 jedoch mit dem Gléaubiger verhandelt und schliefdlich vereinbart werden.

Um allerdings Schulden mittels Ratenzahlung regulieren zu konnen, bedarf es

einiger wichtiger Voraussetzungen:

e Der Schuldner mul3 Uber freie Einkommensanteile verfligen, die zur Raten-
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zahlung verwendet werden kénnen. D.h. er muf3 Gber mehr als das nicht
pfandbare Existenzminimum verfigen, denn nur sehr selten lassen sich aus dem
unpfandbaren Einkommen noch Tilgungsbetrage aufbringen, ohne auf Dauer die

Existenzgrundlage zu gefahrden.

* DieGesamtforderung darf nicht zu hoch sein, sonst ist eine Regulierung
durch Ratenzahlung nicht sinnvoll. Soll z.B. eine Forderung i.H.v.
25.000,00 DM mittels monatlicher Raten von 50,00 DM zurtickgezahlt werden,
so wirde sich diese Rickzahlung (ohne die Berechnung weiterer Zinsen!) tber

einen Zeitraum von 500 Monaten (das sind mehr als 41 Jahre) erstrecken!

* Ratenzahlungsver einbarungen sind unsinnig, wenn dadurch keine Tilgung
der Forderung erreicht wird. Haufig steigt trotz Ratenzahlung die Gesamt-
forderung weiter an. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn mittels der
gezahlten Raten noch nicht einmal die fortlaufenden Zinsen bezahlt werden
(denn Zahlungen werden zunéachst auf die Zinsen und die Kosten und erst dann
auf die eigentliche Forderung angerechnet!). Um dies zu verhindern, muf3 eine
Festschreibung der Zinsen vereinbart werden; vgl. hierzu auch Pkt. 3.2.12.3

"Ratenvergleich"”.

» Verfugt der Schuldner Uber schwankende Einkinfte, sollte eine Mindestrate
festgelegt werden; ebenso ist es moglich, gestaffelte Raten zu vereinbaren (z.B.
bei Saisonarbeitern).

In vielen Félen, vor alem auch bei Familien mit Kindern, wird es sinnvoll sein,
eine Aussetzung der Ratenzahlung fur die Monate November und / oder
Dezember zu vereinbaren.

Diese vorgenannten Ratenzahlungsmodelle bieten den Vortell, dal einerseits
nicht standig Nachverhandlungen und Anderungsvereinbarungen mit den
Glaubigern notwendig werden und andererseits die Motivation des Schuldners,

die vereinbarten Raten auch zu zahlen, erhoht und erhalten wird.

Besondere Beachtung verlangen im Rahmen der Schuldnerberatung auch digjenigen

Raten, die auf massiven Druck der Glaubiger (hier sind vor allem Inkassobiros zu
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nennen) hin gezahlt werden: oft werden sogar noch aus dem unpféandbaren Existenz-
minimum "freiwillig" kleinste Raten gezahlt, um diesem Druck zu entgehen. Diese
Raten missen einer eingehenden Priifung unterzogen werden, vor allem auch in
Hinblick auf den Tilgungseffekt (siehe oben).

32122 Vergleich

Das Wesen des Vergleichsist gemal3 8§ 779 BGB gekennzeichnet durch "gegen-
seitiges Nachgeben™"; von einem "Vergleich" kann also nur gesprochen werden, wenn
beide Seiten Abstriche machen muf3ten. In der Praxis wird man es demzufolge trotz
des Begriffs "Vergleich” tatsachlich haufig eher mit "Nachlal3- oder Teilerlal3-

vertragen” zu tun haben.

Ist der Schuldner zahlungsunfahig, so konnen Vergle chsverhandlungen mit den
Glaubigern gefuhrt werden, wenn dem Schuldner entweder von "Dritten” (z.B.
Verwandten, Bekannten, Stiftungen, Fonds usw.) oder aus eigenen Mitteln ein
groféerer Betrag (i.d.R. einmalig) zur Schuldenregulierung zur Verfligung steht.
Denkbar ist auch, dal3 der Betrag durch Umschuldung bel Geldinstituten entsteht;
hierbei ist jedoch Vorsicht geboten und es sind genaue Berechnungen durchzufiihren,
da sich durch Umschuldung die Schuldensumme meist noch erhoht.

Meist wird der zur Verfligung stehende Betrag jedoch nicht zur vollstandigen
Bezahlung der Schulden ausreichen.

Der Schuldner bietet deshalb eine "Teilzahlung" unter der V oraussetzung an, dal3 der
bzw. die Glaubiger auf den Rest der Forderung verzichten. Stimmen die Gléubiger

zu, ist der Vergleich geschlossen.

In der Praxisist unbedingt darauf zu achten, dal3 vor Zahlung des V ergleichsbetrags
die schriftliche Erklarung des Glaubigers vorliegt, dal er bei Zahlung der
Vergleichssumme auf den Rest seiner Forderung verzichtet. Mit Zahlung des
Vergleichsbetragsist dann die gesamte Schuldverpflichtung erloschen.
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Esist auRerdem sinnvoll, den Gléaubigern eine Frist zu setzen, biszu der siesich zu
dem Vergleichsvorschlag &uf3ern sollen.

Natdrlich ist es flr den Schuldner am guinstigsten, mit Hilfe des zur Verfliigung
stehenden Betrages die gesamten Schulden bei allen Glaubigern zu regulieren. Dies
wird aber haufig nicht moglich sein. Es kann dann versucht werden, durch

Vergleiche mit einzelnen Glaubigern die Anzahl der Glaubiger zu verringern.

Grundsétzlich sollten Vergle chsverhandlungen erst dann aufgenommen werden,
wenn der Vergleichsbetrag auch tatsachlich zur Verfligung steht (vgl. dazu und zum
folgenden WEINHOLD, 1994, S. 29 f.). Auch sollte von der Hohe des angebotenen
Vergleichsbetrags sowie bei Ratenvergleichen von der Laufzeit nach Moglichkeit
nicht mehr abgewichen werden. Dies ist wichtig, um den Eindruck seridser Verhand-
lungen nicht zu gefahrden. Mussen dennoch nachtraglich Veranderungen vorgenom-
men werden, so sind diese entsprechend stichhaltig zu begriinden, da sonst die
Glaubwurdigkeit der Beratungsstelle leidet.

Esist davon auszugehen, dal3 Glaubiger i.d.R. dem Vergleichsvorschlag nicht sofort
zustimmen. Deshalb sollten aus taktischen Grinden im ersten Verhandlungsschritt
noch nicht alle Argumente fir den Vergleich genannt werden.

Nach Zustimmung der Glaubiger und Zahlung des V ergleichsbetrags durch den
Schuldner ist die Herausgabe des Vollstreckungstitels von den Glaubigern zu
verlangen, zumindest jedoch ein schriftlicher Erledigungsvermerk, auf3erdem ist bel

Vorliegen eines Schufa-Eintrags eine Erledigungsmeldung an die Schufa zu fordern.

Folgende Arten des Vergleichs kdnnen unterschieden werden (vgl. zum folgenden
ebd., S. 29f1.):

*  Quotenvergleich:
Allen Glaubigern wird ohne Unterschied die gleiche Vergleichsguote al's
Einmal zahlung angeboten, z.B. 40 % der Hauptforderung.
Der Vorteil des Quotenvergleichs liegt u.a. darin, dal3 er gegentiber den
Glaubigern einfach zu begrinden ist, da ale das gleiche bekommen. Hierin liegt

allerdings gleichzeitig auch ein Nachteil, denn esist keine Differenzierung
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bezlglich unterschiedlicher Glaubiger und deren Forderung moglich, d.h. ein
Unterhaltsglaubiger beispiel sweise bekommt die gleiche Quote wie eine Tell-
zahlungsbank oder ein Versandhandel. Auf3erdem besteht die Gefahr, dal3 ein
einzelner Glaubiger durch Verweigerung seiner Zustimmung den gesamten

Vergleich blockieren kann.

* unterschiedliche Quoten:
Jedem einzelnen Glaubiger wird ein "individuell" festgelegter Betrag zum
Ausgleich seiner Forderung angeboten.
Vorteil: Unterschiede beziiglich Forderungsart, Rang, Hohe und Alter der
Forderung sowie bereits geleistete Zahlungen konnen berticksichtigt werden.
Gerade bei nachrangigen Glaubigern sind die Vergleichsmdglichkeiten dadurch
gunstig. Allerdings kann die Festlegung des V ergleichsbetrags nach subjektiven
Gesichtspunkten als Nachteil angesehen werden.

 Ratenvergleich:
siehe hierzu - Pkt. 3.2.12.3 "Ratenvergleich".

Die Festlegung des angebotenen Vergle chsbetrags kann sich entweder auf die
Gesamtforderung beziehen oder nur auf die Hauptforderung abztglich bereits
geleisteter Teilzahlungen, wobei vorgeschlagen wird, dafl3 auf Zinsen und Kosten
verzichtet wird. Letztendlich spielt dies jedoch keine Rolle, dajavereinbart wird,
dald mit Zahlung der Vergleichssumme die restlichen Schulden erléschen (siehe

oben).

Naturlich sind auch Mischformen der 0.g. Vergleichsmoglichkeiten verhandelbar: in
Féallen, in denen der einmalige Vergleichsbetrag nicht ausreicht und das Einkommen
des Schuldners dies zul 83, kann zusétzlich die Zahlung eines weiteren Betrages

mittel s Ratenzahlung Uber einen festgel egten Zeitraum angeboten werden.

M Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Der Vergleich" (= Kopiervorlage im Anhang)
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3.2.12.3 Ratenvergleich

Der Ratenvergleich oder Ratenzahlungsvergleich ist eine Form des Vergleichs (vgl.
hierzu - Pkt. 3.2.12.2 "Vergleich"); er |&3t sich als eine Kombination von Vergleich
und Ratenzahlung beschreiben (beziiglich der Grundvoraussetzungen jeglicher
Ratenzahlungsvereinbarung vgl. > Pkt. 3.2.12.1 "Ratenzahlung").

Ratenvergleiche werden zur Schuldenregulierung i.d.R. dann vorgeschlagen, wenn
dem Schuldner ein grof3erer Betrag zum Abschlul? eines Vergleichs einmalig nicht
zur Verfligung steht.

Auch beim Ratenvergleich wird (wie bei jeder Form des Vergleichs, aber im
Gegensatz zur Ratenzahlung) von vornherein festgelegt, welche (reduzierte)
Gesamtsumme - unter der V oraussetzung, dal3 der Glaubiger auf den Rest seiner
Forderung verzichtet - bezahlt wird; innerhalb welchen Zeitraums und zu welchen
Terminen diese Zahlungen zu erfolgen haben, wird ebenfalls vorab vereinbart.

Ein Teil der Forderung wird also vom Glaubiger erlassen und die Restsumme wird
festgeschrieben, d.h. es entstehen ab jetzt keine weiteren Zinsen und K osten mehr,
sondern der Betrag bleibt Uber die Laufzeit des Ratenvergleichs unverandert
(abgesehen natirlich von den Ratenzahlungen, die der Schuldner leistet). Der
festgeschriebene Restbetrag wird nun mittels der vereinbarten Ratenzahlungen
getilgt. Mit Eingang der letzten Rate beim Glaubiger ist die Schuld erloschen.
Neben der Tilgung der Schuld durch festgel egte Raten ist es auch mdglich, Raten-
vergleiche mit variabler Abzahlungslaufzeit zu vereinbaren. Dies bietet sich vor
allem bei Schuldnern mit stark schwankenden Einkinften an und hat zur Folge, dal3
der Zeitraum, in dem die Tilgung erfolgt, nicht festgelegt ist.

In Fallen, in denen mehrere Glaubiger mit Ratenvergleichen einverstanden sind,
kann vom Schuldner ein Abzahlungsplan vorgelegt werden, aus dem sich sowohl fir
die einzelnen Glaubiger as auch fur den Schuldner selbst ergibt, wann die jeweilige

Zahlung erfolgt sowie die einzelne Forderung beglichen ist.

Auch bei Ratenvergleichen sollte zur Erhaltung der Motivation des Schuldners
darauf geachtet werden, dal3 die Laufzeiten mdglichst nicht Gber 4 Jahren liegen
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sollten. Ein Zahlungsanreiz wird auf3erdem geschaffen, wenn die Hohe der zu
zahlenden Raten so bemessen ist, dal3 dem Schuldner nach Abzug der Raten etwas
mehr als der pféndungsfreie Betrag bzw. der Sozialhilfebedarf verbleibt.

3.2124 Erlal}

Ist der Schuldner zahlungsunfahig und wird sich an dieser Situation aller Voraussicht
nach auf absehbare Zeit auch nichts andern, so kann dies u.U. dem Glaubiger darge-
legt werden und auf dieser Grundlage um Erlal3d der Forderung gebeten werden.
Als"Erlal3" wird der ganzliche oder teilweise Verzicht (Tellerlald) auf eine Forderung
bezeichnet. Werden Schulden erlassen, so ist das Schuldverhéltnis damit endgtiltig
erloschen, d.h. die Forderung besteht nicht mehr; beim Erlald in Hohe der gesamten
Forderung, beim Teilerlal? in Hohe des Betrages, um den die Forderung herabgesetzt
wird. Esist alerdings unbedingt darauf zu achten, dal? dieser Forderungserlald vom

Glaubiger schriftlich erklart wird.

Der Erlal? oder Teilerlald von Forderungen, die "normale” Glaubiger gegen den
Schuldner haben, kann vertraglich frei vereinbart werden (8 397 BGB); bezlglich
der Einzelheiten des Tellerlasses siehe unter > Pkt. 3.2.12.2 "Vergleich".

Dagegen ist hinsichtlich des Erlasses bzw. Teilerlasses von Forderungen offentlicher
Glaubiger zu beachten, dal? hierauf ein Rechtsanspruch besteht, wenn die
entsprechenden V oraussetzungen erfillt sind. Im Gegensatz zur Erlal3gewahrung bei
nicht-6ffentlichen Glaubigern hangt es hier somit nicht vom "guten Willen" des
Glaubigers ab, ob es zum Erlal3 oder Teilerlal3 kommt, sondern es gibt rechtliche

V orgaben, die die Entscheidungsgrundlage bilden. Dies kann insbesondere dann der
Fall sein, wenn das Bestehen auf der Forderung zu einer Existenzgeféhrdung oder -
vernichtung des Schuldners fihren wirde. Ein Erlal3 oder Teilerlal einer Forderung
wird i.d.R. nur auf Antrag gewahrt. (Vgl. hierzu auch = Pkt. 3.2.11 "Offentliche
Gléaubiger".)

Seite 113



3.2.125 Nieder schlagung

Die Niederschlagung von Forderungen gibt es nur bel 6ffentlichen Glaubigern.
Als"Niederschlagung” wird die befristete oder unbefristete Zuriickstellung der
Weliterverfolgung eines falligen Anspruchs des Glaubigers bezeichnet, jedoch ohne
Verzicht auf den Anspruch selbst. Dies bedeutet, es werden vorerst keine
Vollstreckungsmal3nahmen mehr unternommen, die Forderung bleibt jedoch
weiterhin bestehen.

Die Niederschlagung ist eine verwaltungsinterne Mal3nahme, die keines Antrags
bedarf; sie wird dem Schuldner auch nicht mitgeteilt. Esist jedoch auch méglich, die
Niederschlagung von Forderungen zu beantragen; die Entscheidung tber diesen
Antrag teilt der offentliche Glaubiger dem Schuldner dann auch mit.

Entscheidungen tber die Niederschlagung von Forderungen dirfen von den offent-
lichen Glaubigern nicht willkurlich getroffen werden, sondern der Schuldner hat
beim Vorliegen der entsprechenden V oraussetzungen einen Rechtsanspruch auf
Niederschlagung. Hierbei muf3 die Nichteinziehbarkeit der Forderung durch frucht-
losen Pfandungsversuch sowie ggf. zusétzlich durch die Abgabe der eidesstattlichen

Versicherung nachgewiesen sein.

Befristet niedergeschlagen werden dirfen Forderungen, wenn die Entscheidung
aufgrund der wirtschaftlichen Verhaltnisse des Schuldners vor tiber gehend keinen
Erfolg verspricht.

Die unbefristete Niederschlagung aufgrund von Zahlungsunfahigkeit ist nur
moglich, wenn feststeht, dal’ die Einziehung der Forderung wegen der wirtschaft-
lichen Verhaltnisse des Schuldners dauer nd ohne Erfolg bleiben wird, oder wenn

die Kosten der Einziehung auf3er Verhaltnis zur Hohe der Forderung stehen.

Die offentlichen Glaubiger verfolgen die niedergeschlagenen Forderungen jedoch
manchmal weiter und fihren in gewissen Zeitabstanden (meist jahrlich)

V ollstreckungsmal3nahmen durch, um so die Verjdhrung zu unterbrechen bzw. zu
verhindern (vgl. hierzu = Pkt. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger").
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3.2.12.6 Stundung

Als"Stundung" wird die Gewahrung eines Zahlungsaufschubes bezeichnet, durch
den die Félligkeit der Forderung hinausgeschoben wird. Die Forderung ruht fir den
Zeitraum der Stundung, der Glaubiger gewéahrt die zeitlich befristete Aussetzung der
falligen Zahlungen.

Achtung: Ein formeller Stundungsantrag unterbricht die Verjahrung der Forderung
mit der Folge, dal3 nach Ablauf des Stundungszeitraums die Verjahrungsfrist von
neuem zu laufen beginnt! Dies bedeutet fir die Praxis, dal3 vor der Bitte um
Stundung die Vor- und Nachteile fir den Schuldner sorgféltig abzuwagen sind; zu
den Einzelheiten siehe die Ausfihrungen unter - Pkt. 3.2.12 "Regulierungs-
moglichkeiten”.

BezUglich der Forderungen der "normalen” d.h. der nicht-6ffentlichen Glaubiger gilt,
dai’ es alleinige Sache des Glaubigersist, ob und inwieweit er eine Stundung
gewéhrt. Die Stundung beruht somit auf vertraglicher Abrede.

Im Rahmen der Schuldnerberatung sollte dementsprechend darauf hingewirkt
werden, dal3 nach Méglichkeit eine zinsfreie Stundung vereinbart wird, um so das

weitere Ansteigen der Héhe der Forderung zu vermeiden.

Bel offentlichen Glaubigern dagegen richtet sich die Gewahrung von Stundungen
nach den entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen, hierbei vor allem nach

§222 AO.

Stundungen kdnnen gewahrt werden, wenn die Einziehung der Forderung bei Fallig-
keit eine erhebliche Harte fir den Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch
durch die Stundung nicht gefahrdet wird. Eine "besondere Harte" liegt z.B. vor,
wenn der Schuldner durch die Zahlung sozial hilfebedirftig wird oder eine
Beitreibung zur Gefahrdung der Existenz des Schuldners fiihren wirde.

Eine Stundung ist vom Schuldner zu beantragen, wobei der Antrag zu begriinden ist.
Der Schuldner muf3 nachweisen, dal er zur Zeit nicht zahlen kann.

Die Stundungsentscheidung wird dem Schuldner unter dem V orbehalt des jeder-
zeitigen Widerrufs schriftlich mitgeteilt. Die Stundung kann in Form von Raten-
zahlung oder in Form von ratenfreier Stundung gewahrt werden. Esist deshalb
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darauf zu achten, dal3 ggf. im Stundungsantrag an den 6ffentlichen Glaubiger um
ratenfreie Stundung gebeten wird. Wird die Stundung mit Ratenzahlung gewahrt,
so hangt deren Widerruf von der vollstandigen und termingerechten Zahlung der
Raten ab. (Vgl. auch = Pkt. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger".)

3.2.12.7 Einrededer Verjdhrung

Gemal § 194 BGB unterliegt das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unter-
lassen zu verlangen (Anspruch), der Verjdhrung. Das bedeutet fur die Verjdhrung
von Forderungen: die Forderung des Glaubigers besteht nach Ablauf der Ver-
jahrungsfrist weiterhin, jedoch kann ihre Begleichung nicht mehr erzwungen werden.
Der Ablauf der Verjahrungsfrist bedeutet also demnach nicht das automatische
Erl6schen der Forderung, sondern der Schuldner hat lediglich das Recht, die
Leistung zu verweiger n; auf dieses Recht mul3 er sich berufen, indem er die
"Einrededer Verjahrung" geltend macht (8 222 Abs. 1 BGB)!

Die regelméldige Verjahrungsfrist betragt 30 Jahre (8 195 BGB) und gilt nach

§ 218 BGB auch fur titulierte Forderungen (z.B. Vollstreckungsbescheid, Urteil,
notarielle Urkunde), deren Anspruch urspringlich einer kiirzeren Verjahrungsfrist
unterlegen hétte. Es gibt jedoch eine Reihe von Ausnahmen von dieser regelmaliigen

Verjahrungsfrist. Die folgenden wichtigen Verjahrungsfristen sind zu nennen:

Verjdhrungsfrist | Forderungsart

6 Monate  Ersatzanspriiche von Vermietern, Verleihern oder Verpfandern wegen
Verénderung oder Verschlechterung der vermieteten/verliehenen Sache
» Anspriiche von Reisenden gegen den Reiseveranstalter

1 Jahr » Anspriiche gegen Spediteure, Lagerhalter und Frachtfihrer wegen Verlustes,
Beschadigung oder verspateter Ablieferung des Gutes

2 Jahre Forderungen von
Architekten

Arzten, Zahnarzten, Tierdrzten

Dienstlei stungsunternehmen (Privatschul den)
Fabrikanten (Privatschulden)

Gastwirten

Handwerkern (Privatschulden)

Hebammen, Geburtshelfern

Kaufleuten (Privatschul den)
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» Kunstgewerbetreibenden (Privatschulden)

* Land- und Forstwirten (Privatschul den)

* Luftfahrtunternehmen

* Maklern

* Notaren

* Privatlehrern

* Rechtsanwélten

* Seetransportunternehmen

» Steuerberatern

» Vermietern von gewerbsmaliig beweglichen Sachen

3 Jahre  Schadenersatzanspriiche wegen unerlaubter Handlung
 Schadenersatzanspriiche aus Kfz-Halterhaftung (V erkehrsunfélle)
» Anspriche des Ehegatten auf Zugewinnausgleich

4 Jahre Forderungen von / Anspriiche aus
 Rickstéanden von regel méaidig wiederkehrenden L eistungen, z.B.
- Renten, Besoldung
- Unterhaltsheitragen
- Vereinsbeitragen
 Fabrikanten (gewerbliche Schulden)
» Handwerkern (gewerbliche Schulden)
» Kaufleuten (gewerbliche Schulden)
» Kunstgewerbetreibenden (gewerbliche Schulden)
» Land- und Forstwirten (gewerbliche Schulden)
* Lotterielosvertrieben (gewerbliche Schulden)
* Miet- und Pachtriicksténden
 Provisionsanspriiche eines Handel svertreters
* Zingricksténden

5 Jahre Anspriiche gegen

 den Erwerber eines Handel sgeschéfts wegen der vom fritheren Inhaber
begriindeten Verbindlichkeiten

 den Gesellschafter einer aufgel 6sten OHG wegen V erbindlichkeiten der
Gesellschaft

30 Jahre « adle sonstigen Anspriiche
» rechtskréftig festgestellte Anspriiche

(Vdl. JURISTEN-Jahrbuch 1999, 1998, S. 191 ff.)

Beziiglich der Verjahrung von Geldstrafen und Geldbul3en siehe - die Pkte. 3.2.13.3
"Geldstrafen” und 3.2.13.4 "Geldbuf3en”; betreffend die Einzelheiten der Verjdhrung
von Zinsen siehe - die Pkte. 3.2.1.1 "Verzugszinsen" und 3.2.13.5.1 "Zinsen".

Die Verjahrungsfristen konnen gemal3 8 225 BGB durch Vereinbarungen weder

ausgeschlossen noch erschwert werden.

Fur titulierte Forderung gilt, wie bereits oben erwéhnt, die 30-jdhrige Verjdhrungs-
frist, wobei jede Zwangsvollstreckungsmalinahme die Verjahrung unterbricht
mit der Folge, dal3 dadurch die Frist von neuem zu laufen beginnt (vgl. unten).

Damit kann in der Praxis beim Vorliegen von Vollstreckungstiteln i.d.R. auf eine
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Uberpriifung hinsichtlich der Verjahrung der Forderung verzichtet werden.

Hierbei gibt esjedoch eine wichtige Ausnahme: die geltend gemachten laufenden
Verzugszinsen missen auf Verjahrung gepriift werden, da es bei diesen gemal3

§ 218 Abs. 2 BGB bei der kirzeren Verjahrungsfrist bleibt; zu den Einzelheiten siehe
- die Pkte. 3.2.1.1 "Verzugszinsen" und 3.2.13.5.1 "Zinsen". Fur diese Zinsen ist
dann ggf. die Einrede der Verjdhrung geltend zu machen.

Die Verjahrungsfrist von 30 Jahren gilt ebenfalls fir die Forderungen 6ffentlicher
Glaubiger, wenn der L eistungsbescheid unanfechtbar geworden ist (8 52 Abs. 2
SGB X; § 53 Abs. 3 VerwVerfG) (vgl. = Pkt. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger").

Wie bereits erwéhnt, kann die V erjahrung unterbrochen werden, mit der Folge, dal3
die Verjahrungsfrist von neuem zu laufen beginnt; d.h. die bis zur Unterbrechung
verstrichene Zeit wird nicht mehr beriicksichtigt und die neue V erjahrung beginnt
erst nach dem Ende der Unterbrechung auf den Tag genau (8 217 BGB).
Die Verjahrung wird unterbrochen
» vom Schuldner durch Anerkennung seiner Schuld; dies kann dadurch
erfolgen, dal3 der Schuldner dem Glaubiger gegentiber den Anspruch durch
Abschlagzahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleistung oder in anderer Weise
anerkennt (8 208 BGB).
Achtung: durch Antrag auf Stundung oder positives Eingehen auf Forderungen
im Schriftwechsel erfolgt bei spiel sweise ebenfalls diese
Anerkennung des Anspruchs!
e vom Glaubiger durch gerichtliche Geltendmachung des Anspruchs; diese
kann u.a. erfolgen durch
- Mahnbescheid, wenn auf diesen ein Vollstreckungsbescheid folgt
- Vollstreckungsbescheid
- Klage
- Anmeldung im Konkurs
- Vornahme von Vollstreckungshandlungen (d.h. die Verjahrung titulierter
Forderungen kann durch Zwangsvollstreckungsmal3nahmen immer wieder
verschoben werden)
(8 209 BGB).
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Achtung: Besonderheit beztiglich der Verjahrungsunterbrechung bel 6ffentlichen
Glaubigern: hier fuhrt bereits ein einfaches Mahnschreiben zur Unterbrechung der
Verjahrungsfrist; siehe > Pkt. 3.2.11 "Offentliche Glaubiger”.

Die Verjahrung kann auch gehemmt werden, mit der Folge, da3 sich die

Verjdhrungsfrist um die Zeitspanne der Hemmung auf den Tag genau verlangert

(8 205 BGB).

Die Verjahrung wird gehemmt

» solange die Leistung gestundet oder der Schuldner aus einem anderen Grund
vorlubergehend zur Verweigerung der Leistung berechtigt ist (z.B. im
Vergleichsverfahren) (88 202 bis 204 BGB).

3.2.13 Ausgewahlte Formen der Verschuldung

3.2131 Primar schulden

Wohnungs- und Energieversorgung sind primare Bedirfnisse der Menschen.
Schulden im Zusammenhang mit diesen Bereichen sind von besonderer Bedeutung,
deshalb werden Miet- und Energieschulden auch al's "Primérschulden” bezeichnet.
Primérschulden stellen eine existentielle Bedrohung fur den Schuldner und seine
Familie dar und verlangen aufgrund dessen grofdter Aufmerksamkeit im Rahmen der
Schuldnerberatung.

Primarschulden sind die einzigen Schulden, die solchermal3en einschneidende Folgen
fur den Schuldner und seine Angehdrigen haben: wird die Miete nicht mehr bezahlt,
droht ganz real Obdachlosigkeit; wird die Energielieferung nicht bezahlt, werden
Strom, Gas und Wasser abgestellt. Es liegt deshalb auf der Hand, dal3 diese
Zahlungen von Haushalten erst dann eingestellt werden, wenn schlichtweg kein Geld
mehr vorhanden ist.

Es mul? davon ausgegangen werden, dal3 vor Eintritt dieser Situation von den
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Betroffenen alle ihnen zur Verfligung stehenden M dglichkeiten ausgeschopft worden
sind, d.h. sie haben Einschrankungen in der Lebensfihrung, z.B. Einsparungen bel
Lebensmitteln, vorgenommen und eher Schulden in anderen Bereichen gemacht,

bei spiel sweise Kredite aufgenommen, Geld von Verwandten geliehen usw., und das
bedeutet, dal3 weitere Schulden neben den Primérschul den bestehen.

Primérschulden sind somit ein sicheres Indiz fir die Uberschuldung des betreffenden
Haushalts, und keinesfalls ein Zeichen mangelnder Zahlungsmoral; esist folglich
nicht nur von der Primérschuldensumme auszugehen, sondern die Gesamtschul den-
summe des Haushalts wird bedeutend grof3er sein. Diesist bel der Beratung
unbedingt zu berlicksichtigen, anderenfalls kann in der Regel ein erneuter Zahlungs-

verzug nicht verhindert werden.

321311 Mietschulden

Der Begriff "Miete" (juristisch "Mietzins') bezeichnet die vom Mieter regelmaidig
monatlich zu leistenden Betrage, d.h. die Grundmiete bzw. Katmiete sowie die
Nebenkostenvorauszahlungen; Nachzahlungen fir Nebenkosten fallen nicht unter
den Begriff "Miete" (LG Hagen, WM 1980, 255) (vgl. GROTH, SCHULZ,
SCHULZ-RACKOLL, 1994, S. 129).

Die gesetzlichen Regelungen beziiglich der Vermietung von Wohnraum finden sich
in den 88 535 ff. BGB. Aufgrund der existentiellen Bedeutung der Wohnung beriick-
sichtigen diese gesetzlichen Bestimmungen auch einige soziale Aspekte, hier sind
vor alem § 554 BGB und § 721 ZPO zu nennen.

Wird die laufende Wohnungsmiete nicht oder nicht vollsténdig gezahlt, kann der
Vermieter das Mietverhdtnis gemald den Voraussetzungen des § 554 BGB wegen
Zahlungsver zugs fristlos kindigen:

1. wenn der Mieter fir zwe aufeinanderfolgende Termine mit der Entrichtung des
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Mietzinses oder eines nicht unerheblichen Teils des Mietzinsesim Verzug ist
(8 554 Abs. 1 Nr. 1 BGB);
gemal3 § 554 Abs. 2 Nr. 1 BGB ist der riickstandige Teil des Mietzinses nur dann
als nicht unerheblich anzusehen, wenn er den Mietzins fr einen Monat Ubersteigt;
das bedeutet: ist der Mieter an zwei aufeinanderfolgenden Terminen mit mehr als
einer Monatsmiete im Ruckstand, so darf der Vermieter fristlos kiindigen;

oder

2. wenn der Mieter in einem Zeitraum, der sich tUber mehr als zwei Termine
erstreckt, mit der Entrichtung des Mietzinses in Hohe eines Betragesin Verzug
gekommen ist, der den Mietzins fir zwei Monate erreicht
(8§ 554 Abs. 1 Nr. 2 BGB);
das bedeutet: erreicht der Mietriickstand die Summe von mindestens zwei

Monatsmieten, darf der Vermieter fristlos ktindigen.

Eine von diesen gesetzlichen Regelungen zum Nachteil des Mieters abweichende
Regelung ist geméal3 § 554 Abs. 2 Nr. 3 BGB unwirksam, d.h. sollten diese Fristen
bzw. Betrdge im Wohnungsmietvertrag gekirzt bzw. verringert worden sein, so sind
diese Vereinbarungen ungultig.

Das Mietverhdltnis erlischt durch die Kindigung (eine Kiindigung ist eine ein-
seitige, empfangsbeduirfige Willenserklérung, d.h. der Vermieter muf3 ihren Zugang
beim Mieter, sollte dieser ihn bestreiten, notfalls beweisen kénnen) (beztiglich des
Ausschlusses bzw. der Unwirksamkeit der Kindigung vgl. unten "Handlungs-
maoglichkeiten des Schuldners"). Die K indigung muf3 nach § 564 a BGB schriftlich
erfolgen, d.h. eine miindliche Kiindigung hat keine Wirkung.

Bleibt der Mieter trotz Kiindigung in der Wohnung, so ist er lediglich noch Nutzer
und er muf3 ab diesem Zeitpunkt gemal3 8§ 557 BGB eine Nutzungsentschadigung,
i.d.R. in H6he der bisherigen Miete, zahlen.

Zieht der Mieter aufgrund der fristlosen Kindigung nicht freiwillig aus und unter-
nimmt er auch sonst nichts zum Erhalt seiner Wohnung (siehe unten "Handlungs-
moglichkeiten des Schuldners'), so kann der Vermieter nicht direkt gegen ihn
vorgehen. Der Mieter kann zur R&umung der Wohnung nur gezwungen werden,
wenn der Vermieter in einem gerichtlichen Verfahren einen Raumungstitel erwirkt

hat.
Seite 121



Geht die Klageschrift des Vermieters beim Amtsgericht ein, so ist das RGumungs-
ver fahren damit anhéngig und das Gericht informiert pflichtgemar den zusténdigen
Soziahilfetrager hiertber, damit dieser unterstiitzend tétig werden kann (vgl. > Pkt.
3.2.13.1.3 "Ubernahme von Miet- und Energieschulden durch das Sozialamt

(8 15aBSHG)").

Das Gericht wird der Raumungsklage des Vermieters stattgeben, wenn die unten
genannten Handlungsmdglichkeiten des Schuldners nicht greifen und der Wohnungs-
verlust wird damit unvermeidlich werden; allerdings wird auf Antrag oder von Amts
wegen oftmal s eine den Umsténden nach angemessene R&umungsfrist gemal3

§ 721 ZPO vom Gericht gewahrt, auf die der Schuldner auch Einflul? nehmen kann
(zu den Einzelheiten beztglich der R&umungsfrist vgl. unten "Handlungsmdglich-
keiten des Schuldners").

Zieht der ehemalige Mieter auch nach Ablauf dieser R&umungsfrist nicht freiwillig
aus, so kann der Vermieter mittels der vollstreckbaren Ausfertigung des Ra&umungs-
urteils einen Gerichtsvollzieher mit der R&umung der Wohnung beauftragen,
welcher seinerseits die 6rtlichen Behorden informiert, weil diese verpflichtet sind,
obdachl os gewordene Haushalte unterzubringen (betreffend die Mdglichkeiten des
Schuldners zur Vermeidung der Zwangsraumung vgl. unten "Handlungsméglich-
keiten des Schuldners").

Ist eine anderweitige Unterbringung den Ordnungsbehorden jedoch nicht moglich,
bleibt diesen zwangslaufig nur die Méglichkeit, die soeben zwangsgeraumte
Wohnung fur die Dauer von héchstens 6 Monaten zu beschlagnahmen und die
ehemaligen Mieter in genau diese Wohnung wieder einzuweisen. Kann der
Vermieter andere Unterbringungsmaglichkeiten nachweisen, kann er allerdings die
tatséchliche Raumung verlangen.

Selbstverstandlich schuldet der (ehemalige) Mieter dem Vermieter weiterhin die
rucksténdige Miete sowie die Nutzungsentschadigung, auf3erdem muf3 er ihm
natUrlich auch die Kosten des Gerichtsverfahrens sowie die weiteren durch die

Raumung verursachten Kosten erstatten.
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Der oben dargestellte Verlauf beim Vorliegen von Mietschulden, ndmlich

fristlose Klindigung

4

Raumungsverfahren

4

Zwangsraumung / Unterbringung
kann in jeder Phase mittels der verschiedenen Handlungsmdglichkeiten, die der
Schuldner hat, unterbrochen werden. Diese M 6glichkeiten werden nachfolgend

aufgezeigt.

Handlungsmdglichkeiten des Schuldners:

Ausschluf der Kiindigung gemaf3 8 554 Abs. 1 Satz 2 BGB

Die Kindigung ist ausgeschlossen, wenn der Vermieter vorher befriedigt wird; dies
bedeutet, solange die Kiindigung dem Mieter nicht zugegangen ist, kann er durch
(Nach-) Zahlung die Kindigung ausschlief3en, d.h. verhindern.

Aufrechnung gemal3 § 554 Abs. 1 Satz 3 BGB

Eine dem Mieter bereits zugegangene K tindigung wird unwirksam, wenn der Mieter
mit einem bereits faligen Gegenanspruch, den er an der Vermieter hat (z.B.
Schadensersatzanspruch wegen eines Wasserschadens in der Wohnung) aufrechnen
kann und er diese Aufrechnung unmittelbar nach Zugang der K tindigung gegentiber
dem Vermieter erklart.

Eine Aufrechnung mit der vom Mieter gestellten Kaution ist jedoch nicht zul&ssig, da
diese der allgemeinen Sicherung von sonstigen Anspriichen des Vermieters aus dem
Mietverhdltnis dient (beispielsweise bei Beschédigungen der Wohnung durch den
Mieter), es sel denn, eswird eine diesbeztigliche Vereinbarung mit dem Vermieter

getroffen.
Auch nach Erhebung der Raumungsklage hat der Schuldner noch Moglichkeiten

zu handeln. Diese Mdglichkeiten lassen sich zwecks eines besseren Uberblicks

zunéchst schematisch wie folgt darstellen:
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Raumungsklage wegen Mietrickstanden (8§ 554 BGB)

T

Abwendung der Klage Durchfiihrung des
Raumungsverfahrens

vollstandige Zahlung innerhalb

eines Monats durch Urteil
a) Eigenmittel
b) Zusage der Ubernahme Beantragung giner
durch o6ffentliche Stelle Raumungsfrist =
(z.B. gemaR § 15 a BSHG) §721 ZPO

i

Kindigung wird unwirksam
§ 554 Abs. 2 BGB

Verzicht auf Vollstreckung
Vollstreckung durch

a) Ratenzahlungs-

vereinbarung Vollstreckungs-
schutz =2
b) Zahlung durch Leistung § 765 a ZPO

gem. § 15 a BSHG

l

Wohnungserhalt Wohnungserhalt Ein- Not-
weisung unter-
durch kunft
Ordnungs-
behdrden

(Vgl. MUNDER u. &, 1992, S. 96)

Befriedigung des Vermieters nach Rechtshangigkeit gemali

8554 Abs. 2 Nr. 2 BGB

Die Wohnraumkuindigung wird unwirksam, wenn bis zum Ablauf eines Monats nach
Eintritt der Rechtshéangigkeit des Rdumungsanspruchs der Mieter die falige Miete
sowie die fallige Nutzungsentschadigung nach § 557 Abs. 1 Satz 1 BGB an den
Vermieter bezahlt oder eine 6ffentliche Stelle (z.B. Sozialamt) sich zur Befriedigung
des Vermieters verpflichtet. ("Eintritt der Rechtshéngigkeit” bedeutet hierbel die
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gerichtliche Zustellung der Klageschrift an den Mieter.)

Hierbei ist unbedingt zu beachten, dal3 die 0.g. Frist erst mit der Zustellung der
Klageschrift an der Mieter zu laufen beginnt und nicht bereits schon mit Empfang
des Kindigungsschreibens.

Gemal3 8§ 554 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 BGB besteht die in Satz 1 genannte M dglichkeit,
die Kiindigung durch Zahlung oder Mietschul dentibernahme unwirksam zu machen
jedoch nur einmal innerhalb von zwei Jahren. Diese Regelung bedeutet allerdings
nur, dald der Vermieter sich auf die Unwirksamkeit der Kindigung rechtlich nicht
einlassen mul3, esist ihm jedoch naturlich freigestellt, sich darauf einzulassen.
Beziiglich der Uber nahme von Mietschulden durch eine 6ffentliche Stelle siehe
- Pkt. 3.2.13.1.3 "Ubernahme von Miet- und Energieschulden durch das Sozialamt
(8§ 15aBSHG)".

Nach Ablauf der einmonatigen Frist nach Eintritt der Rechtshangigkeit kann recht-
lich nichts mehr gegen die Kindigung unternommen werden mit der Folge, dal3 auch
zum Erhalt der Wohnung nichts mehr getan werden kann. Der Mietvertrag kann jetzt
nicht mehr durch den Ausgleich der geschuldeten Miete und Nutzungsentschadigung
gehellt werden, so wie dies noch vor Fristablauf méglich war und das Gericht wird
nun (bel Vorliegen der Ubrigen Voraussetzungen) der R&umungsklage stattgeben.

Raumungsfrist fir Wohnraum gemai3 8 721 ZPO

Wird auf Raumung von Wohnraum erkannt, so kann das Gericht auf Antrag oder von
Amts wegen dem Schuldner eine den Umstanden nach angemessene Raumungsfrist
gewdhren (8 721 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Der Antrag ist vor dem Schiuf? der mindlichen
Verhandlung zu stellen, auf die das Urteil ergeht (8 721 Abs. 1 Satz 2 ZPO).

Der Schuldner hat geméa3 § 721 Abs. 3 ZPO zudem die Mdglichkeit, die
Verlangerung der bereits gewahrten R&umungsfrist zu beantragen. Dieser Antrag auf
Verlangerung ist alerdings jeweils spétestens zwei Wochen vor Ablauf der
bisherigen Frist zu stellen. Die R&umungsfrist darf insgesamt jedoch nicht mehr as
1 Jahr betragen (8 721 Abs. 5 ZPO). Letztendlich hangt es vom jeweiligen Gericht
ab, welche Frist zur Raumung gewéahrt wird; hierbel spielt jedoch sowohl die
Situation auf dem Wohnungsmarkt als auch die jeweilige Begriindung des Antrags
fur die R&umungsfrist bzw. deren Verlangerung eine wichtige Rolle.

Gemal3 8 721 Abs. 3 ZPO hat aber auch der Vermieter die Moglichkeit, eine
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Verkirzung der R&umungsfrist zu beantragen. Kann er nachweisen, dal3 anderer
angemessener Wohnraum zur Verfigung steht, wird das Gericht der Verkiirzung der
Frist stattgeben.

Vollstreckungsschutz gemal3 § 765 a ZPO

Nach Ablauf der Raumungsfrist gemai3 8 721 ZPO (vgl. oben) 1813t sich die Zwangs-
raumung nur noch in besonderen Ausnahmefallen gemai3 8 765 a ZPO (vortber-
gehend) vermeiden. Hierzu mul3 der Schuldner einen Antrag an das Vollstreckungs-
gericht stellen (zu den Einzelheiten vgl. die Ausfihrungen zu - Pkt. 3.2.4.4.1.5
"Vollstreckungsschutz (in Harteféllen) (8 765 aZPO)"). Zur Erreichung dieses
Vollstreckungsschutzes reicht jedoch der "blof3e" Existenzverlust des Schuldners
nicht aus, vielmehr muf3 es sich um eine sittenwidrige Harte fir den Schuldner
handeln; diese wird in der Rechtsprechung bel spiel sweise dann angenommen, wenn
in Kirze eine Ersatzwohnung bezogen werden kann, der Schuldner oder seine
ebenfalls betroffenen Angehdrigen sehr schwer erkrankt sind oder kurz vor der
Entbindung stehen (vgl. ebd., S. 94).

Hierbei kann es zur Erreichung des Vollstreckungsschutzes in elligen Féllen auch
notwendig sein, beim Vollstreckungsgericht den Erlald einer einstweiligen

Anordnung gemai § 732 ZPO zu beantragen.

Neben diesen oben dargestellten rechtlichen Moglichkeiten des Schuldners bei
drohender Zwangsraumung der Wohnung gibt es haufig noch eine Reihe weiterer
Moglichkeiten, mittels derer versucht werden kann, den Verlust der Wohnung zu
verhindern.

Hier ist zunéchst darauf hinzuweisen, dal3 es grundsétzlich zu jedem Zeitpunkt
moglich ist, mit dem Vermieter neue vertragliche Regelungen zu treffen, also auch
noch wahrend des Raumungsprozesses. Dies konnte z.B. dann der Fall sein, wenn
das Sozialamt zukiinftig die Mietkosten Ubernimmt. Eventuell wére auch durch
geschickte Verhandlungen der Erlal3 der aufgelaufenen Mietschulden bei
gleichzeitiger Zusicherung der Zahlung kiinftiger Mieten zu erreichen.
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A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Hilfe bei Kiindigung und Raumungsklage”,
herausgegeben vom Ministerium fir Arbeit, Gesundheit und Soziales des
Landes Nordrhein-Westfalen, Horionplatz 1, 40213 Disseldorf und vom
Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen, Martin-Luther-Platz 40,
40212 Dusseldorf

3.2.13.1.2 Energieschulden

Die Versorgung mit Energie, also Strom, Gas und Wasser ist |ebensnotwendig. Die
Lieferung dieser Energie erfolgt durch die Energieversorgungsunternehmen; der
Kunde kann jedoch (noch) nicht unter verschiedenen Anbietern wahlen, sondern es
handelt sich um Monopolunternehmen und er ist somit angewiesen auf einen Liefer-
vertrag mit dem ortlichen Monopolunternehmen (z.B. Stadtwerke). Dies bedeutet
andererseits aber auch, dal die Energieversorgungsunternehmen grundsétzlich mit
jedem Verbraucher, der beliefert werden will, einen Liefervertrag abschlief3en
mussen.

Aufgrund dieser Monopolstellung sind die Vertragsbedingungen fir alle Energie-
versorgungsunternehmen vom Bundeswirtschaftsministerium verbindlich vorge-
schrieben und zentral genehmigt, und zwar sind die V ertragsbedingungen bundes-
einheitlich durch Rechtsverordnungen des Bundeswirtschaftsministeriums Uber die
allgemeinen Bedingungen fir die Elektrizitdts-, Gas- und Wasserversorgung von
Tarifkunden (AVBEIt/Gas/WasserV) geregelt.

Nach diesen V ertragsbedingungen kann bei Zahlungsverzug die Versorgung einge-
stellt und der Vertrag fristlos gekiindigt werden; in 8 33 AVBEIt/Gas/WasserV sind
die Voraussetzungen einer Liefersperre ausfuhrlich geregelt (vgl. dazu und zum
folgenden GROTH, SCHULZ, SCHULZ-RACKOLL, 1994, 141 f.):

die Versorgung darf erst eingestellt werden, wenn

e der Kunde trotz Mahnung nicht zahlt,
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» dieEinstellung der Versorgung angedroht worden ist (hierbei ist es allerdings
zuldssig, Mahnung und Androhung der Versorgungseinstellung in einem
Schreiben gleichzeitig vorzunehmen),

* eineFrist von zwel Wochen nach Zugang der Androhung der Liefersperre
verstrichen ist.

Bel Vorliegen dieser Voraussetzungen kann auch bei Zahlungsriickstanden aus

einem friheren Vertragsverhdltnis fir die jetzige Wohnung eine Liefersperre

erfolgen.

Die Versorgungseinstellung kann jedoch auch ausgeschlossen sein (gemald § 33

Abs. 2 Satz 2 AVBEIt/Gas/WasserV), und zwar dann, wenn der Kunde darlegt, daf

die Folgen der Einstellung aufRer Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs

stehen und gleichzeitig die hinreichende Aussicht besteht, dal3 er zukiinftig seinen

Zahlungsverpflichtungen nachkommen wird;

unverhdltnismaldig ist eine Liefersperre bei spiel sweise dann, wenn

» Kinder, dltere, behinderte oder bettldgerige Personen im Haushalt versorgt
werden oder eine Haushaltsangehdrige schwanger ist,

* essich um einen geringen Zahlungsriickstand oder um einen erstmaligen Verzug
handelt,

» sichim Haushalt eine gefilllte Gefriertruhe befindet, deren Inhalt viel Geld
gekostet hat und der Erndhrung der Haushaltsangehdrigen dient,

» die Gefahr des Einfrierens von Versorgungseinrichtungen im Winter besteht.

Fur diesen Ausschlul der Versorgungseinstellung ist esjedoch, wie oben bereits
erwahnt, erforderlich, dal3 gleichzeitig auch die tatséchliche Aussicht besteht, dal3 die
Energielieferung zukinftig bezahlt wird; diesist vor allem dann anzunehmen, wenn
« die Ubernahme der Energieschulden beim Sozialamt beantragt ist (vgl. = Pkt.
3.2.13.1.3 "Ubernahme von Miet- und Energieschulden durch das Sozialamt
(8 15aBSHG)"),
» ein Schuldenregulierungsverfahren durch eine Schuldnerberatungsstelle
eingeleitet ist,

» zusdtzliche Einkinfte (z.B. aus Lohnsteuererstattungsanspriichen) vorliegen.
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Wie die Energieversorgungsunternehmen beim Vorliegen von Energieschulden im
einzelnen vorgehen, ist unterschiedlich; auch hier kann jedoch durch kompetentes
Vorgehen und geschickte Verhandlungen fir den Schuldner im konkreten Einzelfall
viel erreicht werden. Ist die Energieversorgung allerdings bereits gesperrt und fuhren
Verhandlungen nicht zum Ziel, sollte ein Rechtsanwalt eingeschaltet werden, um die
Erfolgsaussichten einer einstweiligen Verfigung zu prifen.

Die Energieversorgung mufd unverziglich wieder aufgenommen werden, wenn die
Grunde fur die Einstellung entfallen sind und der Kunde die Kosten der Einstellung
und der Wiederaufnahme ersetzt hat; hierzu sind die Energieversorgungsunter-
nehmen verpflichtet (8 33 Abs. 3 AVBEIt/Gas/WasserV).

Zur Regulierung der Schulden kénnen durch direkte Verhandlungen mit den
Energieversorgungsunternehmen bei spiel sweise Ratenzahlungsvereinbarungen
getroffen werden (vgl. > Pkt. 3.2.12 ff. "Regulierungsmdglichkeiten™), wobei hier
auch eine besondere Form der Ratenzahlung in der Art moglich wére, dal3 die
monatlichen bzw. zweimonatlichen Abschlagszahlungen fir die laufende Energie-
lieferung angemessen erhéht werden, um so den Zahlungsrtickstand abzuzahlen.
Aul¥erdem waére auch die Vereinbarung einer voribergehenden Stundung mit
anschlief3ender Tilgung maoglich, z.B. in den Féllen, in denen ein 13. Monatsgehalt
gezahlt wird oder ein Lohnsteuererstattungsanspruch an das Finanzamt besteht.
Desweiteren kénnen Energieschulden, wie bereits oben erwahnt, auch vom
Sozialamt Ubernommen werden; zu den Einzelheiten vgl. > Pkt. 3.2.13.1.3
"Ubernahme von Miet- und Energieschulden durch das Sozialamt (§ 15 aBSHG)".

Haufig erfolgt die Lieferung von Energie jedoch nicht nur durch die Energiever-
sorgungsunternehmen, sondern auch durch den Ver mieter, und zwar dann, wenn
bei spiel sweise Wasser oder Brennstoffe zur Beheizung (z.B. bei Zentralheizung)
vom Vermieter fUr das gesamte Haus bezogen werden und dann im Rahmen der
Nebenkostenabrechnung auf die einzelnen Mieter umgelegt werden. Hierbel
werden von den Mietern i.d.R. neben der Kaltmiete monatliche Nebenkostenvoraus-
zahlungen fir diese Mietnebenkosten verlangt, so dal3 sich der Mietzins (Warm-
miete) also aus Katmiete plus pauschaler Vorauszahlung fir die Nebenkosten ergibt
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(vgl. hierzu und zum folgenden MUNDER u. a.,, 1992, S. 103 f.).

In diesen Félen gilt:

Schulden bel den Nebenkostenvor auszahlungen sind Mietschulden im Sinne des
§ 554 BGB (da die Vorauszahlungen Bestandteil des Mietzinses sind) und kénnen
zur KUndigung der Wohnung fuhren (siehe hierzu im einzelnen - Pkt. 3.2.13.1.1
"Mietschulden™); Nachzahlungen fur Nebenkosten fallen nicht unter den Begriff
"Miete" bzw. "Mietzins' mit der Folge, dal3 der Vermieter bei Nichtzahlung hier
nicht gemal3 § 554 BGB fristlos kiindigen darf. Nattirlich kann er seine Forderung
aber gerichtlich geltend machen.

3.2.13.1.3 Ubernahmevon Miet- und Ener gieschulden
durch das Sozialamt (8 15aBSHG)

Miet- und Energieschulden kdnnen vom Trager der Sozialhilfe tbernommen werden.
Zwar besteht im Rahmen der Sozia hilfe grundsétzlich kein Anspruch auf
Schuldentibernahme, jedoch kann Hilfe zum Lebensunterhalt in Sonderfallen gemald
§ 15 a BSHG gewahrt werden, wenn dies zur Sicherung der Unterkunft oder zur
Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist.

Hierauf vor allem bezieht sich auch der Hinweis auf die Befriedigung des Vermieters
durch eine 6ffentliche Stellein 8 554 Abs. 2 Nr. 2 BGB (siehe > Pkt. 3.2.13.1.1
"Mietschulden™).

Die Vorschriften des 8 15 a BSHG sind ausdrticklich nicht nur auf die Empfanger
von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt beschrankt, sondern gelten besonders auch
fur die Félle, in denen das vorhandene Einkommen zwar fur den laufenden Lebens-
unterhalt, nicht jedoch fir weiteren zusétzlichen Bedarf ausreicht oder in denen es

sich um eine vorubergehende Notlage handelt.

Geldleistungen sind nach 8§ 15 aBSHG as Beihilfe oder bei voribergehender
Notlage a's Darlehen zu gewahren.
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Zwar handelt es sich bei den Leistungen nach 8§ 15 a BSHG um sogenannte "Kann-
Leistungen” (d.h. der Antragsteller hat Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausiibung,
nicht aber auf die Leistung an sich), trotzdem ist der Sozial hilfetrager regelmaldig zur
L eistung verpflichtet, wenn nur durch die Ubernahme der Mietschulden Obdach-
losigkeit verhindert werden kann.

Esist deshalb auf eine sorgféltige Begrindung der Antrége zu achten, um im Einzel-
fall eine der sozialen Notlage angepaldte Auslegung des 8 15 a BSHG zu erreichen.
Wichtige Kriterien sind z.B. kinderreiche Familie, Alleinerziehende, erstmalige Not-
lage, Aufnahme der Beratung durch eine Schuldnerberatungsstelle usw., aber auch
die Darlegung, wie die Zahlung der zukiinftigen Miete sichergestellt werden soll.

Energieschulden, aufgrund derer eine Liefersperre droht oder bereits erfolgt ist,
stellen eine den Mietschulden vergleichbare Notlage dar und die Kriterien zur Uber-
nahme der Schulden gemal’ § 15 a BSHG sind dhnlich wie bei der Ubernahme von
Mietschulden. Auch hier mul3 der Sozia hilfetrager nach pflichtgemaliem Ermessen
in den oben beispielhaft genannten Féllen die Schulden tbernehmen.

Die Schuldentbernahme nach 8 15 aBSHG durch die 6rtlichen Sozialhilfetréger ist
in der Praxis sehr unterschiedlich: teilweise gehdrt sie zu den sténdigen Leistungen,
andere Amter dagegen berlicksichtigen die Vorschriften des § 15 a BSHG kaum oder
legen sie sehr eng aus. Deshalb ist im Einzelfall erforderlichenfalls auch eine
Prufung durch eine Fachanwalt fir Sozialrecht vornehmen zu lassen und ggf. mit

einer einstweiligen Anordnung vorzugehen.

3.2.13.1.4 Wohnged

Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) wird auf Antrag ab dem Beginn des
Monats, in dem der Antrag gestellt wurde (also nicht rickwirkend!) denjenigen
gewéhrt, die in dem Sinne bedlrfig sind, dal3 sie in einer ihren Bedlrfnissen ent-
sprechenden Wohnung wohnen, die Kosten fir diese Wohnung aber gemessen an
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ihrem Einkommen elne unzumutbare finanzielle Belastung darstellen.

Wohngeld dient somit der sozialen Sicherung, und es sollte im Rahmen der Schuld-
nerberatung immer, also auch wenn bisher noch keine Mietschulden aufgetreten sind,
gepruft werden, ob Anspruch auf Wohngeld besteht, es beantragt und in der richtigen
Hohe bewilligt worden ist.

Wohngeld wird als Mietzuschul3 oder als L astenzuschuf (fir Wohnungseigen-
tumer; vgl. unten) gewahrt, d.h. es muf3 nicht zurtickgezahlt werden.

Die Bewilligung hangt grundsétzlich von 3 Voraussetzungen ab:

* der HOhe des Familieneinkommens,

e der Hohe der zuschul3fahigen Miete,

e der Zahl der zum Haushalt gehdrenden Familienmitglieder.

Neben diesen Voraussetzungen spielen fur die Bewilligung in den alten Bundes-
landern auch Ausstattung und Alter der Wohnung sowie das Mietniveau der
jeweiligen Gemeinde eine Rolle, in den neuen Bundeslandern hingegen gilt das
Wohngel dsonder gesetz, wonach lediglich die Wohnflache und die Heizungsart
berticksichtigt werden.

Fur die alten Bundeslander gilt demnach, dal3 Wohngeld nur dann gewéhrt wird,
wenn Einkommen und Miete die gesetzlich festgel egten Hochstbetrage nicht

Ubersteigen.

Wohngeld wird i.d.R. fir 12 Monate gewahrt (Bewilligungszeitraum) (8§ 27 WoGG),
es kann jedoch bereits wahrend dieser Zeit ein Wiederholungsantrag gestellt werden
(dieser sollte friihzeitig gestellt werden, um Unterbrechungen der Zahlungen auf-

grund langer Bearbeitungszeiten zu vermeiden).

Die Hohe des Wohngel des bleibt normal erweise wahrend des laufenden
Bewilligungszeitraums unverandert.

Es konnen jedoch Anderungsantrage an die zustandige Wohngel dstelle gerichtet
werden, um eine Erhéhung des Wohngeldes innerhalb des Bewilligungszeitraums
zu erreichen, wenn sich die Zahl der zum Haushalt gehdrenden Personen erhdht hat
(z.B. bel Geburt eines Kindes), die zuschul3fahige Miete um mehr a's 15 % gestiegen

ist oder das Familieneinkommen um mehr als 15 % gesunken ist. Diese Antrage sind
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umgehend zu stellen, da Wohngeld wie bereits erwahnt nicht riickwirkend gezahit
wird!

Seit der 1993 in Kraft getretenen Neuregelung kann Wohngeld auch wahrend eines
laufenden Bewilligungszeitraums von Amts wegen gesenkt und zurtickgefordert
werden, und zwar dann, wenn sich die Miete / Belastung um mehr als 15 % ver-
ringert oder sich das Familieneinkommen um mehr a's 15 % erhéht hat.
Wohngeldbezieher sind ver pflichtet, derartige Verdnderungen der Wohngeldstelle
unver ziiglich mitzuteilen, anderenfalls kann eine Geldbul3e verhangt werden.
Senkungen bzw. Erhéhungen von Miete und Einkommen, die unter 15 % liegen,
finden gemdl3 8 29 WoGG erst bei der Stellung elnes Wiederholungsantrags Bertick-
sichtigung.

Die Beantragung des Wohngeldes erfolgt Uber die jewelligen Wohngeldstellen der
Gemeinde-, Stadt- oder Kreisverwaltung. Die Antragsformulare sind dort vorrétig.
Die Beantragung des Wohngeldes kann jedoch gemal? § 16 SGB | auch formlos und
sogar unvollsténdig bel der Gemeinde oder einem anderen (nicht zustandigen)

Sozialleistungstrager erfolgen.

Eine Ausnahme vom Antragserfordernis besteht fir die Bezieher von Leistungen der
Sozialhilfe: seit 1. April 1991 kann pauschaliertes Wohngeld von der zusténdigen
Sozialhilfestelle ohne besonderen Antrag gewahrt werden, d.h. das pauschalierte
Wohngeld wird direkt mit der Sozialhilfe gezahlt.

Gemal 8 28 WoGG besteht die Mdglichkeit, Wohngeld direkt an den Vermieter
zu zahlen, wodurch sichergestellt werden kann, daf3 es auch tatsachlich zur Miet-
zahlung verwendet wird; eine verspétete Zahlung des Wohngeldes geht in diesem
Fall nicht zu Lasten des Mieters (8 285 BGB).

Anspruch auf Wohngeld haben jedoch nicht nur Mieter, sondern auch Eigentiimer
von Eigenheimen und Eigentumswohnungen; Wohngeld wird in diesen Fallen
unter der Voraussetzung, dal3 der Eigentiimer die Wohnung selbst bewohnt und die
Belastungen dafir aufbringt, als L astenzuschu’ gewahrt.
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Literaturhinweis. Eine detaillierte Erlauterung der gesetzlichen Vorschriften sowie

die Darstellung der Berechnung des Wohngeldes sind im Rahmen dieses Buches
nicht leistbar; Grundinformationen hierzu finden sich z.B. bei GROTH, SCHULZ,
SCHULZ-RACKOLL, 1994, S. 132 - 134 oder bei MUNDER u. a., 1992, S. 96 - 99
sowie in der Broschire "Wohngeld" des Presse- und Informationsamtes der Bundes-

regierung (Hrsg.) (siehe unten).

Wohngeld ist pfandbar, zu den Einzelheiten siehe jedoch - die Pkte. 3.2.4.4.3
"Pfandung von Sozialleistungen” sowie 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bei Sozial-

leistungen”.
A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Wohngeld", herausgegeben vom Presse- und

Informationsamt der Bundesregierung, Postfach 08 01 15, 10001 Berlin

3.2.13.2 Unterhalt

In der Praxis der Schuldnerberatung kdnnen in Bezug auf den Bereich "Unterhalt”
zwei verschiedene "Falle" auftreten, und zwar kdnnen zum einen tberschul dete Rat-
suchende Schulden gegentiber Unterhaltsberechtigten haben, andererseits kann es
aber auch so sein, dal3 Ratsuchende auch deshalb in einem finanziellen Engpal3 sind,
well die ihnen Unterhaltsverpflichteten den Unterhaltszahlungen nicht oder nur
unregel maldig nachkommen.

Die nachfolgenden Ausfihrungen sowie Unterpunkte 3.2.13.2.1 bis 3.2.13.2.4
beziehen sich auf die Beratung von Schuldnern sowohl als Schuldner von Unterhalts-
anspruichen sowie auch as Glaubiger von Unterhaltsanspriichen. Unterhalt spielt vor

allem bei Scheidung oder Trennung und bel nichtehelichen Kindern eine Rolle.

Nach § 1360 BGB sind Ehegatten verpflichtet, die Familie und auch sich gegenseitig
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angemessen zu unterhalten.

Diese gesetzliche Unterhaltsverpflichtung gilt auf3erdem auch gemal3

» §1361 BGB fir Getrenntlebende

* 881569 - 1586 b BGB fur Geschiedene

81601 BGB fir Verwandte in gerader Linie (z.B. Eltern/Kinder; gerade Linie
gilt sowohl auf- als auch absteigend)

» 881615 aff. BGB fur uneheliche Kinder/leiblicher Vater

* §16151 BGB fur nicht miteinander verheiratete Eltern wahrend der ersten
Lebengahre eines gemeinsamen Kindes.

Neben Ehegatten und Geschiedenen sind demnach auch alle Personen, diein gerader

Linie miteinander verwandt sind, also voneinander abstammen, einander gegenseitig

gesetzlich unterhaltsverpflichtet. In den Fallen, in denen diese Unterhaltspflicht nicht

innerhalb der Familie erfllt wird, werden Unterhaltszahlungen gerichtlich festge-

setzt. Die Verweigerung von Unterhaltszahlungen ist strafbar und kann letztlich

sogar mit Freiheitsstrafe geahndet werden.

Voraussetzung fur den Unterhaltsanspruch ist einerseits die Bedurftigkeit des
Unter haltsber echtigten (88 1602, 1577 BGB), d.h. der Unterhaltbegehrende muf3
aul3erstande sein, sich selbst zu unterhalten, und andererseits die L eistungsfahigkeit
des Unter haltsver pflichteten (88 1603, 1581 BGB), d.h. der Unterhaltspflichtige
muf3 in der Lage sein, den Unterhalt ohne Geféhrdung seines eigenen angemessenen

Unterhalts zu erbringen.

Aufgrund der enormen Komplexitét des Themas "Unterhalt” kann hier nur ein
Uberblick in sehr komprimierter Form gegeben werden. Folglich ist im konkreten
Einzelfal eine weiterfihrende eingehende L ektire einschl&giger Fachliteratur und
erforderlichenfalls eine Weiterverwei sung des Ratsuchenden an einen entsprechen-
den Fachanwalt unerl&3ich.

Literaturhinweis. Einen guten Uberblick zum Thema bieten SCHULZ-RACKOLL,
ZIMMERMANN, 0. J,, Teil 4 S. 13 - 20 ¢ "3. Unterhaltsschulden”.

Unterhalt kann bis auf diein 88 1585 b und 1613 BGB genannten Ausnahmen

grundsétzlich nicht fur die Vergangenheit verlangt werden. Um bei vorliegenden
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Unterhaltsvoraussetzungen Unterhalt rickwirkend verlangen zu kénnen, ist es
deshalb zwingend erforderlich, dafld der Unterhaltspflichtige in Verzug gekommen ist
(z.B. durch Mahnung) oder der Unterhaltsanspruch rechtshangig geworden ist (d.h.
die Anspriiche sind bei Gericht geltend gemacht, jedoch entweder noch nicht
entschieden oder aber es sind Rechtsmittel gegen die Entscheidung eingel egt).

Auf den Unterhaltsanspruch fur die Zukunft kann grundsétzlich nicht verzichtet
werden (8§ 1614 BGB). Eine Ausnahme hiervon bildet § 1585 ¢ BGB, wonach Ehe-
gatten im Rahmen von Unterhaltsvertréagen Vereinbarungen Uber die Unterhalts-
pflicht —und damit auch Uber den Verzicht auf Unterhalt — fir die Zeit nach der
Scheidung treffen konnen. Dieser Unterhaltsverzicht Geschiedener ist jedoch nur
dann wirksam, wenn dadurch keine Sozial hilfebedurftigkeit entsteht.

Die Hohe des Unterhaltsist prinzipiell in jedem einzelnen Fall individuell festzu-
legen, da sie abhéngig ist von den jeweiligen Lebensumstanden. Die Festlegung der
Unterhaltshohe erfolgt gerichtlich per Urteil. Damit ist die Unterhaltsverpflichtung
tituliert, der Betrag ist also zahlenmé&idig genau beziffert und festgeschrieben.

Uber die Unterhaltsanspiiche von ehelichen Kindern, geschiedenen oder getrennt
lebenden Ehegatten liegen regelméidig Unter haltstitel vor, d.h. sie sind regelméaldig
tituliert in Form von

*  Unterhatsfestsetzungsbeschliissen

»  Scheidungsurteilen

e gerichtlich protokollierten Unterhaltsvergleichen

» notariellen Unterhaltsvereinbarungen.

Bel der Festlegung der Hohe des Unterhalts legen die Familiengerichte standar-
disierte Unterhaltstabellen, die auf dem Regel betrag gemal? Regel betrag-V erordnung
aufbauen, zugrunde.

Nichteheliche Kinder sind den ehelichen Kindern gleichgestellt; sie haben denselben
Unterhaltsanspruch wie eheliche Kinder, wobei mindestens der Regel betrag gemal3
Regel betrag-V erordnung geschuldet wird (8 1615 aBGB) (vgl. SCHULZ-
RACKOLL, ZIMMERMANN, o. J, S. 13).
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Die am haufigsten angewandte Tabelleist die Diisseldorfer Tabelle. Abhéangig vom
Nettoel nkommen des Unterhaltspflichtigen werden in ihr die Betrége fir den Kindes-
unterhalt aufgefihrt sowie die Berechnungsgrundlagen fir den Ehegattenunterhalt
und den notwendigen Eigenbedarf (Selbstbehalt) des Unterhaltspflichtigen genannt.
Eswird zudem erlautert, wie verfahren werden kann, wenn das Einkommen des
Unterhaltspflichtigen nicht zur Deckung seines eigenen und des Bedarf der Unter-

haltsberechtigten ausreicht (sog. Mangelfall).

Die Dusseldorfer Tabelle wie auch die verschiedenen anderen Tabellen, in den u.a.
auch regionale Besonderheiten Berticksichtigung finden (z.B. ersetzt die Berliner
Tabellein den neuen Bundesléandern die Diisseldorfer Tabelle) sind Unterhalts-Leit-
linien, d.h. sie sind relativ bindend, jedoch nicht rechtlich verpflichtend. Die anhand
dieser Tabellen ermittelten Betrage kénnen also nur Richtwerte liefern, die tatsach-
liche HOhe des Unterhalts wird wie oben ausgefuihrt per Gerichtsurteil festgelegt.

Wer sich absichtlich der Unterhaltszahlung entzieht, kann strafrechtlich verfolgt
werden, unter Umstanden droht wie bereits weiter oben erwahnt Haft.

Verandern sich die wirtschaftlichen Verhé tnisse des Unterhaltspflichtigen und/oder
des/der Unterhaltsberechtigten, kann es erforderlich werden, die Unterhaltsanspriiche
entsprechend anzupassen. Eine Anpassung der Unterhaltsanspriiche erfolgt, falls eine
Einigung hierliber zwischen Unterhaltsschuldner und Unterhaltsgléubiger auf3er-
gerichtlich nicht moglich ist, mittels Abander ungsklage; zu den Einzelheiten vgl. >
Pkt. 3.2.13.2.1 "Abéanderungsklage (8 323 ZPO)". (AulZergerichtliche Einigungen
sollten jedoch unbedingt schriftlich erfolgen!) "Ist die Unterhaltshthe (meist im Ver-
bund mit der Vaterschaftsanerkennung) in einer 6ffentlichen Urkunde des Jugend-
amtes festgeschrieben, geniigt ein for mloses Antragsschr eiben des Klienten an das
Jugendamt, um unter Vorlage aktueller Einkommensnachweise (...) eine Nullstellung
bzw. eine Anpassung des Kindesunterhalts zu erreichen (...)." (Ebd., S. 19)

Ein grof3es Problem in der Praxis der Beratung Uberschuldeter Personen stellen die
Unterhaltsr ickstande dar, d.h. titulierte Unterhatsverpflichtungen bzw.
-forderungen, die Uber einen gewissen Zeitraum nicht bezahlt worden sind und sich
somit i.d.R. zu grofRen Summen aufgehauft haben; siehe hierzu im einzelnen > die
Pkte. 3.2.13.2.2 "Unterhaltsriickstande" und 3.2.13.2.3 "Unterhaltspfandung”.
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Wird Kindesunterhalt nicht oder nicht regelméaldig gezahlt, so besteht unter
Umstanden Anspruch auf Leistungen nach dem Unter haltsvor schul3gesetz (UVG),
die jedoch - wie aus dem Begriff schon hervorgeht - vom Unterhaltspflichtigen
zurlickgezahlt werden missen; zu den Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.13.2.4 "Unter-
haltsvorschuf3'.

Nach dem KJHG (8 18) sowie nach dem BGB (88 1685 ff.) besteht fir allein-
sorgende Elternteile und junge Volljahrige bis 21 Jahre die Mdglichkeit, Unter-
stitzung vom Jugendamt bei der Geltendmachung ihrer Unterhaltsanspriiche zu
erhalten. In diesen Féllen treibt dann das Jugendamt den Unterhalt bel.

3.2.13.2.1 Abéanderungsklage (8 323 ZPO)

Aufgrund von Veranderungen der wirtschaftlichen Verhaltnisse des Unterhalts-
pflichtigen und/oder des/der Unterhaltsberechtigten kann es erforderlich werden, die
Unterhaltsanspriiche entsprechend anzupassen.

Meist wird eine solche Anpassung erforderlich, wenn der Unterhaltspflichtige
bedingt durch eine Verringerung seines Einkommens (z.B. bel Arbeitslosigkeit)
finanziell nicht mehr dazu in der Lage i<, die faligen Unterhaltszahlungen zu leisten
und diese entsprechend nach unten korrigiert werden muften. Haufig mufiten die
Unterhaltdeistungen aber auch aufgrund einer Einkommensverbesserung auf seiten
des Unterhaltspflichtigen erhoht werden. Denkbar sind auf3erdem auch Ver-
anderungen auf seiten der Unterhaltsberechtigten, z.B. Rickkehr der geschiedenen

Ehefrau in das Erwerbsleben, als Anlal3 zur Anpassung von Unterhaltsanspriichen.

Eine Anpassung der Unterhaltsanspriiche erfolgt mittels Klage, und zwar mittels
Abanderungsklage gemal3 § 323 ZPO, die beim Familiengericht eingereicht wird
(i.d.R von demjenigen, der die Anderung erreichen mochte: z.B. wird der arbeitslos
gewordene Unterhaltspflichtige auf Herabsetzung der Hohe des Unterhaltsanspruchs
klagen, der Unterhaltsberechtigte, der von einer Einkommensverbesserung des
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Unterhaltspflichtigen Kenntnis erlangt hat, wird auf Erh6hung des Unterhalts
klagen). Hierbei ist unbedingt zu beachten, dal? nur eine Anderung der zukiinftigen
Unterhaltsanspriiche erfolgen kann.

Um eine umfassende Wahrung der Interessen des Ratsuchenden zu gewéhrleisten,
sollte ein Rechtsanwalt (Uber Beratungs- und Prozef3kostenhilfe) eingeschaltet
werden, es besteht jedoch kein Anwaltszwang fur das gerichtliche Verfahren.

Die Mdglichkeit der Abanderungsklage zur Anpassung der Unterhaltsanspriiche
bedeutet fir die Praxis der Schuldnerberatung, dal3 bestehende Unterhaltstitel
unbedingt daraufhin zu Uberprifen sind, ob sie noch mit der aktuellen Leistungs-
fahigkeit des Unterhaltspflichtigen bzw. mit dem Bedarf der Unterhaltsberechtigten

Ubereinstimmen und dann ggf. eine Abanderung in die Wege zu leiten.

Eine Anpassung der Unterhaltsanspriiche kommt jedoch nur dann in Betracht, wenn
wesentliche Veranderungen eingetreten sind, i.d.R. kann davon ausgegangen
werden, daf? diese dann vorliegen, wenn sie zu einer Anderung des Unterhalts von
mindestens 10 % fUhren; auch lediglich voribergehende Umsténde (z.B. Arbeits-
losigkeit von voraussichtlich nicht mehr als 6 Monaten) rechtfertigen nach 8 1615 h
Abs. 1 Satz 2 BGB keine Herabsetzung des Unterhalts, da das Unterhaltssystem auf
Konstanz ausgerichtet ist (vgl. ebd., S. 18 a).

Ist der Unterhaltspflichtige nicht leistungsfahig (siehe > Pkt. 3.2.13.2 "Unterhalt"),
sind Unterhaltstitel auch bis auf "Null" abzudndern bzw. herabzusetzen; nur so kann

das Auflaufen neuer Schulden vermieden werden.

3.2.13.2.2 Unterhaltsruckstande

Kommt der Unterhaltspflichtige seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht
regelmaliig nach, laufen diese Betrage auf und es bilden sich Unterhaltsriicksténde.
Absichtlich nicht gezahlte Unterhaltsleistungen konnen letztlich mit Freiheltsstrafe
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bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.

Zwar kdnnen Unterhaltsleistungen nicht fir die Vergangenheit erbracht werden,
trotzdem konnen Unterhaltsriickstande fur die Zeit, von der ab der Unterhaltsan-
spruch rechtshéngig gemacht wurde (vgl. > Pkt. 3.2.13.2 "Unterhalt") bis zur
Festlegung der Unterhaltshthe durch das Gericht entstanden sein, wenn der Unter-
haltspflichtige fur diesen Zeitraum zuwenig oder keinen Unterhalt gezahlt hat.

Bei vorliegenden Unter haltsvoraussetzungen ist es zur Erlangung von
rickwirkendem Unterhalt zwingend erforderlich, daf der Unterhaltspflichtige
in Verzug gekommen ist (z.B. durch Mahnung) oder der Unter haltsanspruch
rechtshangig geworden ist.

Werden Unterhaltsriickstéande nicht bezahlt, veranlal3t der Unterhaltsglaubiger i.d.R.
die Pfandung; siehe hierzu im einzelnen - Pkt. 3.2.13.2.3 "Unterhaltspfandung”.

Bel Uberschuldeten Unterhal tspflichtigen kann es aufgrund deren Zahlungsunféahig-
keit aber unter Umstanden auch notwendig sein, Unterhaltsriickstéande in der Form zu
regulieren, dal3 versucht wird, den Glaubiger zu einem Verzicht auf die Rickstande
zu bewegen, so dal’3 der Schuldner mit Hilfe dieses Erlasses langfristig schuldenfrel
wird bzw. in die Lage kommt, mit seinen Schulden zu leben. Dieser Erlald durftein
Bezug auf ehemalige Partner allerdings sehr schwierig zu verwirklichen sein, am
ehesten vermutlich dann, wenn dadurch die Zahlung des zukinftigen Unterhalts
gesichert wird oder sich fir den Partner andere V ortelle ergeben wie belspielsweise

die Ruckzahlung gemeinsamer Schulden durch den Unterhaltspflichtigen.

Betreffen die Unterhaltsriicksténde ein nichteheliches Kind, so ist das Jugendamt fir
Zahlungsvereinbarungen zustandig. Dieses kann auf Antrag unter bestimmten

V oraussetzungen und deren Nachweis (z.B. bei Menschen mit besonderen sozialen
Schwierigkeiten, aufgrund derer sie ihrer Unterhaltspflicht nicht nachkommen

konnten) die Unterhaltsbetrage riickwirkend erlassen.
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3.2.13.2.3 Unterhaltspfandung

Die Pfandung von Unterhaltsansprtichen unterliegt einer Besonderheit insofern, dal3
hier nicht die Pfandungstabelle nach § 850 ¢ ZPO gilt, sondern dal3 nach

§ 850 d ZPO in erweitertem Umfang gepfandet werden darf, da die Forderungen von
Unterhaltsglaubigern als besonders schutzwirdig angesehen werden. Unterhalts-
forderungen sind demnach bevorrechtigte For derungen. Zu den Einzelheiten der
Pfandung von Unterhaltsanspriichen siehe - Pkt. 3.2.8 "Bevorrechtigte Forderungen
(im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)”.

Im Zusammenhang mit der Pfandung von Unterhalt bietet § 850 g ZPO auch dem
Unterhaltsglaubiger die Mdglichkeit, eine Anderung der Unpfandbarkeitsvoraus-
setzungen des Schuldners zu beantragen, mit der Folge, dal3 das Vollstreckungs-
gericht den Pfandungsbeschlul entsprechend andern muf3.

Einen solchen Antrag kann z.B. die Mutter eines nichtehelichen Kindes stellen, die
aufgrund von Unterhaltsanspriichen bei einem Unterhaltspflichtigen pfandet, bei dem
gleichzeitig bereits gewohnliche Glaubiger pfanden: durch diesen Antrag vergrofiert
sich der Vorrechtsbereich nach 8 850 d ZPO, denn der unpfandbare Betrag fir die
gewohnlichen Glaubiger nach § 850 ¢ erhoht sich, da esjetzt einen weiteren
Unterhaltsberechtigten gibt (zu den Einzelheiten vgl. > Pkt. 3.2.8 "Bevorrechtigte
Forderungen (im Rahmen des § 850 d ZPO) (Unterhaltsforderungen)™”). Dies hat zur
Folge, dal3 die gewdhnlichen Glaubiger weniger pfanden kénnen und dieser

Differenzbetrag dann fur die Unterhaltsforderungen gepfandet werden kann.

3.2.13.2.4 Unterhaltsvorschul}

Trotz bestehender Unterhaltsanpriiche von Kindern werden diese Unterhalts-
zahlungen in der Praxis haufig nicht oder nur teillweise geleistet. In diesen Fallen hat
das Kind unter bestimmten V oraussetzungen Anspruch auf Leistungen nach dem

Unterhaltsvorschuf3gesetz (UV G) fir einen Zeitraum von langstens 72 Monaten
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innerhalb der ersten 12 Lebengjahre.

Die grundsétzlichen Leistungsvoraussetzungen gemal3 8 1 UVG sind:

* dasKind hat das 12. Lebensahr noch nicht vollendet

» dasKind lebt bei einem alleinerziehenden Elternteil

e der unterhaltspflichtige andere Elternteil leistet keine Zahlungen bzw. dessen
Zahlungen decken den zu beanspruchenden Regelbedarf nicht ab.

Bestimmte Ausnahmen sind ebenfallsin § 1 UV G geregelt.

Es mul’ aul3erdem ein vollstreckbarer Unterhaltstitel vorliegen.

Liegen diese Voraussetzungen vor, so hat das Kind gemal3 8 2 UV G Anspruch auf
Leistungen in Hohe des Regelunterhalts, nicht also in Hohe des Unterhaltsanspruchs
gegen den Unterhaltspflichtigen; dieser Betrag wird gekiirzt um die Halfte des
Kindergeldbetrages fur das 1. Kind, wenn der alleinerziehende Elternteil Anspruch
auf volles Kindergeld fur das Kind hat.

Unterhaltsvorschufd muf3 beim Jugendamt beantragt werden und kann riickwirkend
fur einen Zeitraum von 3 Monaten vor dem Monat, in dem der Antrag gestellt wird,

gezahlt werden.

Leistungen nach dem Unterhaltsvorschul3gesetz sind - wie der Name schon sagt -
zunéchst Vorschuf3eistungen. Ist der andere Elternteil unterhaltspflichtig oder hat
das Kind Anspruch auf andere anzurechnende Leistungen wie z.B. Waisenrente, so
geht dieser Anspruch fur die Zeit der Leistungserbringung nach dem UV G gemal}

8§ 7 UVG auf das Land Uber. Kann jedoch auf den Unterhaltspflichtigen nicht zurtick-
gegriffen werden, handelt es sich beim Unterhaltsvorschul real um eine Ausfall-

leistung.
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3.2.13.3 Geldstrafen

Geldstrafen entstehen aufgrund von Straftaten durch Verurteilungen der Straf-
gerichte. Sie mussen im Rahmen der Schuldnerberatung besonders beachtet werden,

dabei Nichtzahlung in letzter Konsequenz Freiheitsentzug droht.

Nach § 40 Strafgesetzbuch (StGB) werden Geldstrafen in Tagesséatzen verhangt, die
von den Richtern entsprechend dem Vergehen festgesetzt werden. V orgegeben sind
mindestens 5 und maximal 360 Tagessétze, wobei die Hohe eines Tagessatzes vom
Gericht unter Berlicksichtigung der personlichen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse
des Téaters zum Zeitpunkt der Verurteilung festgelegt wird. Hierbel geht das Gericht
in der Regel von der Hohe des Nettoeinkommens aus, das der Téter im Durchschnitt
an einem Tag hat bzw. haben kénnte. Die Grundlagen fur die Bemessung eines
Tagessatzes kdnnen nach § 40 Abs. 3 StGB geschétzt werden. Unterhaltszahlungen
werden normal erweise vom Ublichen Nettoeinkommen abgezogen. Ein Tagessatz ist
auf mindestens 2,00 DM und hochstens 10.000,00 DM festzusetzen.

Geldstrafen werden von den Strafgerichten haufig durch einen schriftlichen Straf-
befehl, d.h. ohne Hauptverhandlung, verhangt. Gegen einen Strafbefehl kann inner-
halb von 2 Wochen nach der Zustellung Einspruch eingelegt werden, durch den
dann ein Hauptverfahren mit Hauptverhandlung herbeigefiihrt wird. Einspruch kann
bei spiel sweise aufgrund der Hohe der Geldstrafe eingel egt werden, wenn durch den
Eintritt von Arbeitslosigkeit die Tagessétze nicht bezahlt werden kénnen. In diesem
Fall ist das Herbeiftihren der Hauptverhandlung nicht mit hohen Kosten verbunden,
dadas Urtell nicht generell abgelehnt wird; ansonsten berechnen sich die Kosten, die
durch ein Hauptverfahren verursacht werden, nach der Hohe der Gesamtstrafe.
Wurde die 0.g. Einspruchsfrist ohne Verschulden versdumt, so kann die Wieder -
einsetzung in den vorigen Stand gemal3 88 44 bis 47 Strafprozef3ordnung (StPO)
beantragt werden, z.B. infolge von Krankenhausaufenthalt oder auch Urlaub. Dieser
Antrag ist bel dem Gericht, das den Strafbefehl erlassen hat, innerhalb von einer
Woche nach Wegfall des Hinderungsgrundes bzw. ab Kenntniserlangung zu stellen.

Geldstrafen sind Forderungen der Staatsanwaltschaft und werden durch diese

Seite 143



vollstreckt. Nach der Verurteilung bzw. nach Rechtskraft des Urteilsist die Geld-
strafe normal erweli se sofort in einer Summe zu begleichen. Bel Nichtzahlung missen
keine Vollstreckungsversuche erfolgen, sondern es kann direkt eine Ersatzfreiheits-
strafe verhangt werden.

Auf Antrag kann das Gericht gemal3 8 42 StGB Zahlungserleichter ung gewahren:
Ist dem Verurteilten nach seinen personlichen oder wirtschaftlichen Verhédtnissen
nicht zuzumuten, die Geldstrafe sofort zu zahlen, so bewilligt ihm das Gericht eine
Zahlungsfrist oder gestattet ihm, die Strafe in bestimmten Teilbetragen zu zahlen
(Ratenzahlung); das Gericht kann dabel anordnen, dal3 die Vergiinstigung, die
Geldstrafe in bestimmten Tellbetrdgen zu zahlen, entfdlt, wenn der Verurteilte einen
Teilbetrag nicht rechtzeitig zahlt. Uber die Zahlungserleichterungen entscheidet die
Vollstreckungsbehorde (= Staatsanwaltschaft § 549 a StPO).

Die gesetzlichen Voraussetzungen fir eine Zahlungserlei chterung (Stundung bzw.
Ratenzahlung) sind in § 459 a StPO geregelt. Danach genligt zur Beantragung einer
Zahlungserleichterung ein formloser Stundungs- bzw. Ratenzahlungsantrag, der bei
der Vollstreckungsbehorde, d.h. beim Rechtspfleger der Staatsanwaltschaft gestelIt
werden kann. Wahrend des Zeitraums der Zahlungserleichterung ruht die
Vollstreckungsverjahrung (8 79 aNr. 2 ¢ StGB), welche bei Geldstrafen bis zu 30
Tagessédtzen 3 Jahre betragt, bei mehr als 30 Tagessédtzen betragt sie 5 Jahre.

Von der Vollstreckung einer Geldstrafe kann auch abgesehen werden. Dies bedeutet

einen vollstandigen oder teilweisen Vollstreckungsverzicht. Das Gericht kann

nach 8§ 459 d StPO anordnen, dal3 die Vollstreckung einer Geldstrafe ganz oder zum

Tell unterbleibt, wenn

» indemselben Verfahren eine Freiheitsstrafe vollstreckt oder zur Bewahrung
ausgesetzt worden ist

oder

* ineinem anderen Verfahren eine Freiheitsstrafe verhangt ist und die Voraus-
setzungen nach 8 55 StGB nicht vorliegen

und die Vollstreckung der Geldstrafe die Wiedereingliederung des Verurteilten

erschweren kann.

Um einen Vollstreckungsverzicht zu erreichen, ist ein formloser Antrag an das

zustandige Gericht zu stellen, wobei die Griinde, die das Resozialisierungsziel
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gefahrden, aufgefuhrt werden sollten.

Ist eine Geldstrafe uneinbringlich, so tritt an deren Stelle gemald § 43 StGB
Freiheitsstrafe (Er satzfreiheitsstrafe), wobei einem Tagessatz ein Tag Freiheits-
strafe entspricht und das Mindestmal3 der Ersatzfreiheitsstrafe ein Tag ist.

Bel Nichtzahlung der Geldstrafe sowie bei Nichteinhaltung der vereinbarten Raten-
zahlungen droht demnach die Umwandlung der Geldstrafe in eine Ersatzfreiheits-
strafe. Gemal3 Artikel 293 Einflhrungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB) kann
durch Rechtsverordnungen der Landesregierungen die Vollstreckungsbehdrde dem
Verurteilten gestatten, die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe durch gemein-
nitzige Arbeit abzuwenden. Der Antrag auf Ableistung der Geldstrafe bzw. der
Ersatzfreiheitsstrafe durch gemeinnitzige Arbeit ist an die Staatsanwaltschaft zu
richten, wobei die Grinde der Zahlungsunféhigkeit kurz geschildert werden sollten,
denn nur bel Uneinbringlichkeit kann gestattet werden, die Geldstrafe
abzuarbeiten.

Ist die Ersatzfreiheitstrafe bereits angeordnet, so kann ihre Vollstreckung durch die
Zahlung der Geldstrafe noch verhindert werden. Ansonsten unterbleibt die Voll-
streckung der Ersatzfreiheitsstrafe nur, wenn sie fir den Verurteilten eine unbillige
Harte darstellt.

Esist noch darauf hinzuweisen, dal3 zur Vermeidung von Ersatzfreiheitsstrafen die
Zahlung der reinen Geldstrafe, d.h. ohne Gerichtskosten, Auslagen etc. ausreicht
(denn wegen Nichtzahlung dieser Betrage kann keine Ersatzfreiheitsstrafe

angeordnet werden).
A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Geldstrafen" (= Kopiervorlage im Anhang)
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32134  Geldbulzen

Geldbuf3en werden bel Ordnungswidrigkeiten erlassen, z.B. bei Verstol3en gegen die
Stral3enverkehrsordnung, und sind geregelt im Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten
(OWIiG). Geldbufien werden per BuRgeldbescheid von den BuRgeldstellen festge-
setzt.

Im Rahmen der Schuldnerberatung missen Geldbuf3en - genau wie Geldstrafen (zu
den Einzelheiten siehe auch - Pkt. 3.2.13.3 "Geldstrafen") - besonders beachtet
werden, da bei Nichtzahlung zuletzt Erzwingungshaft vom Gericht angeordnet
werden kann.

Wie bel Geldstrafen ist auch bel GeldbulRen die Gewahrung von Zahlungs-
erleichterungen (Ratenzahlung, Stundung) aufgrund der wirtschaftlichen
Verhaltnisse des Schuldners moglich, hierbel entspricht § 18 OWiG dem § 42 StGB,
die 88 93, 95 OWiG entsprechen den 88 459 a und 459 ¢ StPO (zu den Einzelheiten
siehe > Pkt. 3.2.13.3 "Geldstrafen”).

Ist der Schuldner nicht in der Lage, die Geldbul3e zu bezahlen, so mul3 er seine
Zahlungsunfahigkeit darlegen; tut er dies nicht und sind auch sonst keine Umstande
bekannt, aus denen sich die Zahlungsunfahigkeit ergibt, so kann das Gericht auf
Antrag der Vollstreckungsbehdrde Erzwingungshaft anordnen (8§ 66 Abs. 2 Nr. 2 b
i.V.m. 896 Abs. 1 OWiG).

Diese Erzwingungshaft in Zusammenhang mit einer Geldbul3e kann - im Gegensatz
zum Verfahren bel Geldstrafen - nicht durch die Leistung von gemeinniitziger Arbeit
abgewendet werden.

Aus 8 96 Abs. 2 OWIG ergibt sich jedoch, dal? gegen zahlungsunfahige Per sonen
die Erzwingungshaft nicht vollstreckt werden kann; Voraussetzung hierfur ist
jedoch, daf? die Zahlungsunfahigkeit bekannt geworden ist (siehe oben): Ergibt sich,
dal3 dem Betroffenen nach seinen wirtschaftlichen Verhdtnissen nicht zuzumuten ist,
den zu zahlenden Betrag der Geldbuf3e sofort zu entrichten, so bewilligt das Gericht
eine Zahlungserleichterung oder Uberlal3t die Entscheidung dariiber der Voll-
streckungsbehorde. Eine bereits ergangene Anordnung der Erzwingungshaft wird
aufgehoben. (8§ 96 Abs. 2 OWIG)

Die Verjahrungsfrist fur rechtskraftig festgesetzte Gel dbuflen betragt nach
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8§ 34 OWIiG 3 Jahre bei einer Geldbuf3e bis zu 1.000.00 DM, bei einer Geldbuf3e von
mehr als 1.000.00 DM 5 Jahre, wobei die Verjdhrungsfrist mit der Rechtskraft der
Entscheidung zu laufen beginnt. Die Verjahrung ruht (d.h. dieser Zeitraum wird an
die Verjahrungsfrist angehangt), solange nach dem Gesetz die Vollstreckung nicht
begonnen oder nicht fortgesetzt werden kann, die Vollstreckung ausgesetzt ist oder
eine Zahlungserlei chterung bewilligt ist.

Unterbleibt die Vollstreckung der GeldbufRe jedoch wegen Zahlungsunfahigkeit
gemal3 § 95 Abs. 2 OWIG, so ruht die Verjahrung wahrend dieser Zeit nicht,
sondern lauft weiter, sofern nicht die Vollstreckung zuvor z.B. wegen Besserung der
wirtschaftlichen Verhaltnisse wieder aufgenommen wird; die Geldbul3e ist aso nach
3 bzw. 5 Jahren verjahrt.

Grundsétzlich ist es, wie bereits oben erwahnt, nicht moéglich, GeldbulRen durch
gemeinnitzige Arbeit abzuleisten; abweichend davon wird diese Mdglichkeit jedoch
bei der Vollstreckung gegen Jugendliche und Heranwachsende gemal3 § 98 OWiG
geschaffen, wobei auch andere Auflagen moéglich sind (zu den Einzelheiten siehe

§ 98 Abs. 1 OWIG).

Sind vom Ratsuchenden Bu3gelder zu bezahlen, so mul3 der Berater darauf achten,
dai’ Erzwingungshaft vermieden wird. Dies geschieht entweder durch umgehende
Zahlung der Geldbufl3e, was fur den Schuldner héufig jedoch finanziell unméglich
sein durfte. In diesen Féllen ist die Zahlungsunfahigkeit der Vollstreckungsbehérde
darzulegen (siehe oben).

Grundsétzlich ist noch darauf hinzuweisen, dal3 es zur Vermeidung von
Erzwingungshaft ausreicht, die reine Geldbul3e, d.h. ohne die gleichzeitig im Bul3-
geldbescheid angeforderten Kosten des Verwaltungsverfahrens und Auslagen zu
zahlen (denn wegen Nichtzahlung von Verwaltungsgebiihren etc. kann keine

Erzwingungshaft angeordnet werden).
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32135 Kredite

Kredite kommen in der Praxis in unterschiedlicher Art vor. Zu einem grof3en Teil
haben Schuldner Kreditvertrdge mit Geldinstituten, haufige Kreditgeber sind aber

auch z.B. Versandhduser (Quelle, Neckermann u.a.) oder Autohandler.

Wichtige Arten von Krediten sind (zum folgenden vgl. FINANZDIENST-
LEISTUNGEN, 1990, S. 17 ff.):

Uberziehungskredite und Dispositionskredite:
In § 5 Verbraucherkreditgesetz (VerbrKrG) sind die Bedingungen fiir Uberziehungs-
kredite geregelt; die Bezeichnung "Dispositionskredit” wird dort nicht verwendet. In

der Praxis werden als Dispositionskredite (umgangssprachlich auch kurz "Dispo”
genannt) digjenigen Uberziehungskredite bezeichnet, bei denen das Girokonto bis zu
einem zuvor eingeraumten Limit tberzogen werden darf; als Uberzehungskredite
dagegen werden die durch Verlassen des Guthabenbereichs oder des eingeraumten
Limits entstehenden Uberschreitungen bezeichnet.

Diese Mdglichkeiten der Kontolberziehung werden von den Banken oftmals jedem
Kunden, der Uber regelméfdige Geldeingange auf seinem Girokonto verfgt, ohne
Anfrage bis zu einem bestimmten festgel egten Limit einger&dumt, meist in Hohe von
etwa 2 Monatsgehdtern und kann dann vom Kunden jederzeit ohne weitere
Absprache in Anspruch genommen werden.

Uberziehungskredite und Dispositionskredite sind aufgrund des einfachen Ver-
fahrens fur die Kunden (und auch fir die Kreditinstitute) auf3erordentlich attraktiv,
jedoch wird von den Kunden meist tibersehen, dal’ diese Form des Kredites unter

Umstanden relativ teuer ist.

Konsumentenkredite: (Fir Konsumentenkredite gibt es vielféltige Bezeichnungen,
z.B. werden sie auch as "Ratenkredit”, "Privatdarlehen”, "Familienkredit" usw.

bezeichnet.) Hierbei kbnnen zwei Arten unterschieden werden:

Konsumentenkredite mit festen Konditionen:

Kunde und Bank schlief3en einen Kreditvertrag, in dem bereits alle Konditionen
(Laufzeit, Zinssatz, Riickzahlung, Bearbeitungsgebiihr etc.) fest vereinbart sind.
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Konsumentenkredite mit variablen Konditionen:

Bei dieser Form des Kredites besteht der wesentliche Unterschied zu den Konsumen-
tenkrediten mit festen Konditionen darin, dal3 ein variabler Zinssatz vereinbart wird,
der in regelméaliigen Abstanden an die allgemeine Zinsniveauentwicklung angepal3t
werden kann.

Diese Art des Kredits kommt in zwei Varianten vor:

»  Konsumentenkredite mit fest vereinbarter Kredithohe und Laufzeit, die nur im
Hinblick auf den Zinssatz variabel sind.

* Konsumentenkredite in Form eines Kreditrahmens, wobei der Kredit wie beim
Dispositionskredit entweder in voller Hohe oder nur zu einem Teil ausgeschopft
werden kann. Die Tilgung bezieht sich auf den in Anspruch genommenen
Betrag, wobel durchgehend die Inanspruchnahme des Kredits bis zur Hohe des
Kreditrahmens immer wieder moglich ist. Dies hat zur Folge, dal3 der Kredit
unter Umsténden nie wirklich getilgt wird und dadurch unendlich weiterl&uft.

Konsumentenkredite mit variablen Konditionen werden von den Geldinstituten unter

den verschiedensten Bezeichnungen gefihrt, z.B. Rahmenkredit, variabel verzins-

liche Darlehen, Verfliigungskonto, Vario-Kredit.

Ratenkauf:

Bel der Finanzierung mittels Ratenkauf wird der Kaufpreis in Raten bezahlt, wobel
diese Art der Finanzierung fUr den Kunden oftmals kostenguinstiger ist als die Finan-
zierung durch Bankkredit (die Anbieter férdern durch guinstige Teilzahlungs-
konditionen ihren Absatz).

Der vermittelte Kredit:
Jegliche Form von Konsumentenkrediten kann vermittelt werden; sie werden

dadurch jedoch entsprechend teurer, da der sogenannte Kreditvermittler eine
entsprechende Provision (auch "Courtage” genannt) berechnet.

Der Kreditvermittler ist selbst kein Risikotréger, sondern vermittelt Kreditvertrage
zwischen Teilzahlungsbanken und seinen Kunden. Hierfur bekommt er von der Bank
noch einen Anteil aus den vereinnahmten Zinsen (auch "Packing" genannt).
Kreditvermittler haben nur fir tatséchlich vermittelte Kredite oder fir den Nachwel's

der Gelegenheit zum Kreditabschlul? Anspruch auf Vergltung.
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Fur ale entgeltlichen Kredite gilt das Verbraucherkreditgesetz, dasam 01.01.1991 in

Kraft getreten ist und einen besseren Schutz der Verbraucher gewahrleisten sollte.

Ausgenommen von diesem Gesetz sind lediglich:

Kredite, die vor dem 01.01.1991 abgeschlossen wurden (hier gilt weiterhin das
alte Recht)

Kredite unter 400,00 DM

Zahlungsaufschiibe bis zu 3 Monaten

bestimmte Kredite zur Forderung des Wohnungsbaus
Existenzgriindungsdarlehen von mehr als 100.000,00 DM (8 3 Abs 1 Nr. 2
VerbrKrG)

Arbeitgeberdarlehen, bel denen die Zinsen unter den marktiblichen Zinssétzen
liegen (8 3 Abs. 1 Nr. 4 VerbrKG)

weitere Ausnahmen nach 8 3 Abs. 2 VerbrKrG (z.B. Finanzierungsl easing-

vertrége, Hypothekendarlehen).

Nach dem VerbrKrG miuissen Kreditvertrage bestimmte Formvorschriften erfillen,

Formverstolie konnen (im Gegensatz zum alten Recht) zur Reduzierung der Forde-
rung fthren (vgl. zum folgenden FOLIENSATZ Schuldnerberatung, 1995, Nr. 24):

Kreditvertrage mussen schriftlich abgefaldt werden (8§ 4 VerbrKrG).
Kreditvertrage missen die Mindestangaben Nettokreditbetrag, Art und Weise
der Rickzahlung, Zinssatz, alle sonstigen K osten enthalten, auf3erdem muf3 dem
Kreditnehmer eine Vertragsabschrift ausgehandigt werden (8 4 VerbrkKrG).
Sind diese Voraussetzungen nicht vollsténdig erfillt, ist der Vertrag nichtig,
sofern der Kredit noch nicht ausgezahlt wurde. Ist der Kredit jedoch bereits
ausgezahlt, so ist der Kreditvertrag an sich grundsétzlich gltig, jedoch kommt
ein Vertrag mit gedndertem Inhalt zustande.

Bel fehlender Angabe bestimmter Kosten werden diese nicht geschul det.

Im Kreditvertrag muli3 der effektive Jahreszins (vgl. > Pkt. 3.2.13.5.1 "Zinsen™)
angegeben sein. Fehlt diese Angabe, gilt der gesetzliche Zinssatz.

Bel Abschlul? des Kreditvertrages mul3 der Kreditnehmer Uber sein Widerrufs-
recht belehrt werden: Kreditvertréage konnen generell innerhalb einer Woche
widerrufen werden, missen in diesem Fall jedoch, sofern der Kredit bereits

ausgezahlt wurde, innerhalb von 2 Wochen zurtickgezahlt werden.
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Bei fehlender Belehrung Uber das Widerrufsrecht bleibt der Widerruf bis zur
vollstandigen Auszahlung, langstens jedoch innerhalb 1 Jahr moglich. Auch hier
ist bei Austibung des Widerrufsrecht der Kredit innerhalb von 2 Wochen
zuriickzuzahlen.

Kreditvertrage sind nichtig, wenn die Formvorschriften nicht eingehalten
werden. Wurde der Kredit jedoch tatséchlich in Anspruch genommen, so kommt

ein Vertrag mit gedndertem Inhalt zustande.

GeméaR § 5 VerbrKrG gelten diese Einzelheiten jedoch nicht fur Uber ziehungs-
kredite: "Vor der Inanspruchnahme eines solchen Kredits hat das Kreditinstitut den

Kreditnehmer lediglich Uber die Hochstgrenze des Kredits, den zum Zeitpunkt der

Unterrichtung geltenden Jahreszins, die Bedingungen, unter denen der Zinssatz

gedndert werden kann, sowie die Regelung der V ertragsbeendigung zu unterrichten.

Hierfr reicht esaus, und diesist in der Zwischenzeit auch allgemeine Praxis, wenn
dies durch einen Ausdruck auf dem Kontoauszug erfolgt.” (GROTH, SCHULZ,
SCHULZ-RACKOLL, 1994, S. 147)

Gerét der Schuldner mit der Riickzahlung des Kredites bzw. mit den vereinbarten

Raten in Zahlungsver zug, drohen rechtliche Folgen:

Der Kreditgeber kann den Kreditvertrag mit einer Frist von 2 Wochen kiindigen,
wenn der Schuldner mit 2 aufeinanderfolgenden Raten ganz oder teilweise und
mit 10 % bzw. bei Laufzeiten Gber 3 Jahren 5 % des Gesamtkreditesin Verzug
ist. Weitere zwingende V oraussetzung fur die Ktndigung ist jedoch, dal3 der
Kreditgeber dem in Verzug geratenen Schuldner zuvor eine Zahlungsfrist von

2 Wochen gesetzt hat und die Kindigung angedroht hat. (§ 12 VerbrKrG)
Verspétete Ratenzahlungen verursachen i.d.R. zusétzliche K osten, da Verzugs-
zinsen und Mahnkosten in Rechnung gestellt werden. Die V erzugszinsen dirfen
jedoch nicht hoher als 5 %-Punkte zusétzlich zum jeweiligen Basiszinssatz der
Deutschen Bundesbank liegen (der Basiszinssatz hat zum 01.01.1999 den bis zu
diesem Zeitpunkt fUr die Berechnung mal3geblichen Diskontsatz der Bundes-
bank ersetzt).

Konnen die vereinbarten Raten vom Schuldner nicht mehr in voller Hohe
gezahlt werden, mul3 der Kreditgeber die Riickzahlung des Kredites auch in
Form von Teilzahlungen annehmen. Hierbei bestimmt § 11 VerbrKrG jedoch
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abweichend von § 367 BGB, dal? die eingehenden Zahlungen zuerst auf die
Kosten, dann auf die Hauptschuld und erst danach auf die Zinsen anzurechnen

sind.

Kredite, die vom Schuldner nicht mehr gemal? der im Kreditvertrag vereinbarten
Regelungen zuriickgezahlt werden konnen (sie werden auch als "notleidende
Kredite" bezeichnet), werden i.d.R. vom Kreditgeber umgehend gekiindigt (Voraus-
setzungen und Fristen siehe oben). Damit wird die Kreditsumme sofort féllig.
Schuldner, die nicht in der Lage sind, die vereinbarten Tilgungen zu leisten, sind erst
recht nicht in der Lage, die gesamte Kreditsumme sofort zurtickzuzahlen. Es sind
deshalb Verhandlungen mit dem Kreditgeber aufzunehmen, um einen Ausgleich der
Schuld herbeizufihren.

Normalerweise sind Kredite per Kreditvertrag durch Abtretungen (vgl. > Pkt. 3.2.6
"Abtretung") und / oder Blrgschaften (vgl. = Pkt. 3.2.13.5.2 "Burgschaft

(8 765 ff. BGB)") gesichert.

Der Kreditgeber wird bei erfolgter Kreditkiindigung die Forderung (ggf. zusétzlich)
durch einen Titel (vgl. > Pkt. 3.2.4.1.1 "Vollstreckbare Titel") absichern, oftmals
wird er ein notarielles Schuldanerkenntnis (vgl. > Pkt. 3.2.4.1.1.1 " Schuldaner-
kenntnis") verlangen. Erst dann lassen sich i.d.R. guinstigere Riickzahlungsbe-
dingungen aushandeln (vgl. > Pkt. 3.2.12 "Regulierungsméglichkeiten™).

Im Rahmen von Kfz-Finanzierungen wird als Sicherungsmdoglichkeit haufig auch die
Sicherungstibereignung vereinbart (vgl. > Pkt. 3.2.5 " Sicherungsiibereignung").

Schuldner versuchen jedoch oftmals zunéchst, die Zahlungsschwierigkeiten durch
Kreditumschuldung doch noch in den Griff zu bekommen. Bei der Umschuldung
wird der laufende Kredit oder ggf. auch mehrere laufende Kredite mittels Aufnahme
eines neuen Kredites vorzeitig abgel 0st. Die Kreditsumme bleibt hierbe gleich,
jedoch werden die neuen Ratenzahlungsbetrage niedriger als die urspriinglichen
Tilgungen vereinbart, wodurch sich die Laufzeit und damit auch die Zinsen erhohen.
Hinzu kommt meist aul3erdem eine Bearbeitungsgebihr. Insgesamt entstehen durch
die Umschuldung also stets weitere Kosten, auch wenn durch die " Streckung der
Rickzahlung" zunéachst eine Entlastung des Schuldners eintritt.

Haufig wird mit der Umschuldung gleichzeitig auch eine Kreditaufstockung
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verbunden, die ebenfalls zusétzliche K osten verursacht.

Zu den Zinsen, die in Zusammenhang mit Kreditvertrégen entstehen, siehe > Pkt.
3.2.13.5.1"Zinsen".

Der Kreditnehmer kann nach § 609 a Abs. 3 BGB seinerseits den Kreditvertrag nur
kindigen, wenn er den geschuldeten Betrag innerhalb von zwei Wochen nach
Wirksamwerden der Kindigung zurtickzahlt. Dieses K iindigungsrecht darf nach

8§ 247 Abs. 2 bzw. § 609 a Abs. 3 S 1 BGB nicht ausgeschlossen oder erschwert
werden. Klauseln, die bel einer derartigen Kiindigung eine Abldsegebiihr verlangen,
sind nach 8 9 des Gesetzes Uber die Allgemeinen Geschéftsbedingungen (AGBG)
unwirksam (BGH, NJW 1982, 1023).

Bei Zahlungsverzug versuchen Kreditinstitute, dem Schuldner diesbezligliche zusétz-

liche Kosten zu berechnen; hierbei sind jedoch alle"(...) Kostenpauschalen, in denen

die Bank Personal- und Sachaufwendungen, die zu ihrem normalen Geschéftsbetrieb

gehoren, auf den Kreditnehmer tberwalzt, (...) unwirksam. Hierzu gehdren z.B.:

- Pauschaen fur die gerichtliche Geltendmachung einer Forderung ohne Riicksicht
auf die tatsachlich entstandenen Kosten,

- Inkassokosten, obwohl bereits offenkundig ist, dal3 der Schuldner zahlungsunfahig
oder -unwilligist,

- Abldsegebiuhren bei Kreditkiindigung der Bank." (GROTH, SCHULZ, SCHULZ-

RACKOLL, 1994, S. 164)

Vor Inkrafttreten des VerbrKrG am 01.01.1991 gab es beziiglich der Sittenwidrig-
keit von Kreditvertragen haufig Probleme. Diese Frage stellt sich mittlerweilein
der Praxis kaum mehr, da sich Geldinstitute und andere Kreditgeber heute grofdten-
teils an die gesetzlichen Regelungen halten.

Aufgrund des langen Zeitraums, der seit Einfuhrung des VerbrKrG vergangen ist,
spielt die Sittenwidrigkeit von Kreditvertragen fur die Beratung von Uberschul deten
Personen kaum mehr eine Rolle, da es sich nur noch sehr selten um kritische Alt-
vertrage handelt. Deshalb soll diese Problematik hier nur kurz skizziert werden.
Kreditvertrage konnen wegen Sittenwidrigkeit nichtig sein. Fur den Schuldner hétte
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dies zur Folge, dal3 sich die Schuldenlast insgesamt und eventuell auch die Hohe der
monatlichen Tilgungsbetrage - unter Umstanden sogar erheblich - vermindert.
Alsrelativ eindeutiges Merkmal fur das Vorliegen eines sittenwidrigen Kreditver-
trages gilt, dai3 die vereinbarten Kreditkosten die zur Zeit des V ertragsabschlusses
marktiblichen Kreditkosten eklatant Uberschreiten. Eine genaue Definition fur die
Sittenwidrigkeit 183t sich allerdings nicht geben, daimmer die Umstande des
jewelligen Einzelfalls gewirdigt werden missen und die Feststellung der Sitten-
widrigkeit somit letztlich trotz des Verbraucherkreditgesetzes meist der Recht-
sprechung tberlassen bleibt.

Als Anhaltspunkt 14t sich jedoch festhalten, dai bei Uberschreitung des effektiven
Jahreszinses um 100 % und mehr eine rechtliche Uberpriifung des Vertrages (z.B.
durch die Verbraucherzentrale) erfolgen sollte.

Im Falle der Sittenwidrigkeit des Kreditvertrages muf3 der Kreditnehmer die verein-
barten Zinsen und Kosten nicht bezahlen, sondern nur den reinen Kreditbetrag
(Nettokredit). Dieser kann jedoch innerhalb der vereinbarten Laufzeit in Raten getilgt
werden, da der Schuldner nicht schlechter gestellt werden soll als wenn der Vertrag
Gultigkeit hétte.

"Hat der Kreditnehmer bereits mehr als das Nettokapital zuzuglich der Hafte der
Restschuldversicherung an die Bank zurlickgezahlt, kann er die zuviel gezahlten
Zinsen und K osten direkt von der Bank zuriickverlangen. Hierbel ist allerdings zu
beachten, dal’ die Anspriiche aus den einzelnen Riickzahlungsraten innerhalb von
vier Jahren verjahren (BGH, NJW 1987, 181). Die Verjdhrung beginnt jeweils am
Ende des Jahres, in dem die entsprechende Rate gezahlt wurde. Der Anspruch auf
Rickzahlung zuviel geleisteter Zinsen und Kosten aus einer Rate, dieim Marz 1989
gezahlt wurde, verjahrt somit am 31. Dezember 1993." (ebd., S. 166)

321351 Zinsen

Bezuglich der Zinsen, die im Zusammenhang mit Kreditvertragen anfallen, ist grund-
sétzlich zu unterscheiden zwischen den Zinsen, die fUr die Inanspruchnahme des
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Kreditbetrages anfallen und den Zinsen, die der Kreditgeber fur die verspéatete
Rickzahlung der vereinbarten Tilgungsbetrage berechnet (= Verzugszinsen).

Zinsen fur die Inanspruchnahme des Kreditbetrages kdnnen im marktiblichen
Rahmen frel vereinbart werden. Wird der marktiibliche Rahmen jedoch erheblich
Uberschritten, kann dies sittenwidrig sein, mit der Folge, dald der Vertrag nichtig ist;
zu den Einzelheiten siehe unter - Pkt. 3.2.13.5 "Kredite" die Ausfihrungen zur
Sittenwidrigkeit von Kreditvertrégen.

Nach § 4 Abs. 1 VerbrKrG sind Kreditinstitute zur Angabe des effektiven Jahres-
zinses verpflichtet. Nur anhand des effektiven Jahreszinses konnen die gesamten

K osten des Kredites ermittelt sowie verschiedene Kreditangebote miteinander
verglichen werden. Der effektive Jahreszins "(...) gibt das auf ein Jahr bezogene
Verhaltnis der Leistung des Kreditgebers (Uberlassung des Nettokredits) und der
Gegenleistung des Kreditnehmers (Zahlung der gesamten Kreditkosten) in einem
bestimmten Prozentsatz an." (SCHULZ-RACKOLL, ZIMMERMANN, o. J,, S. 116)
Werden Kredite vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit zuriickgezahlt, dann werden
die laufzeitabhangigen Kosten (Zinsen) zurlckerstattet (Rediskontierung), laufzeit-
unabhangige Kosten (Bearbeitungsgebihren etc.) sind verbraucht und werden nicht

zurlckvergutet.

Verzugszinsen, die der Kreditgeber fur die verspétete Riickzahlung der vereinbarten
Tilgungsbetrage berechnet, durfen nicht hoher als 5 %-Punkte zusétzlich zum
jewelligen Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank liegen (vgl. > Pkt. 3.2.13.5
"Kredite").
Nach § 11 Abs. 1 VerbrKrG konnen Verzugszinsen fur den gesamten geschuldeten
Betrag berechnet werden, also nicht nur fur die Hauptschuld (Kreditbetrag), sondern
auch fur die Zinsen und fur die tGbrigen Kosten.
Verjahrung von Verzugszinsen: (vgl. zum folgenden VERBRAUCHER-
ZENTRALE NRW, 1999, S. 33f.)
o Altvertrage (bis 31.12.1990):
Sowohl nicht titulierte als auch titulierte Verzugszinsen aus Altvertragen ver-
jahren nach 4 Jahren, wobei jedoch als Betrag innerhalb der Hauptforderung

titulierte Verzugszinsen wie die Hauptforderung in 30 Jahren verjahren.
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Die Verjahrungsfrist beginnt erst mit dem Ende des Kaenderjahres, in das die
Faligkeit der Zinsforderung féllt, zu laufen; sie wird unterbrochen durch
Zahlungen, Mahnverfahren und V ollstreckungsversuche.
(Rechtsgrundlage fir die Verjahrung von nicht titulierten Verzugszinsen:
§ 197 BGB; Rechtsgrundlage fur die Verjahrung von titulierten Verzugszinsen:
§218 Abs. 1und 2 BGB.)
Bel Altvertragen mussen die geforderten Verzugszinsen im Hinblick auf die
Verjahrung immer genau gepr tft werden!
* Vertrage ab 01.01.1991
Nach § 11 Abs. 3 VerbrKrG verjahren sowohl nicht titulierte al's auch titulierte
V erzugszinsen abweichend von § 197 und § 218 BGB nach 30 Jahren. Diesist
ein erheblicher Nachtell fur den Kreditnehmer, auf der anderen Seite soll durch
diese Regelung der Kreditgeber vor verjahrungsrechtlichen Nachteilen aufgrund
der gednderten Tilgungsverrechnung (vgl. > Pkt. 3.2.13.5 "Kredite") bewahrt
werden.
Literaturhinweis. Zu den Einzelheiten bezlglich der Verzugszinsen im Verbraucher-
kredit siehe Broschiire der Verbraucher-Zentrale NRW e.V ., Dusseldorf "Verzugs-
zinsen im Verbraucherkredit” 3. Auflage, Mai 1999.

BezUglich der Zinsen fir Forderungen aus Vertragen, die nicht unter das VerbrKrG

fallen, siehe die Ausfihrungen zu Pkt. 3.2.1.1 "Verzugszinsen".

3.2.135.2 Birgschaft (8§ 765 ff. BGB)

Eine Burgschaft ist "(...) ein einseitig verpflichtender Vertrag, durch den sich der
Birge gegentiber dem Glaubiger eines Dritten verpflichtet, fur die Erflllung der
Verbindlichkeit des Dritten einzustehen (§ 765 BGB)." (GOTZE, 1996, S. 67)
Voraussetzung fir die Gultigkeit einer Burgschaft ist die Schriftform.

In der Praxis der Schuldnerberatung sind Burgschaften vor allem im Zusammenhang

Seite 156



mit Bankkrediten von Bedeutung, denn haufig verlangen die Kreditinstitute als
Sicherheit bei der Gewahrung von Krediten einen Burgen (zum Teil in Ermangelung
anderer Sicherheiten, zum Tell als zusétzliche Sicherheit). Haufig burgt in diesen
Féllen der (Ehe-) Partner oder ein naher (oftmals noch sehr junger) Angehoriger des
Kreditnehmers.

Obwohl der Burge mit dem Kredit an sich nichts zu tun hat, verpflichtet er sich
gegeniiber der Bank, bei Nichterfllung des Kreditvertrages durch den Kreditnehmer
flr dessen Schulden so gerade zu stehen, als sei er selbst der Kreditnehmer.

Im Zusammenhang mit der Gewahrung von V erbraucherkrediten verlangen die
Kreditinstitute im Normalfall die Unterzeichnung einer selbstschuldnerischen
Birgschaft.

Burgschaften lassen sich unterscheiden in Ausfallbirgschaften und selbstschul d-
nerische Birgschaften.

Bel der Ausfallbuirgschaft hat der Birge die Moglichkeit, die "Einrede der V oraus-
klage" geltend zu machen (§ 771 BGB), mit der Folge, dal3 er erst dann an den
Glaubiger zu leisten braucht, wenn dieser erfolglos Zwangsvollstreckungsmal3-
nahmen beim Hauptschuldner durchgefihrt hat. Da dieses Vorgehen fr den
Glaubiger zeit- und kostenintensiv ist, wird — vor allem von Geldinstituten —vom
Birgen meist verlangt, vertraglich auf die Einrede der Vorausklage zu verzichten.
Durch diesen Verzicht entsteht eine selbstschuldnerische Biirgschaft und der
Kreditgeber hat die Moglichkeit, bei nicht ordnungsgemalier Zahlung des Kredit-
nehmers sofort ohne vorherige Zwangsvollstreckungsversuche beim Kreditnehmer

auf den Blrgen zuzugreifen.
Bezuglich der moglichen Sittenwidrigkeit von Birgschaften siehe die

Ausfuhrungen zur Sittenwidrigkeit der Mithaftung unter - Pkt. 3.2.14 "Mithaftung

von (Ehe-)Partnern und Angehdrigen”.
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3.2.14 Mithaftung von (Ehe-)Partnern und Angehérigen

Bezuglich der Mithaftung anderer Personen fur Schulden gilt der Grundsatz, dal3
jeder nur fUr das gerade stehen - sprich zahlen - mul3, wofir er unterschrieben hat.
Dies gilt auch fur Ehegatten. Ebenso werden voreheliche Schulden nicht durch
Heirat vom anderen Partner ibernommen (eines Ehevertrags zur Verhinderung der
Schuldentibernahme bedarf es hierbei nicht).
Infolge des 0.9. Grundsatzes versuchen besonders Geldinstitute sowohl bei Abschluf
von Kreditvertragen als auch nachtréglich noch, Unterschriften von (Ehe-)Partnern
und Angehdrigen zu bekommen. Nachtraglich geschieht dies haufig auch mittels
Schuldanerkenntnissen (siehe - Pkt. 3.2.4.1.1.1 " Schuldanerkenntnis), eine
gangige Praxis ebenfalls z.B. von Inkassounternehmen.
Wird von Partnern und Angehorigen die nachtr agliche Unter zeichnung von bereits
bestehenden Schuldverhaltnissen verlangt, so sind die Vor- und Nachteile sorgféltig
abzuwégen!
Eine Mithaftung besteht also nur, wenn Partner und Angehdrige die Zahlungsver-
pflichtungen ebenfalls unterschrieben haben. Hierbel sind vor allem 3 rechtliche
K onstellationen entsprechend den in der unterschriebenen Zahlungsvereinbarung
enthaltenen Klauseln denkbar:
» gesamtschuldnerische Mitver pflichtung gemar § 421 BGB:
Durch die Unterschrift verpflichtet sich jeder der Unterzeichnenden, fir die
Rickzahlung der gesamten Schuld einzustehen, mit der Folge, dal3 der Glaubiger
die Zahlung nach seinem Belieben von jedem der Schuldner ganz oder zum Tell
fordern kann, wobel sémtliche Schuldner verpflichtet bleiben, bis die Schuld
komplett getilgt ist. Durch die Gesamtschuld erhalt der Glaubiger somit erhohte
Sicherheit. Allerdings sind die Gesamtschuldner im Verhéltnis zueinander zum
Ausgleich (und zwar zu gleichen Teilen, sofern nichts anderes bestimmt ist)
verpflichtet.
Die rechtliche Situation andert sich auch durch Ehescheidung nicht, eine
Schuldenaufteilung zwischen den Geschiedenen hat keine Wirkung gegentiber
dem Gléaubiger.
Gemal 8§ 423 BGB gilt jedoch beziiglich eines zwischen dem Glaubiger und

einem Gesamtschuldner vereinbarten Erlasses, dal3 dieser auch fir die Gbrigen
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Schuldner wirksam ist, wenn die Vertragschlief3enden das ganze Schuldver-
haltnis aufheben wol lten.

* Teilschuld gemaf § 420 BGB:
Bel dieser Art der Mithaftung ist jeder Unterzeichnende einer Zahlungsver-
pflichtung nur zur Riickzahlung eines bestimmten Tells der Schulden
verpflichtet, im Zweifelsfall mui jeder Unterzeichnende nur einen gleichen
Anteil an der Gesamtschuld zurlickzahlen. Deshalb bietet diese Form fir die
Glaubiger weniger Sicherheit und kommt dementsprechend in der Praxis viel
seltener vor.

* Burgschaft: siehe hierzu > Pkt. 3.2.13.5.2 "Burgschaft (8 765 ff. BGB)".

Dartber hinaus besteht eine Mithaftung von Ehepartnern aul3erdem, wenn die
Schulden zur Deckung des téglichen Lebensbedarfs (z.B. erforderlicher Kauf von

Kleidung per Versandhaus) eingegangen wurden.

In der neueren Rechtsprechung wird die Mithaftung von einkommens- und ver -
maogenslosen Familienangehorigen jedoch zunehmend als sittenwidrig und damit
nichtig erklart (gemal3 8 138 BGB). Sittenwidrigkeit ist besondersin den Falen
anzunehmen, in denen kein besonderes Eigeninteresse des Partners oder nahen
Angehorigen an der Kreditaufnahme bestand (z.B. Kreditaufnahme fiir das Hobby
des Ehemannes), die Unterschrift gegen den Willen unter massivem Druck oder
aufgrund der Verharmlosung der Konsequenzen geleistet wurde oder Geschéfts-
kredite in einer Hohe aufgenommen wurden, die der Mitunterzeichnende offen-

sichtlich niemals aus eigner Kraft zurtickzahlen kann.

3.2.15 | nkassounter nehmen

Inkassounternehmen sind kommerzielle Geldeintreibungsbiros, die von den
Glaubigern beim Auftreten von Zahlungsschwierigkeiten mit der Eintreibung der
Forderung beauftragt werden. Bis vor einigen Jahren bedienten sich meist nur
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Versandhduser und Teilzahlungsbanken der Inkassobuiros, zwischenzeitlich werden
diese jedoch vermehrt und auch wesentlich friher von nahezu alen Unternehmen
(auch von Geldinstituten, Vermietungsgesel|schaften, V erkehrsbetrieben, GEZ usw.)
eingeschaltet.

Durch diese Praxis lassen sich fur die Unternehmen immense K osten einsparen,
wobel ein doppelter Effekt erzielt wird, indem némlich die Kosten fur die Beauf-
tragung der Inkassounternehmen dem Schuldner weiterberechnet werden.
Inkassounternehmen miissen zur Auslbung ihrer Tétigkeit gemal3 Artikel |, 81
Abs. 1 Nr. 5 Rechtsberatungsgesetz (RBerG) im Besitz einer speziellen Rechts-
beratungserlaubnis des fur ihren Niederlassungsort zustéandigen Landgerichts- bzw.
Amtsgerichtsprasidenten sein; ob diese Erlaubnis vorliegt, kann im Zweifelsfalle bei

dem fr den Firmensitz zusténdigen Landgericht erfragt werden.

Es gibt verschiedene Rechtsformen der Téatigkeit von Inkassoburos; diese spielen

eine Rolle bel Verhandlungen zur Schuldenregulierung (vgl. - Pkt. 3.2.12

"Regulierungsmdglichkeiten™) sowie bel der Priifung, ob die Weiterberechnung von

Inkassokosten an den Schuldner zuléssig ist:

* Einziehungserméchtigung (8 185 Abs. 1 BGB): der Glaubiger erméchtigt das
Inkassoburo, die Forderung in eigenem Namen fir ihn einzuziehen

* Inkassozession (§ 398 BGB): der Glaubiger tritt die Forderung an das
Inkassoburo ab, behalt aber das wirtschaftliche Risiko

e Forderungskauf (8§ 433 Abs. 1 BGB): der Glaubiger verkauft die Forderung fir
einen geringen Betrag an das Inkassoburo (Ublicherweise zwischen 5 und 10 %

der urspringlichen Schuldsumme).

Natirlich entstehen durch die Einschaltung von Inkassounternehmen weitere, nicht
unerheblich Kosten, die diese vom Schuldner verlangen. Inwieweit und in welcher
Hohe I nkassok osten an den Schuldner weiterberechnet werden durfen, ist ein weites
und kompliziertes Gebiet, das hier nicht ndher dargestellt werden kann.
Grundsétzlich gilt jedoch, dal’ der Schuldner Inkassokosten insbesondere dann
nicht zu tragen braucht, wenn dem Glaubiger die Zahlungsunfahigkeit des
Schuldnerszum Zeitpunkt des I nkassoauftrags ber eits bekannt war .

Weitere Voraussetzungen fir die Erhebung von Inkassokosten sind:
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» dasInkassobiro besitzt eine Zulassung nach RBerG (siehe oben)

* der Schuldner befindet sich im Verzug (kalendermaldige Bestimmung oder
Mahnung, § 284 BGB; zu den Einzelheiten vgl. auch - Pkt. 3.2.1 "Mahnung
und Verzug")

» dieInkassokosten waren erforderlich fur die Rechtsverfolgung (Schadens-
minderungspflicht 8 254 Abs. 2 BGB; d.h. der Schuldner darf nur mit den
tatséchlich notwendigen Kosten fir die Rechtsverfolgung belastet werden).

Nach vorherrschender Meinung dirfen Inkassokosten nur in Hohe von Rechts-

anwaltskosten gemal3 Bundesrechtsanwal tsgebtihrenordnung (BRAGO) vom

Schuldner verlangt werden, eine gesicherte Rechtsprechung gibt es hierzu jedoch

nicht.

Inkassounternehmen sind professionelle Schuldeneintreiber, die mit wirkungsvollen
Methoden versuchen, den Schuldner zur Zahlung zu veranlassen. Diese Methoden
reichen von freundlichen Mahnschreiben tber verstandnissevolle Ratenzahlungs-
angebote, Drohschreiben, tel efonische Zahlungserinnerungen speziell auch abends
und samstags bis hin zu Hausbesuchen von aggressiven Inkassobevollméchtigten.
Aufgrund dessen werden von den Schuldnern hdufig Ratenzahlungsver ein-
barungen getroffen und Kleinstraten trotz Zahlungsunféhigkeit geleistet, die den
Lebensunterhalt des Schuldners geféhrden, jedoch nicht zur Tilgung der Schulden
fuhren, sondern im Gegenteil meist noch nicht einmal zur Deckung der laufenden
Zinsen ausreichen (vgl. hierzu = Pkt. 3.2.12 "Regulierungsmdglichkeiten”). Haufig
werden auch vorformulierte Schuldaner kenntnisse zur Unterschrift vorlegt, von
deren Unterzeichnung ohne vorherige eingehende Prifung jedoch dringend
abzuraten ist (siehe hierzu - Pkt. 3.2.4.1.1.1 " Schuldanerkenntnis”).

Sollte ein nachteiliges Schuldanerkenntnis mit Ratenzahl ungsvereinbarung bereits
vom Schuldner unterschrieben worden sein, so kann unter Umstanden Wider r uf
gemal3 8 7 VerbrKrG eingelegt werden, jedoch sollte hier der Rat von Fachleuten

eingeholt werden.

Dadie Inkassounternehmen der Aufsicht des zusténdigen Gerichtsprasidenten
unterstehen, kann richterliches Einschreiten durch Beschwerden aufgrund von

unkorrektem Geschéftsgebahren herbeigeftihrt werden.
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3.2.16 Schufa

"Schufa" ist die Kurzbezeichnung fur die " Schutzgemeinschaft fur allgemeine
Kreditsicherung GmbH". Die Schufaist ein Privatunternehmen, dasregional
organisiert ist und Informationen Uber den Geldverkehr ssmmelt. Vertragspartner der
Schufa kénnen nur Unternehmen sein, die gewerblich Kredite vergeben, also

bei spiel sweise Geldinstitute, Versandhauser, Telekommunikationsunternehmen. Die
Schufaist fur diese Unternehmen eine Schutzorganisation, mit deren Hilfe die
Risiken bei der Kreditvergabe verringert werden sollen.

Bei der Schufawerden alle Daten von der Kreditaufnahme bis hin zur Eidesstatt-
lichen Versicherung gespeichert, wobei die Vertragspartner diese Daten melden (z.B.
die Kontoerd6ffnung bei einer Bank). Eine Kreditktindigung beispielsweise wird al's
sogenanntes "Negativmer kmal" bel der Schufa eingetragen, ebenso z.B. Eidesstatt-
liche Versicherungen und Haftbefehle, aber auch Stundungen, Mahnbescheide etc..
Es konnen also nur digjenigen Daten bel der Schufa gespeichert werden, die
gemeldet werden; daraus folgt, dal? der Schufa-Eintrag héufig nicht vollstandig ist,
danicht immer ale Daten gemeldet werden. Hinzu kommt, dal3 die Schufa, wie
bereits erwahnt, regional organisiert ist, das bedeutet, dai z.B. die Schufa irgendwo
in Slddeutschland keine Kenntnis von einer Kreditaufnahme in irgendeinem Ort in
Norddeutschland hat.

Eine Schufa-Auskunft konnen nur die Mitgliedsunternehmen sowie der
Betroffene bzw. der Schuldner selbst (sogenannte "Selbstauskunft™” gegen eine
Gebuhr von zur Zeit 15,00 DM) er halten, dartiber hinaus mit der entsprechenden
Vollmacht des Betroffenen z.B. auch Schuldnerberater.

Werden die Schulden beglichen, so erfolgt entweder auf Antrag des ehemaligen
Schuldners oder nach entsprechender Zeit automatisch die Loschung des Eintrags bel
der Schufa.

Mittels der bei der Schufa gespeicherten Daten ergibt sich trotz Unvollsténdigkeit
dieser Daten fur die Unternehmen ein aufschluf3reiches Bild des finanziellen Poten-
tials des moglichen Kunden, daja nicht nur die aufgenommen Kredite und Konto-
verbindungen, sondern auch Angaben Uber die Riickzahlung erfaldt sind (siehe oben).
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In der Folge erhalten Personen mit schlechter Schufa-Auskunft nur schwer Kredite,
i.d.R. wird ihnen Geld wenn tberhaupt nur zu sehr ungunstigen Konditionen
geliehen.

Die Datenspei cherung durch die Schufa unterliegt dem Bundesdatenschutzgesetz,
wobel die Zuldssigkeit von der Einwilligung des Betroffenen abhangt; wann jedoch
von dieser Einwilligung auszugehen ist, ist rechtlich umstritten und kann hier nicht
eingehender erléutert werden. Festzuhalten bleibt, dal3 in der Praxis Daten bei der
Schufa gespeichert sind und diese Informationen von den Mitgliedsunternehmen

abgerufen und verwertet werden.

3.2.17 Beratungs- und Prozef3kostenhilfe

Bel Rechtsstreitigkeiten vor Gericht sowie bel schwierigen Rechtsfragen ist es oft-
mal's notwendig bzw. ratsam, einen Rechtsanwalt einzuschalten. V orgeschrieben ist
die Vertretung durch einen Rechtsanwalt im allgemeinen bel Zivilprozessen nur vor
dem Landgericht bzw. htheren Gerichten. Um zu verhindern, dal3 Rechte aus finan-
ziellen Grunden nicht wahrgenommen werden konnen, besteht fir Personen mit
geringem Einkommen ein gesetzlicher Anspruch auf Beratungs- und Prozef3kosten-
hilfe.

Beratungshilfe

Beratungshilfe nach dem Beratungshilfegesetz ermdglicht es bedirftigen Personen,
sich in rechtlichen Angelegenheiten fachlichen Rat einzuholen, also Rechtsberatung
und Rechtsvertretung aulRer halb eines gerichtlichen Verfahrens. Beratungshilfe wird
aul3er im Steuerrecht in nahezu allen Angelegenheiten gewéahrt, auch im Arbeits- und
Sozialrecht.

Anspruch auf Beratungshilfe hat, wem Prozef3kostenhilfe nach den Vorschriften
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der ZPO ohne einen eigenen Beitrag zu den Kosten zu gewahren ware (siehe

unten).

Beratungshilfe wird auf Antrag gewahrt, Gber den Antrag entscheidet das Amts-
gericht, in dessen Bezirk der Ratsuchende seinen Wohnsitz hat. Hierbei gibt es

2 Moglichkeiten: Entweder stellt der Ratsuchende den Antrag beim Amtsgericht bei
dem dort fUr die Beratungshilfe zusténdigen Rechtspfleger unter Darlegung seiner
personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse selbst, welcher dann soweit moglich
die Hilfe selbst gewéhrt oder einen Berechtigungsschein ausstellt, mit dem ein
Rechtsanwalt eigener Wahl aufgesucht werden kann. Die andere Moglichkeit besteht
darin, sofort einen Rechtsanwalt aufzusuchen, der dann den schriftlichen Antrag auf
Bewilligung der Beratungshilfe nachtréglich an das Amtsgericht stellt.
Rechtsanwaélte sind zu Beratungshilfe ver pflichtet und dirfen die Beratung und
Vertretung grundsétzlich nicht ablehnen, auf3er im Einzelfall aus wichtigem Grund.
Beratungshilfe durch das Amtsgericht ist kostenlos, an Rechtsanwéalte mul3 eine
Gebuhr i.H.v. 20,00 DM gezahlt werden, die jedoch erlassen werden kann, wenn der
Ratsuchende sie nur schwer aufbringen kann.

Antragsformulare auf Beratungshilfe liegen bei Amtsgerichten und Rechtsanwélten

aus.

Pr ozel3k ostenhilfe

Prozef3kostenhilfe gemal3 88 114 ff. ZPO erhalten auf Antrag Personen, die nach
ihren personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnissen die Kosten der Prozel3fihrung
nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kénnen, jedoch nur, wenn die
beabsi chtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf
Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. Der Antrag ist beim zustandigen Amts-
gericht zu stellen, welches die wirtschaftliche Situation des Antragstellers sowie die
Erfolgsaussicht des angestrebten Verfahrens prift.

Im Antrag auf Prozef3kostenhilfe ist das Streitverhéltnis unter Angabe der Bewels-
mittel aufzufihren, zusétzlich ist eine Erklarung tber die personlichen und

wirtschaftlichen Verhaltnisse des Antragstellers beizufiigen, die Auskunft geben
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sollte Uber Familienverhdtnisse, Beruf, Vermogen, Einkiinfte und Lasten (Belege
sollten in Kopie beigefugt werden). Die entsprechenden Vordrucke sind bel den
Gerichten erhdltlich. Esist zu beachten, daf3 bei Rechtsbehelfen, dieinnerhalb
einer bestimmten Frist eingelegt werden missen (z.B. Berufung, Revision), diese
Erklérung ebenfallsinnerhalb dieser Frist abgegeben werden muf3!

Die Prozel3kostenhilfe tbernimmt abhangig vom einzusetzenden Einkommen und
Vermogen (8 115 ZPO, siehe unten) entweder die gesamten oder einen Teil der
Gerichtskosten sowie der Kosten fir den eigenen Anwalt. Esist jedoch zu beachten,
daf3 die Prozef3kostenhilfe nicht die Anwaltskosten der Gegenpartel umfaldt, d.h.
wird der Prozel3 verloren, so muissen trotz der Gewahrung von Prozel3kostenhilfe
diese Kosten i.d.R. vom Ratsuchenden bezahlt werden (bei arbeitsgerichtlichen

Streitigkeiten gibt es alerdings Ausnahmen)!

Prozel3kostenhilfe ohne einen eigenen Beitrag zu den Kosten wird demjenigen

gewdhrt, der kein Vermogen hat und dessen einzusetzendes Einkommen (siehe

unten) nicht mehr als 30,00 DM im Monat betragt (d.h. von der Prozef3kostenhilfe

werden sémtliche Gerichts- und eigene Anwaltskosten tibernommen). Dies betrifft

grundsétzlich alle Sozialhilfebezieher.

Das einzusetzende Einkommen berechnet sich nach 8§ 115 ZPO; Uberschlégig

kann der Betrag zunéchst wie folgt ermittelt werden: zunéchst sind vom Bruttoein-

kommen des Haushaltsvorstands sowie der Haushaltsangehdrigen Steuern und

V orsorgeaufwendungen (z.B. Sozialversicherungsbeitrage) abzuziehen, weiterhin

werden abgezogen

*  Grundfreibetragi.H.v. 672,00 DM fir den Haushaltsvorstand

» Grundfreibetrag i.H.v. 672,00 DM fur den Ehegatten, jedoch vermindert um
eigene Einkunfte

* Grundfreibetragi.H.v. 473,00 DM fir jedes weitere unterhaltsberechtigte
Familienmitglied, jedoch vermindert um eigene Einkinfte

*  Freibetrag nach 8§ 76 Abs. 2, 2 aBSHG fiir jedes erwerbstatige Familienmitglied

* Kosten der Unterkunft und Heizung (Miete und Mietnebenkosten)

* weitere Betrage aufgrund besonderer Belastungen.

(Die Grundfreibetrége gelten bis Juni 2000; sie &ndern sich jedes Jahr entsprechend

der Rentenentwicklung und kénnen beim Amtsgericht oder bei Rechtsanwaten
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erfragt werden.)
Wichtig ist, dal3 bei der Einkommensberechnung Ratenver pflichtungen und

Werbungskosten geltend gemacht werden kdnnen!

Ratsuchende, deren einzusetzendes Einkommen und Vermogen mehr als 30,00 DM
im Monat betrégt, erhalten ebenfalls Prozef3kostenhilfe, jedoch sind sie verpflichtet,
je nach Hohe des einzusetzenden Einkommens die anfallenden K osten in monat-
lichen Raten zurtick zu zahlen, wobei die Riickzahlung jedoch auf insgesamt
hochstens 48 Monatsraten begrenzt ist, unabhangig davon, wieviele Instanzen der
Prozef3 durchl&uft.

Die Hohe der monatlich zurtick zu zahlenden Raten richtet sich nach der folgenden
Tabelle (8§ 115 Abs. 1 Nr. 4 ZPO):

einzusetzendes Einkommen (DM) Hohe der Monatsraten (DM)
bis 30,00 0,00
100,00 30,00
200,00 60,00
300,00 90,00
400,00 120,00
500,00 150,00
600,00 190,00
700,00 230,00
800,00 270,00
900,00 310,00
1.000,00 350,00
1.100,00 400,00
1.200,00 450,00
1.300,00 500,00
1.400,00 550,00
1.500,00 600,00
Uber 1.500,00 600,00 zzgl. des 1.500,00 Ubersteigenden Teils
des einzusetzenden Einkommens

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Guter Rat ist nicht teuer” herausgegeben vom
Bundesministerium der Justiz, Referat fiir Presse und Offentlichkeitsarbeit,
53170 Bonn

kostenlose Broschure "Was Sie uber Beratungs- und Prozesskostenhilfe
wissen sollten”, herausgegeben vom Justizministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen, Referat fur Offentlichkeitsarbeit, 40190 Diisseldorf
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3.3 Verbraucherkonkursverfahren und
Regelkonkur sverfahren

3.3.1 Verbraucherkonkursverfahren
(Verbraucherinsolvenzverfahren - 1nsO)

Am 1. Januar 1999 ist die Insolvenzordnung (InsO) in Kraft getreten. Sie reformiert
zum einen das Unternehmensinsolvenzrecht, zum anderen wird es durch dieses
Gesetz erstmals fUr Uberschuldete Privatpersonen und Kleingewerbetreibende (im
Gesetz sogenannte "redliche Schuldner") méglich, ein Konkursverfahren zu durch-
laufen und im Anschluf® daran von den Schulden befreit zu sein. Diese M 6glichkeit
bestand vor Inkrafttreten des Gesetzes nicht.

Das Verbraucherkonkursverfahren nach der Insolvenzordnung gliedert sich in

4 Phasen, die unten genauer dargestellt werden:

 1Phase: Der aul¥ergerichtliche Einigungsversuch

e 2. Phase: Das gerichtliche Schuldenbereinigungsverfahren

» 3. Phase: Das vereinfachte Insolvenzverfahren

* 4. Phase: Die Wohlverhaltensphase mit anschlief3ender Restschul dbefreiung.

1. Phase: Der aul3ergerichtliche Einigungsver such

Bevor ein Antrag auf Eréffnung des Konkursverfahrens - also auf Eréffnung des
Insolvenzverfahrens - beim Amtsgericht gestellt werden kann, muf3 der Schuldner
noch einmal versuchen, sich auf3ergerichtlich mit den Glaubigern zu einigen.

Zu diesem Zweck sollte ein konkreter Zahlungsplan zur Regulierung der Schulden
(mit oder ohne Hilfe eines Schuldnerberaters) erstellt werden, in dem alle Glaubiger
berticksichtigt sind und der alen Gléaubigern zugesandt wird (hierbei ist es not-
wendig, die aktuellen Forderungen zu berticksichtigen, im Zwelifel ist eine aktuelle
Forderungsaufstellung von den Glaubigern anzufordern, vgl. - Pkt. 3.2.12
"Regulierungsmdglichkeiten"; den Glaubigern sollte fur ihre AuRRerung zum

Zahlungsplan eine Frist gesetzt werden) . Mittels dieses Schul denberei nigungsplans
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koénnen den Glaubigern ale denkbaren Losungen, z.B. Ratenzahlungen, Vergleiche,
Stundungen oder auch ein Forderungsverzicht vorgeschlagen werden (vgl. > Pkt.
3.2.12 ff. "Regulierungsmoglichkeiten). Der Riickzahlungsvorschlag sollte sich
generell an der aktuellen Einkommenssituation und an der Héhe des pfandbaren
Gesamtbetrages, welcher insgesamt wahrend des Insolvenzverfahrens zu verteilen
waére (siehe unten) orientieren. Die Glaubiger entscheiden tGber die Annahme oder
Ablehnung des Plans, wobei zur Annahme die Zustimmung aller Glaubiger erforder-
lichist. D.h., stimmt auch nur einer der Glaubiger dem Vorschlag nicht zu, so ist der
aul3ergerichtliche Einigungsversuch bereits gescheitert!

Sollte der auf3ergerichtliche Einigungsversuch scheitern, so muf3 sich der Schuldner
Uber dieses Scheitern seiner Bemilhungen von einer "geeigneten Stelle" (z.B. Schuld-
nerberatung) oder einer "geeigneten Person” (z.B. Rechtsanwalt, Steuerberater) eine
Bescheinigung ausstellen lassen.

Sind diese beiden 0.g. Voraussetzungen erfillt, kann der Antrag auf Er6ffnung des
Konkursverfahrens beim Insolvenzgericht gestellt werden (Eintritt in die 2. Phase,
siehe unten), wobei allerdings zu beachten ist, dal3 die aul3ergerichtlichen Verhand-
lungen, d.h. der auf3ergerichtliche Einigungsversuch innerhalb der letzten sechs
Monate vor Antragstellung stattgefunden haben mussen. Dartber hinaus gibt es fr
den auf3ergerichtlichen Einigungsversuch keine Formvorschriften.

Das aulRergerichtliche Schuldenbereinigungsverfahren bietet fir Schuldner den
Vortell, dal3 keine Verfahrenskosten anfallen, aul3erdem entfallen die formellen
Pflichten des Insolvenzverfahrens (siehe unten).

Die Vorteile des aul3ergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahrens fir die
Glaubiger liegen darin, dal3 der Zahlungsvergleich nicht durch gerichtliche

Einwirkungsmaglichkeiten eingeschrankt wird (siehe unten).

2. Phase: Das gerichtliche Schuldenber einigungsver fahren

Ist der aulZergerichtliche Einigungsversuch gescheitert, kann der Schuldner innerhab
von 6 Monaten den Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens und auf Rest-
schuldbefreiung bei Gericht stellen. Zustandig ist das Amtsgericht an dem Ort, an

dem auch das Landgericht seinen Sitz hat.
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Mit dem Antrag auf Verfahrenser6ffnung muf3 der Schuldner dem Insolvenzgericht

folgende Unterlagen vorlegen:

» die Bescheinigung Uber das Scheitern des aul3ergerichtlichen Einigungsversuchs

* ein Einkommensverzeichnis (Verzeichnis des vorhandenen Vermdgens und des
Einkommens)

e en Glaubigerverzeichnis (ein Verzeichnis aller Glaubiger)

» einen Schuldenbereinigungsplan (z.B. den Zahlungsplan aus der 1. Phase)

e den Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung.

Der Schuldenbereinigungsplan ist ein Vorschlag, wie aus Sicht des Schuldners eine
angemessene einvernehmliche Begleichung der Schulden aussehen kénnte. Der ein-
zureichende Plan kann, muf3 aber nicht identisch sein mit dem Plan, bei dem der
aulZergerichtliche Einigungsversuch scheiterte. Die Glaubiger dirfen jedoch nicht
schlechter gestellt werden alsim Insolvenzverfahren.
Das Gericht sendet nun allen Glaubigern den eingereichten Schuldenbereinigungs-
plan, das Vermdgensverzeichnis und das Forderungsverzeichnis zu und fordert die
Glaubiger zur Stellungnahme auf. Diese haben einen Monat Zeit, sich zu &uf3ern,
Schweigen bzw. Nicht-Melden gilt als Zustimmung.
Akzeptieren alle Glaubiger den Plan, so hat dieser die Wirkung eines gerichtlichen
Vergleichs (§ 794 ZPO), das Verfahren ist beendet und die Antrége auf Eréffnung
des Insolvenzverfahrens und Restschuldbefreiung gelten al's zurtickgenommen.
Lehnen nur einzelne Glaubiger den Schuldenbereinigungsplan ab, so kann das
Gericht unter Umstanden die fehlende Zustimmung dieser Glaubiger ersetzen und
den Plan dadurch in Kraft treten lassen. In diesem Fall treten die gleichen Wirkungen
ein wie bei der Zustimmung aller Glaubiger zum Plan (siehe oben).
Die Ersetzung der Zustimmung durch das Gericht ist jedoch an Bedingungen
geknupft:
» DieMehrzahl der Anzahl der Glaubiger muf3 dem V orschlag zugestimmt haben
(z.B. 5 von insgesamt 8 Glaubigern).
» DieForderungen der Glaubiger, die zustimmen, mussen mehr als 50 % der
Gesamtforderung betragen (Beispiel: betragen die Gesamtschulden
100.000,00 DM und entfallen davon auf einen Glaubiger alleine bereits
55.000,00 DM, so kann eine Ablehnung dieses Glaubigers durch das Gericht

Seite 169



nicht ersetzt werden, auch wenn alle anderen Glaubiger zustimmen).
*  Der Plan mul? angemessen sein, d.h. einzelne Glaubiger durfen nicht benach-
teiligt werden.
In beiden Fallen ist der Schuldner, nachdem er den Vergleich vereinbarungsgemal3
erfllt hat (also seine Zahlungen entsprechend dem Plan geleistet hat), schuldenfrei.
Sollte der Schuldenbereinigungsplan jedoch wiederum scheitern, so geht das
Verfahren in die 3. Phase.

3. Phase: Dasvereinfachte I nsolvenzverfahren

Nach dem Scheitern des gerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahrens wird das
vereinfachte Insolvenzverfahren durchgefhrt. In dieser Phase wird - soweit noch
vorhanden - das Vermoégen des Schuldners verwertet.

Die Wirkungen der Verfahrenseroffnung im Uberblick:

*  Beschlagnahme des Vermdgens

*  bestehende Lohnpfandungen werden unwirksam

*  Verbot von Einzelzwangsvollstreckungen

* Bestellung des Insolvenzverwalters

» Vertffentlichung des Beschlusses

o Zustellung des Eroffnungsbeschlusses an die Glaubiger.

Aul¥erdem wird gepriift, ob der Schuldner die anfallenden Verfahrenskosten (einzel-
fallabhangig, geschétzt ca. 2.000,00 DM bis 4.000,00 DM) aufbringen kann. Ist dies
aus dem verwerteten Vermaogen nicht moglich, weil kein oder nicht gentigend
Vermogen vorhanden ist, so muf3 der Schuldner die Kosten sofort anderweitig
aufbringen kénnen. Gelingt ihm dies nicht, so kann das Verfahren nicht ertffnet
werden.

Kann der Schuldner die Kosten aufbringen, so wird vom Gericht geprift, ob es
Griinde gibt, die gegen eine spétere Restschul dbefreiung sprechen; Versagensgriinde
sind nach § 290 InsO:

»  Verurteilung wegen Insolvenzbetrugs (88 283 bis 283 ¢ StGB)

» vorsétzlich oder grob fahrlassig fal sche Angaben, um 6ffentliche Mittel zu

erhalten
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*  Restschuldbefreiung wurde in den letzten 10 Jahren schon einmal erteilt oder
versagt (Mif3brauchsschutz)

»  Gléaubigerbefriedigung durch Eingehen unangemessener Verbindlichkeiten
beeintrachtigt

* Verstol? gegen Auskunfts- und Mitwirkungspflicht

» falsche bzw. unvollstandige Angaben im Vermoégensverzeichnis.

Macht kein Glaubiger Versagensgrinde geltend, kiindigt das Gericht die Restschuld-

befreiung an.

Der Schuldner tritt in der folgenden Wohlverhaltensphase seinen pfandbaren Ein-

kommensteil an den vom Gericht bestimmten Treuh&nder bzw. Insolvenzverwalter

ab.

Die Er6ffnung des I nsolvenzverfahren wird in der ortlichen Tagespresse sowie

im Bundesanzeiger ver 6ffentlicht.

4. Phase: Die Wohlver haltensphase mit anschlielRender Restschuldbefreiung

Nach der Durchfihrung des Insolvenzverfahrens und der Ankindigung der
Restschuldbefreiung beginnt die Wohlverhaltensperiode. Sie betragt 7 Jahre. Fur
Schuldner, die bereits vor dem 01.01.1997 zahlungsunfahig waren, betrégt sie

5 Jahre. Die Zahlungsunfahigkeit mul dem Gericht nachgewiesen werden.

Wahrend dieses Zeitraums muf der Schuldner den pféndbaren Einkommensteil an
den vom Gericht bestimmten Treuhander abtreten. Dieser erhalt aus den zur
Verfuigung stehenden Betragen sein gesetzlich vorgeschriebenes Honorar fir seine
Tatigkeit (10 % des zu verteillenden Vermogens, mindestens jedoch 200,00 DM
zuzuglich Mehrwertsteuer und Auslagen pro Jahr, die notfalls vom Schuldner gezahit
werden missen) und verteilt den Restbetrag nach einem vorher erstellten
Vertellungsplan quotenmaliig im Verhaltnis zur Forderung an die Glaubiger. Ab dem
5. Jahr kann der Schuldner einen zusétzlichen kleinen Betrag (im 5. Jahr 10 %,

im 6. Jahr 15 % und im 7. Jahr 20 %) des pfandbaren Einkommensteils behalten.
Innerhalb der gesamten Wohlverhaltensphase hat der Schuldner eine ganze Reihe
von Obliegenheiten, d.h. Pflichten zu beachten, die zwingend eingehalten werden
mussen (8 295 InsO): der Schuldner muf3
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* eine angemessene Erwerbstétigkeit austiben oder sich darum bemihen (proble-
matisch hierbel ist jedoch, dai’ die Begriffe "angemessene Erwerbstétigkeit” und
"bemuhen" vom Gesetzgeber nicht genauer definiert wurden; wahrscheinlich
werden die Gerichte hier strenge Anforderungen (analog zum Unterhal tsrecht)
stellen)

* ererbtes Vermdgen zur Halfte abfuhren

* jeden Wohnsitz- und Beschéftigungswechsel anzeigen

» dleEinkinfte und sein Vermogen offenlegen

*  Auskunft Gber seine Erwerbstétigkeit geben

o  Zahlungen ausschliefdlich an den Treuhénder leisten (keine Direktzahlung an
Gléaubiger).

Werden diese Pflichten nicht eingehalten, kann das Gericht bereitswahrend der

Dauer der Wohlver haltensperiode die Restschuldbefreiung ver sagen, mit der

Folge, dal3 der Schuldner weiterhin Schulden hat und innerhalb der folgenden

10 Jahre kein neues V erbraucherkonkursverfahren anstreben kann.

Hat der Schuldner die 7- bzw. 5-jahrige Wohlverhatensperiode erfolgreich tber-

standen, wird die Restschuldbefreiung verkiindet. Dies bedeutet, dai’ alle bestehen-

den Restforderungen, die im Laufe des gesamten Verfahrens nicht getilgt wurden,
erlassen werden und von den Glaubigern nicht mehr eingefordert werden kénnen.

Uber die Restschul dbefreiung entscheidet das Gericht nach Anhorung der Glaubiger

und des Treuhdnders.

Grundsétzlich muf3 jedoch beachtet werden, dal? nicht alle Forderungen im Rahmen

des Verbraucherkonkursverfahrens getilgt werden kdnnen.

Ausgenommen von der Restschuldbefreiung sind:

e  Schulden aus einer vorsétzlich begangenen unerlaubten Handlung
(z.B. Schadensersatz, Schmerzensgeld, Geldstrafen)

*  GeldbulRen sowie Zwangs- und Ordnungsgel der

» laufende Unterhaltdeistungen und Unterhaltsriickstande, die nach Eroffnung des
"vereinfachten Insolvenzverfahrens' (siehe 3. Phase) entstanden sind
(Unterhatsriicksténde, die bis zur Eréffnung entstanden sind, werden wie jede

andere Forderung im Verfahren beriicksichtigt und kénnen schlief3lich mit der
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Restschuldbefreiung getilgt sein).

Es muf3 aul3erdem bedacht werden, dafl? die Restschuldbefreiung nur fir die
Person gilt, fir die sievom Gericht ausgesprochen wurde. In der Praxis bedeutet
dies, dal3 Ehepartner getrennte Antrage stellen und eigene Verfahren durchlaufen
muissen, auch wenn die Schulden gemeinsam gemacht wurden und beide Ehepartner
die selben Verpflichtungen haben. Eine der Folgen ist das Anfallen der doppelten
Verfahrenskosten. Auch andere Mithaftende und Birgen bleiben auf den Schulden
sitzen und muissen eigene Verfahren anstrengen. Tun sie dies nicht, missen sie
weiterhin fur die Schulden aufkommen. Diesist ein erheblicher Nachteil des

V erbraucherinsolvenzverfahrens.

Auch der Widerruf der Restschuldbefreiung ist mdglich, und zwar dann, wenn
sich nach Erteilung der Restschul dbefreiung herausstellt, dal3 der Schuldner wahrend
der Wohlverhaltensperiode seine Pflichten vorsétzlich verletzt hat und dadurch die
Insolvenzglaubiger einen Schaden erlitten haben. In diesen Féllen kdnnen die
Glaubiger innerhalb eines Jahres beim Gericht einen Antrag auf Widerruf der
Restschuldbefreiung stellen.

Das neue Insolvenzrecht ist ein sehr umfangreiches und komplexes Thema, in dasim
Rahmen dieses Handbuches natiirlich nur ein erster grober Uberblick gegeben
werden kann. Esist aul3erdem anzumerken, dal3 die praktische Anwendung dieses
neuen Gesetzes bisher immer noch ganz am Anfang steht und allgemein grofl3e
Rechtsunsicherheit bel allen Beteiligten vorherrscht. Deshalb sollte die Beratung des
Schuldners auf diesem Gebiet bis auf weiteres Fachleuten vorbehalten bleiben.

Es konnen jedoch sehr wohl schon wichtige Vorarbeiten zur Vorbereitung des

V erbraucherkonkursverfahrens geleistet werden. Diese sind vor allem:

»  Zusammenstellung und sorgfaltige Aufbewahrung der Unterlagen zum Nach-
weis der Zahlungsunfahigkeit (Mahnschreiben, Kreditkiindigungen, Mahn- und
Vollstreckungsbescheide, Pfandungs- und Uberweisungsbeschl iisse, Abgabe der
Eidesstattlichen Versicherung, Kopien von Schreiben des Schuldners an
Glaubiger, Lohnabrechnungen etc.)

» Kontaktaufnahme mit den Glaubigern (Zahlungsunfahigkeit mitteilen)
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» Erstellung eines Verzeichnisses aller Glaubiger (mittels Anforderung von
aktuellen Forderungsaufstellungen usw.; siehe unter 1. Phase)

* Vermeidung von alem, was die Restschuldbefreiung gefahrden konnte (siehe
unter 3. Phase: Versagensgrinde).

Grundsétzlich muf3 seit Inkrafttreten der neuen Insolvenzordnung im Rahmen der
Schuldnerberatung mit dem Ratsuchenden gemeinsam geprift werden, ob fur ihn das
Insolvenzverfahren eine Mdglichkeit zur Schuldenregulierung ist.

Der Schuldner kann vom Insolvenzverfahren profitieren, wenn die wahrend der
Dauer der Wohlverhaltensperiode pfandbaren Betrage zur Regulierung der Schulden
nicht ausreichen. Ergibt sich bel dieser Berechnung jedoch, dal3 der Unterschieds-
betrag zwischen insgesamt pfandbarem Betrag in dieser Zeit und der Gesamtschuld-
summe gering ist, ist das Verfahren nicht sinnvoll, denn es sind hohe Verfahrens-
kosten zu bezahlen, die Er6ffnung des Verfahrens wird veroffentlicht und der
Schuldner hat bedeutsame Pflichten zu erfillen (siehe oben).

In diese Uberlegungen miissen die Perspektiven des Schuldner natiirlich unbedingt
einbezogen werden, es mul3 also z.B. mit dem Ratsuchenden besprochen werden,
was zukiinftig aller Voraussicht nach verdient wird, wie der berufliche Werdegang
aussieht, ob eine Familie gegrindet wird usw..

Beispiel: Ein Ehepaar mit zwei Kindern im Alter von 2 und 4 Jahren ist bei der Bank
mit einem Kredit i.H.v. 65.000,00 DM verschuldet, zudem ist das Girokonto Uber-
zogen. Die monatliche Rate an die Bank zur Riickzahlung des Kredites betragt
1.000,00 DM. Bei einem monatlichen Netto-Verdienst von 3.100,00 DM kann die
Familie die Rate nicht zahlen, ohne standig das Girokonto zu Uberziehen. Groélere
Anschaffungen oder Reparaturen sind nicht finanzierbar. Die Familie sucht Rat bel
der Schuldnerberatung: Bei einem Netto-Verdienst von 3.100,00 DM und 3 unter-
hal tsberechtigten Personen sind monatlich 216,30 DM pfandbar. Wenn die Eheleute
sich entscheiden, die Moglichkeiten des Verbraucherinsolvenzverfahrens zu nutzen,
hétten sie im gerichtlichen Verfahren eine Wohlverhaltensperiode von 7 Jahren
durchzustehen. In der Wohlverhaltensperiode wiirde eine Gesamtverteilungsmasse
von 7 Jahre x 12 Monate (= 84 Monate) x 216,30 DM = 18.169,20 DM durch den
Treuhander vereinnahmt. Die Eheleute wiirden also von einer Restschuldbefreiung

profitieren.
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Durch die Einfuhrung des V erbraucherinsol venzverfahrens sollten Uberschuldete
Privatpersonen die Chance auf einen wirtschaftlichen - und damit verbunden auf
einen gesellschaftlichen - Neuanfang erhalten. Entsprechend waren mit dem Inkraft-
treten des Gesetzes grof3e Hoffnungen von Schuldnern auf finanzielle Perspektiven
durch die Restschuldbefreiung verbunden. Leider zeigt sich in der Praxis, dal3 diese
Hoffnungen kaum erfullt werden, denn die aul3ergerichtlichen Einigungsversuche
scheitern in aller Regel und einem Grof3teil der Schuldner bleibt das eigentliche
Insolvenzverfahren verwehrt, da sie den Verfahrenskostenvorschuf3 nicht aufbringen
konnen und die Mehrzahl der Richter die Gewahrung von Prozef3kostenhilfe ablehnt.
So wird gerade den Armsten jede Chance auf Restschuldbefreiung und Neubeginn

genommen.
A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschire "Restschuldbefreiung - eine neue Chance fir
redliche Schuldner”, herausgegeben vom Bundesministerium der Justiz,
Referat fiir Presse- und Offentlichkeitsarbeit, 53170 Bonn

Merkblatt "Das Verbraucherkonkursverfahren" (- Kopiervorlage im

Anhang)

Merkblatt "1. Phase: Der aulRergerichtliche Einigungsversuch”

(= Kopiervorlage im Anhang)

3.3.2 Abgrenzung Verbraucherkonkursverfahren -
Regelkonkur sverfahren

Neben dem V erbraucherkonkursverfahren gibt es das Regelkonkursverfahren.
Nach § 304 | InsO gilt das V erbraucherinsolvenzverfahren nur fir nattirliche
Personen, die entweder keine oder nur eine geringe selbstandige Tétigkeit austiben,

fur alle Gbrigen gilt das Regelinsolvenzverfahren.
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Fur Schuldnerberater ist es unerheblich, ob der Ratsuchende zu den Verbrauchern im
Sinne der InsO gehort oder ob fur ihn das Regelinsolvenzverfahren gilt, denn diese
Entscheidung wird vom Gericht getroffen. Der Berater wird zunachst versuchen,
dem Schuldner dabei zu helfen, die Schulden auf3ergerichtlich zu regulieren; diese

V erhandlungen kommen dem aul3ergerichtlichen Einigungsversuch gemal3 InsO
gleich. Sollte dieser auf3ergerichtliche Einigungsversuch scheitern, wird dem
Schuldner die erforderliche Bescheinigung Uber das Scheitern ausgestellt (vgl. >
Pkt. 3.3.1 "Verbraucherkonkursverfahren (Verbraucherinsolvenzverfahren - InsO)").
Der Schuldner beantragt nun die Er6ffnung des Insolvenzverfahrens und das Insol-
venzgericht entscheidet jetzt, ob das Verfahren as Verbraucherinsolvenzverfahren

oder als Regelinsolvenzverfahren eingeleitet wird.

Zu den Einzelheiten des V erbraucherinsolvenzverfahrens siehe > Pkt. 3.3.1
"V erbraucherkonkursverfahren (Verbraucherinsolvenzverfahren - InsO)".

M er kmale des Regelinsolvenzver fahrens

Natirliche Personen kénnen das Regelinsolvenzverfahren nur in Anspruch nehmen,
wenn sie ein Unternehmen haben und der Umfang dieses Unternehmens dies zul &3t.
Kriterium hierfUr ist, dal3 das Unternehmen nach Art oder Umfang einen in kauf-
mannischer Weise eingerichteten Geschéftsbetrieb erfordert. Diese Abgrenzung ist
schwierig und die Entscheidung obliegt dem Richter, als Faustregel fur die
Einleitung des Regelinsolvenzverfahrens gelten bei manchen Gerichten die folgen-
den Richtwerte:

* mehr as5 Beschéftigte

* mehr as500.000,00 DM Umsatz

* mehr as50.000,00 DM Gewinn

e ordnungsgemaél3e Buchhaltung.

Handelt es sich bei dem Unternehmen dagegen um eine Gesellschaft, z.B. Gesell-
schaft burgerlichen Rechts (Gbr), Offene Handel sgesellschaft (OHG), Gesell schaft
mit beschrénkter Haftung (GmbH) etc., steht aufgrund dessen fest, dal? das Regel-

insolvenzverfahren einzuleiten ist.
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Der Vorteil des Regelinsolvenzverfahrens gegeniiber dem V erbraucherinsolvenz-
verfahren liegt darin, dal3 kein auf3ergerichtlicher Einigungsversuch als Voraus-
setzung fur die Er6ffnung des Verfahrens vorgeschrieben ist. Dadurch ist eine
beschleunigte Umsetzung mit erheblich geringerem Aufwand mdglich. Hinzu
kommt, dal3 Unternehmen bereits bel lediglich drohender Zahlungsunfahigkeit den
Antrag auf Er6ffnung des Verfahrens stellen konnen; dadurch kdnnen sie oftmals
ihre Sanierungsmoglichkeiten erhalten. So kann in vielen Féllen eine Zerschlagung

des Unternehmens verhindert und Arbeitsplétze erhalten werden.

Fur das Regelinsolvenzverfahren gibt es keine vorgeschriebenen Formulare.
Die folgenden Angaben sollten jedoch erfaldt sein:
* personliche Daten des Antragstellers
»  Angaben zur Vermdgens age des Schuldners, hierzu gehéren auch
- Miete bzw. ob der Mietvertrag bereits gekiindigt worden ist
- Anlage- und Umlaufvermdgen
* Anzahl der Arbeitnehmer sowie Lohnhdhe/ Lohnriickstande
» Betriebsgroiie
e Einnahmen sowie Ausgaben
»  Forderungsverzeichnis (AulRenstande)
» Gléaubigerverzeichnis (Verbindlichkeiten)
* Vermogensubersicht
» letzte Bilanz bzw. letzte Gewinn- und V erlustrechnung
» letzte betriebswirtschaftliche Auswertung
* Antrag auf Restschuldbefreiung
* 0b der Geschéftsbetrieb eingestellt worden ist oder nicht
* Insolvenzgrund
e Zwangsmal3nahmen
» Kostenvorschuf3
*  Anregung, einen vorlaufigen Insolvenzverwalter zu bestellen, um die Masse zu
sichern
*  Bitte um Postsperre, damit Weiterbearbeitung durch den Insolvenzverwalter

erfolgt.
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4. Die wichtigsten I nter ventionsmoglichkeiten

Aufgrund der Uberlastung der vorhandenen Schul dnerberatungsstellen und der sich
daraus ergebenden Wartezeiten fir Ratsuchende ist es erforderlich, dal3 den von
Uberschuldung betroffenen Personen und Familien auch von Mitarbeitern sozialer
Einrichtungen mit allgemeiner Beratungstétigkeit zumindest insoweit geholfen
werden kann, als dal3 die wichtigsten Interventionsmdglichkeiten zur Abwendung

akuter Existenzgefahrdungen ergriffen werden kénnen.

Das nachfolgende Schema, in dem Prioritdten und Strategieentwicklung in der
Verhandlung mit den Gléaubigern im Rahmen der Schuldnerberatung dargestellt sind,
soll einen Uberblick tiber die Beratung von tiberschul deten Personen geben; hieraus
lassen sich auch die ersten Ziele der Beratung einschliefdlich der grundlegend zu
ergreifenden Mal3nahmen erkennen.

Prioritaten und Strategieentwicklung in der Verhandlung mit Glaubigern

Erste Ziele: Erste MaRhahmen:
= Krisen erkennen Einkommensverhéltnisse aufnehmen
= ggdf.: Sicherung des Lebensunterhaltes P Sozialhilfeanspriiche prufen (Wohngeld)
Pfandungsfreigrenze vergleichen
Primarschulden (Miete, Energie)

44308

STRATEGIE ist die Planung einer Vorgehensweise, um ein bestimmtes Ziel zu erreichen

zu klaren ist daher zuerst: * welche Ziele hat der Ratsuchende?
* welche Ziele hat der Berater?

weitere Voraussetzungen sind: ¢ die Klarung des "Auftrages" / der Erwartungen an den Berater
* die Klarung der objektiven Leistungsfahigkeit des Schuldners
» die Erfassung aller Glaubiger sowie den Grund und die H6he ihrer Forderungen

Ziele des Ratsuchenden Ziele des Beraters Ziele des Glaubigers
¢ Schuldendruck loswerden * will Schuldverhaltnisse regeln * will sein Geld, mdglichst viel und
* Regelung der Schulden helfen - mit Erfolg moglichst schnell
* ausreichendes Einkommen * Mitarbeit des/der Ratsuchenden ¢ Informationen/Prognosen tber die
* Entgegenkommen vom Glaubiger Zahlungsfahigkeit des Schuldners

v v v

konkretere Ziele gegenuber den Glaubigern

* Aufschub, Moratorium

Informationen, Forderungsaufstellungen, Unterlagen

unberechtigte Forderungen zuriickweisen

Prioritaten setzen (einige Glaubiger vorab befriedigen, andere zuriickstellen, Glaubigerzahl reduzieren)
"einseitiges" Entgegenkommen bis zum tatséchlich Leistbaren

¢ weitestmaoglichen Vollstreckungsschutz erreichen

(Vdl. FOLIENSATZ Schuldnerberatung, 1995, Nr. 34)
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Diese Ubersicht bietet Mitarbeitern sozialer Einrichtungen mit allgemeiner
Beratungstétigkeit eine Orientierungshilfe, die auch Grundlage fur die Interventionen

dieser Berater sein sollte.

4.1 Existenzgrundlage sichern (Existenzminimum)

Dasvorrangige Ziel ist immer die materielle Grundsicherung, d.h. die
Sicherung deslaufenden L ebensunter haltes des Hilfesuchenden und seiner
Familiel

Mitarbeiter sozialer Einrichtungen mit allgemeiner Beratungstétigkeit sollen dazu
befahigt werden, die aktuelle wirtschaftliche Situation der Ratsuchenden zu erkennen
sowie Uber ausreichende Kenntnisse verfiigen, um sofort wirksame Hilfen zu
vermitteln.

Zu Beginn der Beratung sollte daher eine Anamnese erfolgen, um den Umfang der
finanziellen Notlage abschétzen zu kdnnen:

«  Uber welches Einkommen verfiigen der Ratsuchende und seine Familie?

* Wielangereichen Geld und Vorréte noch aus?

*  Wann und in welcher Hohe ist der nachste Geldeingang?

*  Wann und in welcher Héhe ist der ndchste Zahlungstermin?

Ausgehend von den unter Pkt. 4 "Die wichtigsten Interventionsmoglichkeiten
genannten ersten Zielen und ersten Mal3nahmen werden die grundlegend durchzu-
fuhrenden Mal3nahmen nachfolgend dargestel|t:

A. Einkommensverhaltnisse aufnehmen

B. Pfandungsfreigrenze vergleichen

C. Sozialhilfeanspriiche und sonstige Sozialleistungsanpr tiche priifen

D

Primarschulden (Miete, Energie)
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A. Einkommensver haltnisse aufnehmen

Zunéchst ist es erforderlich festzustellen, welche Einnahmen der Ratsuchende hat
und welche Ausgaben; dies kann eventuell mit Hilfe eines "Personenbogens”
geschehen (Mustervorlage Personenbogen im Anhang).

Gemeinsam mit dem Ratsuchenden mul3 Gberlegt werden, ob eine Erhéhung der
Einnahmen méglich ist und ob Ausgaben reduziert werden kénnen.

Hierunter fallt beispielsweise auch die Priifung, ob der Ratsuchende Unterhalts-
glaubiger oder Unterhaltsschuldner ist. Entsprechend dem jeweiligen Einzelfall kann
es notwendig sein, die Unterhaltsforderungen zu realisieren oder Unterhaltsan-
spriiche anzupassen und bei mangelnder Leistungsfahigkeit ggf. auch bis auf "Null*
herabsetzen zu lassen (zu den Einzelheiten siehe > die Pkte. 3.2.13.2 ff. "Unterhalt”,
hier vor allem auch Pkt. 3.2.13.2.1 "Abanderungsklage (8§ 323 ZPO)" und bel
Unterhaltsanspriichen von Kindern Pkt. 3.2.13.2.4 "Unterhaltsvorschul3" sowie Pkt.
4.5 " Abanderungsklage zur Anpassung von Unterhaltsanspriichen™).

B. Pfandungsfreigrenze vergleichen

Bezieht der Ratsuchende Arbeitslohn oder Sozialleistungen, so ist zu Gberprifen, wie
hoch die Pfandungsfreigrenze ist und ob diese eventuell angehoben werden kann; zu
den Einzelheiten siehe - die Pkte. 3.2.4.4.2 " Pfandungsschutz bei der Pfandung von
Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen: Pfandungsfreigrenzen / individuelle
Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung der Pfandungsfreigrenze” und
3.2.4.4.3 "Pfandung von Sozialleistungen”.

Die pfandbaren Betrége sind mit den Betrégen, die von den Glaubigern tatséchlich
gepfandet werden, zu vergleichen. Stellt sich heraus, dal3 zuviel gepfandet wird, so
ist abhangig vom Grund der Uberhthten Pfandung entweder ein Antrag auf
Anhebung der Pfandungsfreigrenze nach 8 850 f ZPO (siehe > Pkt. 3.2.4.4.2) zu
stellen oder falls der Arbeitgeber falsch abfuihrt, eine entsprechende Mitteilung an
den Arbeitgeber zu machen. Fuhrt diese Mitteilung nicht zum Erfolg, kann vor dem
Arbeitsgericht geklagt werden. Hiervon sollte jedoch zunéchst Abstand genommen
werden, well der Arbeitsplatz dadurch geféhrdet wird. Durch weitere K ontaktauf-
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nahme zum Arbeitgeber sollte die Klage verhindert werden, denn fir falsch
abgeflhrte Betrage haftet der Drittschuldner (Drittschuldnerhaftung).

Weliterhin ist zu prifen, ob neben diesen Pféandungen auch eine K ontopfandung
erfolgt und ob es hier nicht zu einer unzulassigen "Doppel pfandung” kommt; zu den
Einzelheiten siehe - Pkt. 4.1.3 "Schutz vor unberechtigter Doppel pfandung'”.

Im Zusammenhang mit der Feststellung der Pfandungsfreigrenze |&3t sich auch
kléren, ob der Ratsuchende "freiwillig" Zahlungen aus seinem unpfandbaren
Einkommen an die Glaubiger leistet. Diessind in der Regel Kleinstraten, die keine
Tilgung der Forderung bewirken, dem Ratsuchenden jedoch fir seinen Lebensunter-
halt fehlen; hierauf ist hinzuweisen und entsprechend zur Existenzsicherung des
Schuldners eine Einstellung dieser Zahlungen anzuraten. Zu den Einzelheiten siehe
- die Pkte. 3.2.12 "Regulierungsmoglichkeiten” und 3.2.12.1 "Ratenzahlung".

C. Sozialhilfeanspriiche und sonstige Soziall e stungsanpr tiche priifen

Grundsétzlich ist zu Gberprifen, ob der Ratsuchende Anspruch auf Leistungen nach
dem Bundessozia hilfegesetz (BSHG) hat. Diesist i.d.R. dann der Fall, wenn das
Einkommen unter den sich aus dem BSHG ergebenden Grenzen liegt und keine
anderen Hilfsmoglichkeiten zur Verfligung stehen.

Nachfolgend werden Grundprinzipien des BSHG kurz erlautert:

Nach Artikel | § 9 Sozialgesetzbuch (SGB) | hat, wer nicht in der Lageist, aus
eigenen Kréaften seinen Lebensunterhalt zu bestreiten oder in besonderen Lebens-
lagen sich selbst zu helfen und auch von anderer Seite keine ausreichende Hilfe
erhdlt, ein Recht auf personliche und wirtschaftliche Hilfe, die seinem besonderen
Bedarf entspricht, ihn zur Selbsthilfe befahigt, die Tellnahme am Leben in der
Gemeinschaft ermdglicht und die Fihrung eines menschenwlrdigen Lebens sichert.
Hieraus sowie aus 8 1 Abs. 2 Satz 1 BSHG ergibt sich die Aufgabe der Sozialhilfe,
namlich dem Empfénger der Hilfe die Fiihrung eines Lebens zu erméglichen, das der

Wiirde des Menschen entspricht.
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Ziel der Sozialhilfeist esgemald 8 1 Abs. 2 Satz 2 BSHG, den Hilfeempfénger zu
befahigen, unabhangig von ihr zu leben.

Nach Artikel | § 14 SGB | hat jeder Anspruch (einklagbarer Rechtsanspruch) auf
Beratung im Zusammenhang mit Sozialleistungen, wobei fur diese Beratung die
jeweiligen Leistungstréger, denen gegentiber die Rechte geltend zu machen oder die
Pflichten zu erflllen sind, zusténdig sind, d.h. das Sozialamt muf3 in Fragen der
Sozialhilfe beraten.

Gemal3 § 8 BSHG sind die Formen der Sozialhilfe

e personliche Hilfe

e  Geldleistung oder

e  Sachleistung,

wobei zur personlichen Hilfe neben der Beratung in Fragen der Soziahilfe (Artikel |
8§ 14 SGB I) auch die Beratung in sonstigen sozialen Angelegenheiten, ggf. durch
Weiterverweisung an die zustandigen Stellen, gehort.

Grundsétzlich ist zu beachten, dal3 die Vorschriften des SGB | und des SGB X als
Verfahrensrecht fir ale Sozialeistungstrager gelten. Diesist auch von Bedeutung
hinsichtlich der Ermessensaustibung. Nach 88 20, 21 SGB X gilt der Grundsatz der
Amtsermittlung, d.h. die Behdrden haben eine Er mittlungspflicht und sind dement-
sprechend verpflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln.

Die Grundprinzipien der Soziahilfe sind in den 88 1 bis 10 BSHG festgel egt.
Besonders zu erwahnen ist der Nachrang der Sozialhilfe (8§ 2 BSHG) sowie die
Vorschriften Uber das Einsetzen der Soziahilfe (8 5 BSHG). Soziahilfe setzt dem-
nach ein, wenn die Notlage dem Sozialamt bekannt wird, d.h. auch ohne Antrag; in
Verbindung mit Artikel 1 8 16 SGB | ist es dabel unerheblich, bei welcher kommu-
nalen Stelle oder bei welchem Leistungstréger der Bedarf bekannt wird. Sozialhilfe
setzt ein ab dem Tag des Bekanntwerdens der Notlage, auch ab dem Tag des
Bekanntwerdens beim unzusténdigen Leistungstrager. Sozialhilfe wird jedoch grund-
sitzlich nicht fiir die Vergangenheit gewahrt; damit ist die Ubernahme von
Schulden grundsitzlich ausgeschlossen (Ausnahmen: z.B. eventuell Ubernahme von
Mietschulden zum Erhalt der Unterkunft nach § 15 aBSHG).

Aus 8 5 BSHG ergibt sich weiterhin, dal3 die gesamte Situation des Hilfesuchenden
und seiner Familie von Amtswegen zu berlicksichtigen ist; esist immer zu prifen,

ob weitere Hilfen, sowohl bei der anfénglichen intensiven Hilfe als auch im Laufe
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der weiteren Hilfegewahrung in Frage kommen. Dieser Gesamtfallgrundsatz wird
im Ubrigen durch die Regelungen Gber den Beginn des Verwaltungsverfahrens

(8 18 SGB X), den Untersuchungsgrundsatz (8 20 SGB X) und die Verpflichtung zur
Beratung (Artikel | 8 14 SGB | und noch stérker 88 8 Abs. 2, 17 BSHG) erganzt
(siehe oben).

Das wichtigste Prinzip der Soziahilfe ist das Bedar fsdeckungsprinzip, wobel
Soziahilfe generell eine nicht-riickzahlbar e Beihilfeist (Ausnahmen z.B. 88 15 a,
92 aBSHG).

Das BSHG unterscheidet zwei Arten der Hilfe:

» Hilfe zum Lebenunterhalt (88 11 bis 26 BSHG)

« Hilfein besonderen Lebenslagen (88 27 bis 75 BSHG).

Dieim Rahmen der Sicherung der Existenzgrundlage erforderliche Uber priifung
eventueller Anspriiche des Ratsuchenden auf Hilfen nach dem BSHG bzw. die
Prifung vorliegender L eistungsbescheide kann anhand der nachfolgend kurz
erlauterten Punkte vorgenommen werden. Da Mitarbeiter sozialer Einrichtungen mit
allgemeiner Beratungstatigkeit tiber umfassende Kenntnisse des BSHG verfigen,
erfolgt jedoch keine detaillierte Darstellung.

Prifung des Anspruchs auf Hilfe zum L ebensunterhalt (88 11 bis 26 BSHG):
Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt steht Personen zu,

* diekein Einkommen haben

oder

» deren Einkommen unter dem sozia hilferechtlichen Bedarf liegt
und

* denen kein anrechenbares VVermogen zur Verfigung steht.

Der Sozia hilfebedarf berechnet sich vereinfacht aus;

Regelsitzen (die Hohe der Regelsétze ist in den Bundeslandern unterschiedlich!)
Regelsitze Nordr hein-Westfalen, Stand 01.07.1999:

Haushaltsvorstand u. Alleinstehende 547,00 DM
Haushaltsangehdrige bis einschl. 6 Jahre 274,00 DM
Haushaltsangehdrige bis einschl. 6 Jahre bei Alleinerziehenden 301,00 DM
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Haushaltsangehdrige von 7 bis einschl. 13 Jahre 356,00 DM
Haushaltsangehdrige von 14 bis einschl. 17 Jahre 492,00 DM
Haushaltsangehorige ab 18 Jahre 438,00 DM

+ Mehrbedarfszuschlégen (z.B. fur dtere Menschen, Alleinerziehende)
+ Unterkunftskosten (nach Abzug von Wohngeld)

+ Krankenversicherungsbeitrdgen

+ angemessenen Kosten fur eine eventuelle Altersicherung

= Sozialhilfebedarf

Liegt das bereinigte Einkommen des Ratsuchenden unter dem Sozia hilfebedarf, so

kann er ganzende Sozial hilfe beantragt werden.

Zusatzlich zur laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt gehéren auch einmalige
Leistungen zur Hilfe zum Lebensunterhalt, z.B. fir Bekleidung und bel nachge-
wiesenem Bedarf auch fir Haushalt, Renovierung, Umzug. Bei besonderen Bedarfs-
lagen (z.B. Reparaturkosten, Heizkostennachzahlung, Hochzeitsfeier) kbnnen im
Einzelfall Leistungen beantragt werden. Esist jedoch zu beachten, dal3 die
einmaligen Beihilfen vor dem Kauf beantragt werden missen und erst wenn das
Sozialamt die Beihilfe bewilligt hat, darf die beantragte Leistung gekauft werden.
Auch wenn der Ratsuchende keinen Anspruch auf laufende Hilfe zum Lebensunter-
halt hat, weil er knapp tber dem Sozia hilfebedarf liegt, kann sich ein Antrag auf
eine einmalige Leistung lohnen: das Sozialamt berechnet in diesem Fall einen

zumutbaren Eigenanteil und Gbernimmt den Restbetrag.

Prufung des Anspruchs auf Hilfein besonderen L ebenslagen
(88 27 bis 75 BSHG):
Die Hilfe in besonderen Lebenslagen kann in Anspruch genommen werden, wenn

die Absicherung der Lebensgrundlage durch besondere Ereignisse gefahrdet ist.
Hilfe in besonderen Lebenslagen kann z.B. fur Krankenhilfe, Schwangere / Wach-
nerinnen, Behinderte, Alte und Hilfe zur Pflege beantragt werden.

Bel Inanspruchnahme dieser Hilfen bleiben bestimmte Teile des Einkommens des
Ratsuchenden (je nach Hilfeart) anrechnungsfrei.
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Da Soziahilfe, wie bereits erwahnt, nicht riickwirkend gezahlt wird, ist es wichtig,
sofort nach Eintreten einer Notlage den Antrag auf Sozialhilfe zu stellen!
Auf Anfrage stellt das Sozialamt einen schriftlichen Bescheid aus.

Soziahilfeist grundsétzlich unpfandbar (vgl. > die Pkte. 3.2.4.3 "Forderungs-

pfandung (88 828 bis 863 ZPO)" sowie 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bel Sozial-

leistungen”).

Pr ifung sonstiger Sozialleistungsanpr iiche:

Als sonstige Sozialleistungen, auf die der Ratsuchende Anspruch haben kann,
kommen insbesondere die nachfolgend genannten in Betracht; im Rahmen der
Existenzsicherung ist darauf hinzuwirken, dal3 alle in Frage kommenden Leistungen

beantragt werden.

Wohngeld: siehe hierzu - Pkt. 3.2.13.1.4 "Wohngeld".
Wohngeld ist pfandbar, zu den Einzelheiten siehe jedoch - die Pkte. 3.2.4.4.3
"Pfandung von Sozialleistungen” sowie 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bei Sozial-

leistungen”.

Kindergeld: Kindergeld ist bei der zustandigen Familienkasse zu beantragen (diesist
in erster Linie das Arbeitsamt - Familienkasse -, in dessen Bezirk der Ratsuchende
wohnt). Die entsprechenden Antragsvordrucke sind bei der Familienkasse erhdltlich.
(Fur Angehdrige des 6ffentlichen Dienstes und Empfanger von Versorgungsbeziigen
ist die zusténdige Familienkasse die mit der Bezligefestsetzung befaldte Stelle des
jeweliligen offentlich-rechtlichen Arbeitgebers bzw. Dienstherrn.)

Das Kindergeld wird monatlich durch die Familienkasse per Uberweisung auf ein
vom Berechtigten angegebenes Konto ausgezahlt. (Bei Angehoérigen des offentlichen
Dienstes und Empfangern von V ersorgungsbeziigen erfolgt die Auszahlung monat-
lich durch die Arbeitgeber oder Dienstherren.)

Die Hohe des Kindergeldes betragt derzeit (Stand Dezember 1999):

fur das 1. und 2. Kind jeweils 250,00 DM

fur das 3. Kind 300,00 DM
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fur jedes weitere Kind 350,00 DM.

(Ob das Kindergeld zum 01.01.2000 erhdht wird, wird zur Zeit noch im Vermitt-
lungsausschuf3 geklért.)

Kindergeld wird auf die Sozialhilfe al's Einkommen angerechnet.

Kindergeld ist in aler Regel unpfandbar (vgl. > die Pkte. 3.2.4.3 "Forderungs-
pfandung (88 828 bis 863 ZPO)" sowie 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bel Sozial-

leistungen”).

Erziehungsgeld: Mitter oder Véter, die ihr neugeborenes Kind selbst betreuen und
nicht mehr als 19 Wochenstunden arbeiten, haben bis zum Ende des 2. Lebengahres

des Kindes Anspruch auf Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgel dgesetz
i.H.v. 600,00 DM im Monat, wobei dieser Anspruch ab dem 7. Lebensmonat des
Kindes einkommensabhangig ist. Ab dieser Zeit verringert sich bei Uberschreiten der
Einkommensgrenzen das Erziehungsgeld stufenweise. Bei hohem Einkommen
entfallt es von Geburt an ganz.

Erziehungsgeld kann jedoch nicht neben Arbeitslosengeld in Anspruch genommen
werden. Mutterschaftsgeld wird generell auf das Erziehungsgeld angerechnet; nicht
auf das Erziehungsgeld wirken sich dagegen der Bezug von Arbeitsosenhilfe,
Sozialhilfe und Wohngeld aus.

Das Erziehungsgeld mul3 fir jedes Lebensahr des Kindes gesondert beantragt
werden.

Einige Bundeslander gewahren im Anschluf3 an das Erziehungsgeld vergleichbare
Leistungen; ebenfalls unterschiedlich in den Landern sind die Antragsstellen (in
Nordrhein-Westfalen sind Antrage beim Versorgungsamt zu stellen).

Erziehungsgeld ist grundsétzlich unpféndbar (vgl. = die Pkte. 3.2.4.3 "Forderungs-
pfandung (88 828 bis 863 ZPO)" sowie 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bel Sozial-
leistungen”).

Unterhaltsvorschuf?: siehe hierzu = Pkt. 3.2.13.2.4 "Unterhaltsvorschuf?'.
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D. Primarschulden (Miete, Eneragie)

Unbedingt erforderlich im Rahmen der Existenzsicherung ist ebenfalls die Klarung,
ob Miet- und/oder Energieschulden bestehen, da der Ratsuchende in diesem Fall von
Obdachlosigkeit bedroht sein kann; siehe hierzu Pkt. 4.1.1 "Sicherung von Wohn-

raum und Energieversorgung”.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

kostenlose Broschure "Sozialhilfe", herausgegeben vom Bundes-
ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Referat Offentlichkeitsarbeit,
Postfach 500, 53105 Bonn

Merkblatt "Merkblatt zur allgemeinen Information Uber Sozialhilfe" der

Landeshauptstadt Dusseldorf, Sozialamt (- Kopiervorlage im Anhang)

Merkblatt "Sozialhilfe" (= Kopiervorlage im Anhang)

411 Sicherung von Wohnraum und Ener giever sorgung

Erstrecken sich die Zahlungsriickstande von Uberschul deten Ratsuchenden und ihren
Angehorigen auch in den Bereich des Wohnens, so ist deren Lage sehr bedrohlich.
Durch Mietrickstande ist die Wohnung akut gefahrdet und es droht Obdachl osigkeit!
Die Wohnung und die Energieversorgung sowie das soziale Wohnumfeld decken
menschliche Grundbeduirfnisse ab. Der Sicherung dieser Grundbeduirfnisse kommt
deshalb absolute Prioritédt zu und es mul3 unbedingt alles zur Vermeidung von
Obdachlosigkeit getan werden. Der Berater mul3 in der Lage sein, die Bedrohung
dieser Grundbedurfnisse zu erkennen und die richtigen Schritte - auch unter

Zeitdruck - einzuleiten.
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Sicher ung von Wohnraum:

Die rechtliche Bedeutung von Mietschulden, deren Folgen sowie die Mdglichkeiten,
die der Schuldner in diesen Féllen hat, sind unter Pkt. 3.2.13.1.1 "Mietschulden”
ausfuhrlich dargestellt und werden hier nur nochmals kurz Ubersichtlich zusammen-
gefaldt.

Von besonderer Bedeutung fir den Erhalt von Wohnraum ist die Moglichkeit der
Ubernahme von Mietschulden durch das Sozialamt nach § 15 aBSHG; die Einzel-
heiten sind unter Pkt. 3.2.13.1.3 "Ubernahme von Miet- und Energieschulden durch
das Sozialamt (8§ 15 aBSHG)" erlautert.

Zur Vermeidung von Wohnungsverlust und letztlich Obdachlosigkeit sind
entsprechend den Ausfiihrungen zu den o.g. Punkten die folgenden Mal3nahmen zu
ergreifen:

= esist zu prifen, ob die Kiindigung noch abgewendet werden kann,
- entweder durch Ausschlul der Kindigung, d.h. durch Zahlung vor Kindigung,
- durch unverziigliche Aufrechnung mit einem Gegenanspruch des Mieters,
- oder durch Vereinbarung mit dem Vermieter, wie und wann die Schuld bezahlt

wird, z.B. Stundung, Ratenzahlung;

= esist zu prufen, ob bereits R&umungsklage erhoben wurde;
diese kann innerhalb eines Monats nach Zustellung der Klageschrift entweder
durch vollstandige Zahlung der riicksténdigen Miete oder durch Erklarung einer
offentlichen Stelle, i.d.R. Sozialamt nach § 15 a BSHG, zur Ubernahme der
Mietschul den abgewendet werden, d.h. die Wohnraumktindigung wird unwirk-
sam (jedoch nur einmal innerhalb von 2 Jahren moglich!);

= ergibt sich, da3 die 0.g. Moglichkeiten nicht mehr bestehen, so ist rechtlich
nichts mehr gegen die Kindigung zu machen; es muf3 versucht werden, durch
Verhandlungen mit dem Vermieter eine Einigung zu erzielen und die Wohnung
so zu erhalten, denn auch jetzt besteht grundsétzlich noch diese Mdglichkeit,

z.B. wenn das Sozialamt die Mietschulden und die Gerichtskosten Ubernimmt;
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ist auch dies nicht moglich, so ist unbedingt auf einen Aufschub der Raumung

hinzuwirken durch

- Beantragung einer R&umungsfrist bzw. deren Verlangerung (max. insgesamt
1 Jahr) vor Ablauf der bisherigen Frist,

- Antrag auf Vollstreckungsschutz (Hartefall).

Das Sozialamt kann Mietschulden Gbernehmen, wenn die Wohnung dadurch erhalten
werden kann; dies gilt auch dann, wenn der Ratsuchende keinen Anspruch auf
Soziahilfe hat, jedoch Obdachlosigkeit wegen Mietriickstanden droht. Die Hilfe
kann vom Sozialamt als Beihilfe oder als Darlehen gewahrt werden und ist bel
Vorliegen von Mietschulden erforderlichenfalls unverziglich beim Sozialamt zu

beantragen.

Sicherung der Ener giever sor gung:

Die rechtliche Situation bei Vorliegen von Energieschulden sowie die Moglichkeit
der Ubernahme dieser Schulden durch das Sozialamt nach § 15 aBSHG ist unter den
Pkten. 3.2.13.1.2 "Energieschulden" und 3.2.13.1.3 "Ubernahme von Miet- und
Energieschulden durch das Sozialamt (8 15 aBSHG)" ausfuhrlich dargestellt.

Werden Energiekosten nicht mehr bezahlt, so droht Liefersperre; diese kann
verhindert bzw. aufgehoben werden, wenn durch Vereinbarung mit dem Energie-
versorgungsunternehmen die Schulden mittels Ratenzahlung getilgt werden.

Kann der Ratsuchende die Energiekosten selbst nicht mehr bezahlen, so muf3 um-
gehend mit dem Sozialamt Verbindung aufgenommen werden und die Ubernahme
der Energieschulden beantragt werden. Das Sozialamt gewéahrt die Hilfe als Belhilfe
oder als Darlehen.

Zu beachten sind auf3erdem die unter Pkt. 3.2.13.1.2 "Energieschulden” aufgefihrten
V oraussetzungen, bei deren Vorliegen die Versorgungseinstellung ausgeschl ossen
ist, z.B. Kinder oder bettl&gerige Personen im Haushalt, gefullte Tiefkuhltruhe.
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4.1.2 Abwendung von strafrechtlichen Konsequenzen

Grundsétzlich kann niemand allein aufgrund von Schulden ins Gefangnis kommen.
Berater von Schuldnern missen jedoch fahig sein zu erkennen, unter welchen
V oraussetzungen Schuldverhdtnisse zu einer strafrechtlichen Bewertung fuhren

kdnnen und welche V erhaltensweisen dem Schuldner zu raten sind.

Wenn aufgrund einer strafbaren Handlung das Gericht eine Geldstrafe verhangt hat,
werden Betroffene von Haft bedroht, wenn sie die Geldstrafe nicht erbringen.

Ein Tagessatz Geldstrafe entspricht einem Tag Freiheitsstrafe. Die Androhung von
Haft gilt ebenfalls, wenn GeldbulRen nicht bezahlt werden.

Erfahrungsgemal’ besteht in begriindeten Fallen immer die M6glichkeit, Raten-
zahlungen mit der Vollstreckungsbehdrde zu vereinbaren.

Sollten Ratenzahlungen aufgrund der wirtschaftlichen Situation der Betroffenen
nicht moglich sein, kann bei der zustandigen Staatsanwaltschaft die Umwandlung der
Geldstrafe in "freie gemeinnitzige Arbeit" beantragt werden. Die Anzahl der zu
leistenden Stunden richtet sich nach der Hohe der Geldstrafe. Bei ordnungsgemal3er
Arbeit wird die Geldstrafe getilgt, die Vollstreckung der Freiheitsstrafe entfallt.

Zu den Einzelheiten siehe > die Pkte. 3.2.13.3 "Geldstrafen” und 3.2.13.4 "Geld-
bulzen".

Andersist die Situation z.B. bel verweigerter Unter haltszahlung oder bei
Schadenser satz aus unerlaubten Handlungen. Hier ist keine Umwandiung der
Zahlungsverpflichtungen in gemeinniitzige Arbeit moglich.
Handlungsmaoglichkeiten der Schuldnerberatung bestehen in den Hinweisen auf die
anwachsenden Schulden, in Ratenzahlungsverhandlungen, in den Moglichkeiten
eventuell zur Verfigung stehender Fonds (vgl. = hierzu auch die Pkte. 3.2.12 ff.
"Regulierungsmdglichkeiten”).

Die Anordnung von Erzwingungshaft ist ebenfalls moglich bei Nichtbefolgung der
Aufforderung zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung. Zu den Einzelheiten
sowie den zu ergreifenden Mal3nahmen siehe > Pkt. 3.2.10 "Eidesstattliche
Versicherung".
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4121 Betrugsanzeigen

Bel betrigerischem Kauf auf Kredit handelt es sich um einen Straftatbestand, der
gemal3 § 263 StGB mit Gefangnisstrafe oder mit Geldstrafe bestraft wird, wobei
bereits der Versuch strafbar ist.

In der Praxis der Schuldnerberatung kommt es haufig vor, dal3 vor allem in Mahn-
schreiben von Versandhausern und Inkassobiros damit gedroht wird, bei Nicht-

zahlung Strafanzeige wegen Betruges zu erstatten.

Der Berater mui3 in diesem Fall den Ratsuchenden dariiber aufkléren, dal3 aufgrund
einer Strafanzeige ein polizeiliches Ermittlungsverfahren eingel eitet werden muf3,
welches jedoch von der Staatsanwaltschaft i.d.R. nach Befragung bzw. schriftlicher
Stellungnahme des Beschuldigten eingestellt wird, denn Betrug liegt tatséchlich nur
in Ausnahmeféllen vor und ist schwer zu beweisen: Betrug liegt vor, wenn der
Schuldner bei der Bestellung bewuf3t falsche Angaben macht, seine Zahlungswillig-
keit nur vortauscht, er bel der Bestellung bereits zahlungsunfahig war (z.B. abge-
gebene eidesstattliche Versicherung) und auch nicht damit rechnen konnte, dal3 sich

dies zukUnftig andert.

(Aus den obigen Ausfihrungen ergibt sich, dal? bei nachfolgenden Verhandlungen
zur Schuldenregulierung (vgl. - die Pkte. 3.2.12 ff. "Regulierungsmdglichkeiten™)
unbedingt darauf zu achten ist, dal3 aufgrund der Argumentation nicht der Ver-
dacht entstehen darf, der Schuldner sei bereits bel der Bestellung zahlungsunféhig

gewesen!)

413 Schutz vor unberechtigter Doppelpfandung

"Doppel pfandungen™ entstehen, wenn Arbeitseinkommen bzw. Sozialleistungen

eines Schuldners bereits gepfandet werden und zusétzlich eine Kontopfandung
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vorgenommen wird.

Durch die Pfandung von Arbeitseinkommen bzw. Sozialleistungen werden dem
Schuldner i.d.R. bereits alle pfandbaren Einkommensanteile weggepfandet, so dal3
dartiber hinaus nichts mehr gepfandet werden darf (vgl. > die Pkte. 3.2.4.4.2
"Pféndungsschutz bei der Pfandung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen:
Pfandungsfreigrenzen / individuelle Pfandungsfreigrenze / Anhebung und Senkung
der Pfandungsfreigrenze” und 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bel Sozialleistungen”).
Erfolgt nun jedoch ebenfalls noch eine Kontopfandung, so wird dadurch in den
meisten Fallen unpfandbares Einkommen gepfandet (es sei denn, der Schuldner
verflgt Uber zusétzliches Vermdgen auf diesem Konto, wovon im Normalfall jedoch

nicht auszugehen ist; eine Prifung seitens des Beratersist nattrlich erforderlicht).

Zu den Einzelheiten der Kontopfandung sowie den zu ergreifenden Mal3nahmen zur
Verhinderung von unberechtigten Doppel pfandungen siehe die Pkte.

- 3.2.4.4.4 "Kontopfandung"

- 3.2.4.4.4.1 "Kontopfandung bel Arbeitseinkommen™

- 3.2.4.4.4.2 "Kontopfandung bei Sozialleistungen”.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Wie kann ich mich vor unberechtigter Doppelpfandung

schitzen?" (= Kopiervorlage im Anhang)

4.2 Hilfe zur Einrichtung eines Girokontos

Die Erfahrungen aus der Arbeit der Schuldnerberatungsstellen zeigen, dal3 Gber-
schuldete Personen immer haufiger nicht mehr Inhaber eines Girokontos sind. Dies
ruhrt in den meisten Féllen daher, dal3 bestehende Konten von den Geldinstituten

gekuindigt wurden, weil Uberzogene Konten vom Schuldner nicht mehr ausgeglichen
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werden kénnen oder aufgrund von Kontopfandungen. In letzter Zeit bestand bel den
Geldinstituten kaum noch die Méglichkeit, ein Girokonto zu eréffnen, wenn neben
Schulden nur ein geringes Einkommen erzielt wird, z.B. aufgrund von Arbeitslosig-
keit. Hat jemand heute jedoch kein Girokonto, so hat dies erhebliche Folgen,
beispiel sweise Schwierigkeiten bei der Arbeitsplatz- und Wohnungssuche sowie
hohe K osten fiir Banktberwei sungen.

Betroffene Ratsuchende haben in diesen Féllen die Moglichkeit, bel den Sparkassen
ein Konto auf Guthabenbasis (sogenanntes "Guthabenkonto™) zu beantragen,

d.h. dieses Konto darf nur im positiven Bereich gefuhrt werden, es gibt also keine
Uberziehungsmaglichkeit.

In Nordrhein-Westfalen sind die Sparkassen nach 8 5 Abs. 2 Sparkassenverordnung
(SpkVO) vom 15.12.1995 ver pflichtet, fur "natirliche Personen aus dem Gewahr-
tragergebiet auf Antrag ein Girokonto einzurichten". Aufgrund dieses Paragraphen
besteht ein Rechtsanspruch auf die Erdffnung eines Guthabenkontos, welches bei
jeder Kreissparkasse und Stadtsparkasse beantragt werden kann und danni.d.R. auch
er6ffnet werden muf3. Beim Vorliegen bestimmter Griinde durfen die Sparkassen die
Er6ffnung eines Guthabenkontos jedoch verwehren, und zwar sind sie zur Konto-
fuhrung dann nicht verpflichtet, wenn der Antragsteller z.B. noch Schulden bei dem
betroffenen Institut hat bzw. wenn es dort in der Vergangenheit schon einmal
Probleme mit der Schuldenrtickzahlung gegeben hat. Hat der Antragsteller jedoch
anderswo Schulden oder ist er arbeitslos oder Sozialhilfebezieher, so darf die Konto-
er6ffnung nicht abgel ehnt werden. Lehnen die Sparkassen die Eréffnung eines Gut-
habenkontos ab, so sind sie gemal3 SpkV O verpflichtet, diese Ablehnung schriftlich
zu begrinden. Der Rechtsanspruch auf Fiihrung eines Girokontos gilt in
Nordrhein- Westfalen leider nur flr Sparkassen, alle anderen Geldinstitute (auch
die Postbank!) sind gesetzlich nicht zur Fihrung eines Guthabenkontos verpflichtet.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Kein Girokonto - Was tun?" (= Kopiervorlage im Anhang)
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4.3 Befreiung von der Rundfunkgebiihrenpflicht

Durch das Bereithalten von Fernseh- und Rundfunkgeréten zum Empfang entstehen
Rundfunk- und Fernsehgebiihren in nicht unerheblicher Hohe, die an die 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten zu zahlen sind. Da diese Gebiihren bei einem nur
geringen zur Verfigung stehenden Einkommen eine grof3e finanzielle Belastung
darstellen, gibt es u.a. fir diesen Personenkreis die M oglichkeit, von der Zahlung der
Rundfunk- und Fernsehgebiihren aus "sozialen Grinden™ befreit zu werden. Die
Rundfunk- und Fernsehgebtihrenbefreiung ist durch einheitliche Landesverord-
nungen geregelt; in 8 1 dieser Verordnungen sind jeweils die fir die Befreiung in

Betracht kommenden Personenkrei se genannt.

Die Befreiung von den Fernseh- und Rundfunkgebiihren wird bewilligt, wenn das
monatliche Netto-Einkommen den wie folgt zu ermittelnden Gesamtbetrag nicht
Ubersteigt: 1,5-facher Regelsatz der Soziahilfe fir den Haushaltsvorstand zuziiglich
der einfachen Regelsétze flr jeden weiteren Haushal tsangehdrigen, der Kaltmiete
ohne Nebenkosten sowie der im Rahmen der Sozialhilfe zu gewahrenden Mehrbe-

darfszuschlége.

Der Antrag auf Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgeblhrenpflicht ist

beim Sozialamt (nicht GEZ!) zu stellen, welches auch gleich die Berechnung durch-

fuhrt und Uber den Antrag entscheidet. Bei der Antragstellung miissen dem Sozial-

amt die folgenden Unterlagen vorgel egt werden:

*  Einkommensbelege

* Mietvertrag bzw. Schreiben, aus dem die aktuelle Miete hervorgeht (z.B. nach
Mieterhohung)

*  GEZ-Anmeldebestétigung

* Immatrikulationsbescheinigung (bei Studenten/ Schiilern).

Dariiber hinaus kann die Geblhrenbefreiung aus sozialen Griinden auch fur Blinde,

Hoérgeschadigte, Pflegebedirftige und Behinderte gewahrt werden.

Neben der Gebiihrenbefreiung aus sozialen Griinden gibt es bei Uberschreitung der

0.g. Einkommensgrenze auch die Moglichkeit der Geblihrenbefreiung aufgrund der
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Einstufung durch die Landesrundfunkanstalt (in Nordrhein-Westfalen der WDR) als
"besonderer Hartefall". In diesen Féllen ist der Antrag ebenfalls beim Sozialamt zu
stellen und es sollten Unterlagen vorgelegt werden, die Belastungen beweisen, die
eine Einstufung als besonderen Hartefall rechtfertigen. Diese Einstufung ist jedoch
eine Ermessensentscheidung, auf deren positives Ergebnis kein Anspruch besteht
und sie wird nicht vom Sozialamt getroffen, sondern von der jeweiligen Runkfunk-
anstalt (u.U. sollten hierzu die entsprechenden Ausfiihrungsbestimmungen bei den

Landesrundfunkanstalten angefordert werden).

Wird der Antrag auf Rundfunk- und Fernsehgebiihrenbefreiung bewilligt, so tritt die
Befreiung ab dem 1. Tag des auf den Antragsmonat folgenden Monats in Kraft,
wobei die Befreiung jedoch jeweils nur fur 1 Jahr gilt und danach neu beantragt
werden muf. Esist zu beachten, dal Anderungen der Tatsachen, die zur

Befreiung gefuhrt haben, dem Sozialamt sofort mitgeteilt werden missen.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Wie erlange ich die Befreiung von der Rundfunkgebiihrenpflicht

und die ErmafRigung der Telefongebihren?" (= Kopiervorlage im Anhang)

4.4 Ermafigung der Telefongeblihren

Ratsuchende, bei denen die Voraussetzungen fir die Rundfunk- und Fernseh-
geblhrenbefreiung vorliegen (vgl. hierzu Pkt. > 4.3. "Befreiung von der Rundfunk-
geblhrenpflicht"), kénnen eine Ermaliigung der Telefongebihren beantragen.

Der Antrag auf GebUhrenermaldigung ist bei der Telekom zu stellen, wobei dem

Antrag der Nachweis Uber die Befreiung von den Rundfunk- und Fernsehgebtihren
beizufligen ist (das Sozialamt handigt dem Ratsuchenden bei der Antragstellung auf
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Rundfunkgebiihrenbefreiung einen Durchschlag der Bewilligung aus).
Die monatliche Grundgebtihr fir das Telefon erméal3igt sich danach auf 9,00 DM.

A Informationsmaterial fir Ratsuchende:

Merkblatt "Wie erlange ich die Befreiung von der Rundfunkgebiihrenpflicht

und die ErmafRigung der Telefongebihren?" (= Kopiervorlage im Anhang)

4.5 Abanderungsklage zur Anpassung von
Unter haltsanspr tichen

Sind Ratsuchende unterhaltspflichtig, jedoch nicht leistungsféhig, so sollte zur
Vermeidung des Auflaufens von Unterhaltsschulden sowie Haftstrafen wegen
Nichtzahlung des Unterhalts veranlaldt werden, dal’ Unterhaltstitel abgeandert
werden - auch bis auf "Null". Dies geschieht mittels Abander ungsklage; zu den
Einzelheiten siehe > Pkt. 3.2.13.2.1 "Abénderungsklage (8§ 323 ZPO)".

Wird dem unterhaltspflichtigen Ratsuchenden die Verbesserung der wirtschaftlichen
Situation des Unterhaltsglaubigers bekannt, ist ebenfalls zu priifen, ob eine
Anpassung der Unterhaltsanspriiche gerechtfertigt ist und Abanderungsklage erhoben

werden sollte.

Ratsuchende, die Unterhaltsglaubiger sind, kdnnen mittels Abanderungsklage bei
Vorliegen der entsprechenden V oraussetzungen erreichen, dal3 ihre Unterhaltsan-
spriiche an verbesserte Einkommensverhdtnisse des Unterhal tspflichtigen angepal3t
werden und so ihre Lebensgrundlage sichern; zu den Einzelheiten siehe > Pkt.
3.2.13.2.1 "Abéanderungsklage (8§ 323 ZPO)".

Unbedingt zu beachten ist in allen Féllen, dal3 nur die zuk inftigen Unterhaltsan-

spriiche gedndert werden kdnnen; um eine umfassende Wahrung der Interessen des
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Ratsuchenden sicherzustellen, sollte ein Rechtsanwalt (lber Beratungs- und Prozef3-
kostenhilfe) eingeschaltet werden, allerdings besteht fiir das gerichtliche Verfahren

kein Anwaltszwang.

4.6 Forderungstiber prtifung

Um Schaden bzw. Nachteile fir den Schuldner zu vermeiden, muf3 grundsétzlich

jede Forderung immer daraufhin Uberprift werden, ob sie berechtigt ist.

Dies betrifft einerseits die generelle Klarung, ob die Forderung dem Grunde nach
Uberhaupt gerechtfertigt ist, d.h. ist der Ratsuchende die jeweile Zahlungsver-
pflichtung Uberhaupt eingegangen, hat er also z.B. den Vertrag abgeschlossen, die
Ware bzw. Leistung bestellt usw.. Desweiteren ist zu prifen, ob die Forderung
bereits verjahrt ist (siehe hierzu - Pkt. 3.2.12.7 "Einrede der Verjdhrung").
Daneben ist zu Uberprifen, ob die Forderung der Hohe nach berechtigt ist. Dies
schliefdt sowohl die Hauptforderung, d.h. den urspriinglichen Betrag (z.B. Kauf-
preis) ein, als auch alle geltend gemachten weiteren K osten aufgrund der verspéteten
Zahlung, aso die sogenannten Nebenfor derungen (z.B. Mahnkosten, Zinsen usw.).
Aul¥erdem muf3 geklart werden, ob bereits Zahlungen bzw. Teilzahlungen geleistet
worden sind und die Forderung Giberhaupt noch besteht bzw. ob sie noch in voller
Hohe besteht.

Beziiglich der zulassigen Hohe der Mahnkosten und Zinsen siehe - die Pkte. 3.2.1
"Mahnung und Verzug" und 3.2.1.1 "Verzugszinsen" sowie betreffend die Zinsen fir
Kreditvertrage = Pkt. 3.2.13.5.1 "Zinsen". Zur Uberpriifung von geltend gemachten

Inkassokosten siehe = Pkt. 3.2.15 "Inkassounternehmen”.

Stellt sich heraus, dai’ die Forderung ganz oder teilweise unberechtigt ist, so sind
die entsprechenden Mal3nahmen zu ergreifen. Welche Mal3nahmen dies konkret im
Einzelfall sind, hangt jeweils von der Stufe des Mahn- und V ollstreckungsver-

fahrens ab; siehe hierzu unter den jeweiligen Punkten im Teil 3 dieses Leitfadens.
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Beim Mahnbescheid bei spielsweise ware also Widerspruch einzulegen, beim
Vollstreckungsbescheid wére Einspruch einzulegen.

Bel titulierten Forderungen besteht die Mdglichkeit der V oll streckungsabwehr-
klage; zu den Einzelheiten siehe - Pkt. 3.2.4.4.1.2 "V ollstreckungsabwehrklage
(Vollstreckungsgegenklage) (8 767 ZPO)". Bezuiglich der aufgelaufenen Zinsen bei
titulierten Forderungen kann ggf. die Einrede der Verjahrung (siehe > Pkt. 3.2.12.7
"Einrede der Verjahrung") geltend gemacht werden. In Bezug auf die Hohe der
kunftig fallig werdenden titulierten Zinsen besteht die Mdglichkeit der Abanderungs-
klage; zur zuldssigen Hohe der Zinsen siehe - die Pkte. 3.2.1.1 "Verzugszinsen"
und 3.2.13.5.1 "Zinsen". Der niedrigere Zins gilt aber dann erst ab Urteil, aso nicht

rickwirkend.
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Schluf3teil

Diese Diplomarbeit basiert auf einer anwendungsorientierten wissenschaftlichen
Auseinandersetzung mit dem Gegenstandsfeld der Uberschuldung und der Beratung
von Personen, die zahlungsunfahig sind. Gleichwohl ist des notwendig, die Rahmen-
bedingungen zu reflektieren, in denen eine solche praxisorientierte Bearbeitung
dieser Problematik stattfindet.

Aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklungen - hier ist vor allem auch die
weiterhin sehr hohe Arbeitslosigkeit zu nennen - ist eine Zunahme des Bedarfs und
der Nachfrage nach Schuldnerberatung festzustellen. Schon vor Inkrafttreten des
neuen Verbraucherinsolvenzverfahrens reichten die Beratungskapazitaten der
Schuldnerberatungsstellen nicht aus, um der Nachfrage gerecht zu werden. Seit der
EinfUhrung dieses neuen Gesetzes steigt der Beratungsbedarf weiterhin an. Zwar
wurde aufgrund des Inkrafttretens des neuen Insolvenzrechts die personelle und
finanzielle Ausstattung der Schuldnerberatungsstellen in geringem Umfang erhoht,
jedoch kann dadurch noch nicht einmal der durch das neue Gesetz anfallende
Arbeitsaufwand bewaltigt werden, geschweige denn die bisher schon vorhandene
Uberlastung aufgefangen und die Nachfrage nach Schuldnerberatung befriedigt
werden.

Parallel zu diesen Entwicklungen verschlechtern sich jedoch insgesamt die
finanziellen Rahmenbedingungen der Schul dnerberatungsstellen bedingt durch die
immer weitergehenden Einsparungszwange bei den kommunalen Haushalten. Dies
hat entsprechende Auswirkungen auf die Finanzierung und dementsprechend auf die
personellen Ressourcen der Schuldnerberatungsstellen.

In immer mehr Arbeitsbereichen der sozialen Arbeit sehen sich die dort tétigen
Fachkréafte mit der Uberschul dungsproblematik und dem unzureichenden
Beratungsangebot an spezialisierten Schuldnerberatungsstellen konfrontiert.

Die Entwicklung dieses Handbuchs ist als Folge der Kapazitétsproblematik in den
speziaisierten Schuldnerberatungsstellen hervorgegangen.

Das Anliegen dieses Handbuchs ist es, diesen Fachkraften zeitnahe Handlungs-
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moglichkeiten aufzuzeigen.

Dabei steht es selbstverstandlich aul3er Frage, dal3 Schuldnerberatung al's
professionelle Beratung geleistet werden muf3, soll sieihr Ziel, namlich langfristig
eine Regulierung der Schulden und somit ein schuldenfreies und sel bstbestimmtes
Leben - oder aber, sollte dies nicht méglich sein - ein Leben mit den Schulden fir
den Ratsuchenden und seine Familie wieder zu ermdglichen, erreichen.

Aufgrund der komplexen fachlichen Anforderungen kdnnen die in sozialen
Einrichtungen tatigen Fachkréfte mit allgemeiner Beratungstétigkeit Schuldner-
beratung nur in marginalem Umfang leisten, da sie nicht Gber die entsprechenden
Fachkenntnisse verfiigen, denn ihr eigentliches Tétigkeitsfeld ist ein anderes.

Es reicht jedoch nicht aus, Gberschuldeten Personen Einsparmdglichkeiten in der
Haushaltsfihrung aufzuzeigen oder Briefe mit der Bitte um Ratenzahlung an die
Glaubiger zu versenden, sondern es muf3 darum gehen, den Mitarbeitern sozialer
Einrichtungen mit allgemeiner Beratungstétigkeit Kenntnisse zu vermitteln, die siein
die Lage versetzen, Mal3nahmen zur Existenzsicherung treffen zu kénnen und die
Wartezeiten auf einen Termin bei der Schuldnerberatung im Vorfeld fur notwendige
Interventionsmal3nahmen zu nutzen, damit sich die Lage der Ratsuchenden
stabilisiert. Diese hierzu notwendigen Kenntnisse werden mittels dieser Arbeitshilfe
in Form eines Nachschlagewerks an die Hand gegeben. Das vorliegende Handbuch
richtet sich somit ausdrtcklich nicht an professionelle Schuldnerberater.

Generell sei an dieser Stelle nochmals darauf hingewiesen, dal3 bei komplexen
Problemstellungen immer die Rucksprache mit der speziaisierten Schuldner-

beratungsstelle zwingend erforderlich ist.

Kritisch zu betrachten ist, dal3 bei einer solchen praxisorientierten Vorgehensweise
zum einen die Kapazitétsproblematik auch in den soziaen Einrichtungen mit
allgemeiner Beratungstatigkeit zunehmen wird und zum anderen die Qualitéts-
standards unterlaufen werden.

In den meisten Fallen scheint es jedoch im Interesse der Ratsuchenden angebracht,
aufgrund des bestehenden Unterangebots an Schuldnerberatungsstellen diese
"Erstversorgung” sicherzustellen.

Wenn die Soziaarbeiter und Sozial padagogen in den Beratungsstellen Schuldner-
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beratung als Bestandteil der "Grundversorgung” aufnehmen, erscheint es jedoch
unabdingbar, dal3 die spezialisierten Schuldnerberater regel méfdige Fortbildungen fur

diese Zielgruppe bereithalten, die u.a. rechtliche und beraterische Inhalte vermitteln.

Daneben ist es erforderlich, den notwendigen Ausbau der professionellen

Schuldnerberatung weiter voranzutreiben.

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwéahnen, dal3 zum einen die Kommunen noch
nicht die Spareffekte, die durch ein bedarfsorientiertes Angebot an Schuldner-
beratungsstellen erzielt werden kénnen, erkennen. Durch Schuldnerberatung kdnnen
mit den Betroffenen langfristige Entschuldungsmdglichkeiten entwickelt werden, die
die Motivation und die Vermittlungschancen insbesondere bei Arbeitslosen und
Sozialhilfebeziehern erheblich verbessern. Hierdurch werden sowohl Kosten der
Sozialhilfe als auch Mittel der Bundesanstalt fur Arbeit eingespart. Letztere hat die
Bedeutung von Schuldnerberatung bereits erkannt und finanziert diese in einzelnen
Arbeitsamtsbezirken aktiv (z.B. Arbeitsamt DUsseldorf).

Zum anderen spielt sicherlich die Glaubigermitfinanzierung eine zentrale Rolle, denn
der Nutzen von Schuldnerberatung kommt nicht nur dem Schuldner sondern auch
seinen Glaubigern zu Gute. So fungiert Schuldnerberatung als zuverléssiger
Ansprechpartner, stellt den in der Regel unterbrochenen Kontakt zwischen dem
Schuldner und den Gléaubigern wieder her und bereitet gemeinsam mit dem
Schuldner eine redlisierbare Regulierung der Schulden vor. Als positives Beispiel der
Glaubigermitfinanzierung sei hier nur kurz auf den in Nordrhein-Westfalen seit 1998
existierenden Fonds der Sparkassen- und Giroverbénde hingewiesen, der die
Schuldnerberatung in Nordrhein-Westfalen finanziell unterstitzt. Winschenswert
wére eine Ausweitung dieser Form der Glaubigermitfinanzierung auf andere
Kreditinstitute.
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"Deckblatt": Anhang
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MUSTERVORLAGE

Vollmacht

VOLLMACHT

Hiermit ertelle(n) ICh / WIT ...ooceeeececeee e
der (Name und Anschrift der Einrichtung), vertreten durch (Name(n) der / des
Berater(s)) bis auf Widerruf Vollmacht zur Wahrnehmung meiner / unserer sozialen
und finanziellen Angelegenheiten im Rahmen der "personlichen Hilfe" (8 8 Abs. 2
BSHG).

(Ort, Datum)

Unterschrift Unterschrift



Adressenliste B Diisseldorf
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MUSTERVORLAGE

Anforderung Forderungsaufstellung

(Name, Firmenbezeichnung etc.)
(Stral3e oder Postfach)

(PLZ, Ort)

(Datum)

(Betreff)

Sehr geehrte Damen und Herren,

derzeit bemihe ich mich um die Regulierung meiner Schulden.

Hierzu benttige ich eine spezifizierte Forderungsaufstellung sowie eine Kopie des
vollstreckbaren Titels.

Fir eine Uberlassung bis zum (Datum) ware ich Ihnen sehr dankbar.

Mit freundlichen GriifRen

(Unterschrift)



Merkblatt Selbsthilfe
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Tabelle 850 ¢ 1. Blatt
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Tabelle 850 c 2. Blatt
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Musterbrief 850 f
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Merkblatt 850 f
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MUSTERANTRAG

Pfandungsschutz fur Bankguthaben
-8850k ZPO -

Amtsgericht
- Vollstreckungsgericht -
(Stral3e oder Postfach)

(PLZ, Ort)

(Datum)

Pfandung desKontos ... bel der ... (Bank), ... (BLZ) vom (Datum)
Aktenzeichen ... (des Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses)

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich, die Pfandung des obigen Kontos gemadl3 § 850 k ZPO
aufzuheben, soweit es sich um pfandungsfreies Einkommen handelt.

Wie Sie der beigefiigten Gehaltsbescheinigung entnehmen konnen, erhalte ich mein
Arbeitseinkommen jeweils zum Monatsanfang. Das Gehalt fur ... (Monat) ist gerade
auf dem Konto gutgeschrieben worden. Da ich keine andere Einkommensguelle
habe, benttige ich den pfandungsfreien Betrag, um meinen notwendigen Unterhalt zu
bestreiten.

Im Ubrigen beantrage ich, dal3 schon jetzt der pfandungsfreie Betrag der zukinftigen
Monatsgehdlter fur pfandfrel erklart wird, um eine Wiederholung dieses Antrags zu
vermeiden.

Mit freundlichen GriifRen

(Unterschrift)

Anlage: Gehaltsbescheinigung



Merkblatt Doppel pfandung
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Merkblatt Eidesstattliche Versicherung
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Merkblatt Vergleich
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Merkblatt Geldstrafen
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Merkblatt InsO
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Merkblatt 1. Phase InsO
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Personenbogen
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Merkblatt Sozialamt
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Merkblatt Sozialhilfe AZD
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Merkblatt kein Girokonto
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Merkblatt Runkfunk-Telefon

Seite 222



Literatur

ACHENBACH, Helmut: Juristische Grundlagen der Schuldnerberatung fir
Sozialberatung und Betriebsrat in Unternehmen. Hrsg. v.
BUNDESARBEITSGEMEINSCHAFT SCHULDNERBERATUNG e. V..
Kassel: 1994.

BAG-SB Informationen. Informationsdienst der Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung e. V.. Hrsg. v. Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung
(BAG-SB) e. V.. Kassdl: 14. Jahrgang, November 1999.

BURGERLICHES Gesetzbuch. 43., neubearb. Aufl. Stand 15. Juli 1998 0. O.:
Deutscher Taschenbuch Verlag o. J..

DAVID, Peter: Uber den Umgang mit Schuldnern. Ein Wegweiser vom
Vertragsabschluld bis zur eidesstattlichen Offenbarungsversicherung mit
zahlreichen Mustertexten und Beispielen. 12., Gberarb. u. erw. Aufl. desvon
Notar i.R. Karl Haegele (1) begriindeten Werks Freiburg im Breisgau: Rudolf
Haufe Verlag 1989.

FINANZDIENSTLEISTUNGEN. Seminarmaterialien. Hrsg. v.
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) e. V.. Kassel: 1990.

FOLIENSATZ Schuldnerberatung. Seminarmaterialien. Hrsg. v.
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) e. V.. Kassel: 1995.

FRAULOB, Ulrich: Richtiges Verhaten in der Zwangsvollstreckung. Praktische
Hinweise fur Schuldner und Glaubiger. 0. O.: Deutscher Taschenbuch Verlag o.
J..

FRIETSCH, Robert u. a.: Leitfaden fur die Schuldnerberatung. Methodische
Arbeitsschritte. In: Schuldnerberatung in der Drogenhilfe. Hrsg. v. STIFTUNG

Seite 223



INTEGRATIONSHILFE FUR EHEMALS DROGENABHANGIGE e. V. —
Marianne von Weizécker Fonds. 5. Erganzung — Juni 1999 o. O.: Luchterhand o.
J, Teil 3.

GOTZE, Ekkehard: Rechtslexikon. Koln/Frankfurt am Main: Carl Heymanns Verlag
u. Fischer Taschenbuch Verlag 1996.

GROTH, Ulf; SCHULZ, Rolf; SCHULZ-RACKOLL, Rolf: Handbuch
Schuldnerberatung. Neue Praxis der Wirtschaftssozialarbeit. Frankfurt/New Y ork:
Campus Verlag 1994.

HEUSSEN, Benno: Zwangsvollstreckung fur Anfanger. 3., Gberarb. u. ergénzte Aufl.
Munchen: C. H. Beck’ sche Verlagsbuchhandlung 1989.

HINTZEN, Udo: Lohnpfandung. Bonn: Stollfuf3 Verlag 1996.

JURISTEN-Jahrbuch 1999. Bearb. v. Kriger-Knief, Hannelore. Stuttgart: Deutscher
Sparkassen Verlag 1998.

KORCZAK, Dieter: Marktverhalten, Verschuldung und Uberschuldung privater
Haushalte in den neuen Bundesldndern. Gutachten von Dr. Dieter Korczak, GP
Forschungsgruppe, Institut fir Grundlagen- und Programmforschung. Hrsg. v.
BUNDESMINISTERIUM fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
Stuttgart/Berlin/KéIn: Verlag W. Kohlhammer 1997 (= Schriftenreihe des

Bundesministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Bd. 145).

KORCZAK, Dieter: Uberschuldungssituation in Deutschland im Jahr 1997.
Aktualisierung der Daten zur Uberschuldung des Gutachtens der GP
Forschungsgruppe aus dem Jahr 1994 im Auftrag des Bundesministeriums fur
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Expertise GP Forschungsgruppe, Institut
fur Grundlagen- und Programmforschung. Minchen: 1998.

Seite 224



LEBENSBERATUNG fur Langzeitarbeitsdlose e. V.: 10. Tétigkeitsbericht.
Berichtszeitraum 01.01.1998 - 31.12.1998. Dusseldorf: o. J..

MUNDER, Johannes u. a.: Schuldnerberatung in der sozialen Arbeit. 2., Uberarb.
Aufl. MUnster: Votum-Verlag 1992.

NJW NEUE JURISTISCHE WOCHENSCHRIFT. 1982, Rnd.-Nr. 1023.

SCHULDEN bei offentlichen Glaubigern. Arbeitshilfe fur Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Soziaberatung. Hrsg. v. SKM-Zentrale. Disseldorf: 1993.

SCHULDEN bei 6ffentlich rechtlichen Glaubigern. Seminarmaterialien. Hrsg. v.
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) e. V.. Kassdl: 0. J..

SCHULZ-RACKOLL, Rolf; ZIMMERMANN, Dieter: Die Zahlungsverpflichtungen
im einzelnen. In: Schuldnerberatung in der Drogenhilfe. Hrsg. v. STIFTUNG
INTEGRATIONSHILFE FUR EHEMALS DROGENABHANGIGE e. V. —
Marianne von Weizécker Fonds. 5. Erganzung — Juni 1999 o. O.: Luchterhand o.
J., Teil 4.

SKM kurz notiert. Mitteilungen fur die Geschéftsstellen des SKM - Katholischer
Verband fir soziale Dienste in Deutschland e. V.. Hrsg. v. SKM-Zentrale.
Dusseldorf: Ausgabe 6/1999.

STOBER, Kurt: Forderungspfandung. Zwangsvollstreckung in Forderungen und
andere Vermogensrechte. 12., neubearb. Aufl. Bielefeld: Verlag Ernst und Werner

Gieseking 1999.

STRAFGESETZBUCH. Stand 1. Februar 1992 o. O.: Deutscher Taschenbuch
Verlag o. J..

Seite 225



Zur UBERSCHULDUNG von Arbeitsosen. Ursachen Befunde Strategien. Hrsg. v.
Landesarbeitsamter Nordrhein-Westfalen und Baden-W rttemberg. Dussel dorf:
1996.

VERBRAUCHER-ZENTRALE NRW e. V.: Verzugszinsen im Verbraucherkredit.
3., aktualisierte Aufl. Disseldorf: 1999.

WEINHOLD, Michael: Glaubigerhandeln u. Verhandlungsstrategien in der
Schuldnerberatung (SB 3). Hrsg. v. ISKA Institut fir soziale und kulturelle Arbeit

Nurnberg. 1994 (= Fortbildungsmaterialien).

WOHNEIGENTUMSSICHERUNGSHILFE. Hrsg. v. Ministerium fir Bauen und
Wohnen des Landes Nordrhein-Westfalen. Diisseldorf: 1998.

ZIVILPROZESSORDNUNG. 30., Uberarb. Aufl. Stand 1. Januar 1999 o. O.:
Deutscher Taschenbuch Verlag o. J..

Seite 226



Hiermit versichere ich, dald ich die vorliegende Arbeit selbstdndig und ohne
Benutzung anderer als der angegebenen Hilfsmittel angefertigt habe. Die aus
fremden Quellen direkt oder indirekt Ubernommenen Gedanken sind as solche
kenntlich gemacht.

Die Arbeit wurde bisher in gleicher oder &hnlicher Form keiner anderen
Prufungsbehorde vorgelegt und auch noch nicht veroffentlicht.

Ich erkldre mich damit einverstanden, dal? ein Exemplar dieser Diplomarbeit im
Diplomarbeiten-Buro der Fachhochschule Disseldorf ausgestellt werden darf.

Dusseldorf, 20. Dezember 1999 e
(Martina Reuter)



	Titelblatt
	Inhalt
	Einleitung
	1. Von der Verschuldung in die Überschuldung
	2. Wege und Hilfen aus der Überschuldung
	2.1 Rechtliche Voraussetzung der Vesorgung fremder Rechtsangelegenheiten durch Beratungsstellen
	2.2 Schuldnerberatungsstellen
	2.3 Selbsthilfe

	3. Basiswissen Schulden
	3.1 Rechtliche Folgen der Zahlungsunfähungkeit -Schematischer Überblick-
	3.2 Erläuterung wichtiger Begriffe
	3.2.1 Mahnung und Verzug
	3.2.1.1 Verzugszinsen

	3.2.2 Mahnbescheid
	3.2.3 Vollstreckungsbescheid
	3.2.4 Zwangsvollstreckung (§§ 704 bis 915 ZPO)
	3.2.4.1 Allgemeine Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung
	3.2.4.1.1 Vollstreckbare Titel
	3.2.4.1.1.1 Schuldanerkenntnis

	3.2.4.1.2 Organe der Zwangsvollstreckung
	3.2.4.1.2.1 Gerichtsvollzieher
	3.2.4.1.2.2 Vollstreckungsgericht
	3.2.4.1.2.3 Grundbuchamt


	3.2.4.2 Sachpfändung (Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen) (§§ 808 bis 827 ZPO)
	3.2.4.2.1 Immobilien-Zwangsvollstreckung

	3.2.4.3 Forderungspfändung (§§ 828 bis 863 ZPO)
	3.2.4.3.1 Pfändungs- und Überweisungsbeschluß
	3.2.4.3.2 Vorpfändung (§ 845 ZPO)
	3.2.4.3.3 Drittschuldnerauskunft (§ 840 ZPO)

	3.2.4.4 Schuldnerschutz in der Zwangsvollstreckung
	3.2.4.4.1 Rechtsbehelfe (Rechtsmittel) in der Zwangsvollstreckung
	3.2.4.4.1.1 Erinnerung (§ 766 ZPO)
	3.2.4.4.1.2 Vollstreckungsabwehrklage (Vollstreckungsgegenklage) (§ 767 ZPO)
	3.2.4.4.1.3 Widerspruchsklage (Drittwiderspruchsklage) (§ 771 ZPO)
	3.2.4.4.1.4 Klage auf vorzugsweise Befriedigung (§ 805 ZPO)
	3.2.4.4.1.5 Vollstreckungsschutz (in Härtefällen) (§ 765 a ZPO)

	3.2.4.4.2 Pfändungsschutz bei der Pfändung von Arbeitseinkommen oder Sozialleistungen: Pfändungsfreigrenzeb / individuelle Pf
	3.2.4.4.3 Pfändung von Sozialleistungen
	3.2.4.4.4 Kontopfändung
	3.2.4.4.4.1 Kontopfändung bei Arbeitseinkommen
	3.2.4.4.4.2 Kontopfändung bei Sozialleistungen



	3.2.5 Sicherungsübereignung
	3.2.6 Abtretung
	3.2.6.1 Abtretung von Arbeitseinkommen (Lohnabtretung)
	3.2.6.2 Zusammentreffen Abtretung - Pfändung

	3.2.7 Rangfolge der Forderungen
	3.2.8 Bevorrechtigte Forderungen (im Rahmen des § 850 d ZPO) (Untehaltsforderungen)
	3.2.9 Begünstigte Forderungen (§ 850 f  Abs. 2 ZPO) (Forderungen aus unerlaubter Handlung)
	3.2.10 Eidesstattliche Versicherung
	3.2.11 Öffentliche Gläubiger
	3.2.11.1 Arbeitsamt
	3.2.11.2 Finanzamt
	3.2.11.3 Gebühreneinzugszentrale (GEZ)
	3.2.11.4 Sozialamt

	3.2.12 Regulierungsmöglichkeiten
	3.2.12.1 Ratenzahlung
	3.2.12.2 Vergleich
	3.2.12.3 Ratenvergleich
	3.2.12.4 Erlaß
	3.2.12.5 Niederschlagung
	3.2.12.6 Stundung
	3.2.12.7 Einrede der Verjährung

	3.2.13 Ausgewählte Formen der Verschuldung
	3.2.13.1 Primärschulden
	3.2.13.1.1 Mietschulden
	3.2.13.1.2 Energieschulden
	3.2.13.1.3 Übernahme von Miet- und Energieschulden durch das Sozialamt (§ 15 a BSHG)
	3.2.13.1.4 Wohngeld

	3.2.13.2 Unterhalt
	3.2.13.2.1 Abänderungsklage (§ 323 ZPO)
	3.2.13.2.2 Unterhaltsrückstände
	3.2.13.2.3 Unterhaltspfändung
	3.2.13.2.4 Unterhaltsvorschuß

	3.2.13.3 Geldstrafen
	3.2.13.4 Geldbußen
	3.2.13.5 Kredite
	3.2.13.5.1 Zinsen
	3.2.13.5.2 Bürgschaft (§ 765 ff. BGB)


	3.2.14 Mithaftung von (Ehe-) Partnern und Angehörigen
	3.2.15 Inkassounternehmen
	3.2.16 Schufa
	3.2.17 Beratungs- und Prozeßkostenhilfe

	3.3 Verbraucherkonkursverfahren und Regelkonkursverfahren
	3.3.1 Verbraucherkonkursverfahren (Verbraucherinsolvenzverfahren - InsO)
	3.3.2 Abgrenzung Verbraucherkonkursverfahren - Regelkonkursverfahren


	4. Die wichtigsten Interventionsmöglichkeiten
	4.1 Existenzgrundlagen sichern (Existenzminimum)
	4.1.1 Sicherung von Wohnraum und Energieversorgung
	4.1.2 Abwendung von strafrechtlichen Konsequenzen
	4.1.2.1 Betrugsanzeigen

	4.1.3 Schutz vor unberechtigter Doppelpfändung

	4.2 Hilfe zur Einrichtung eines Girokontos
	4.3 Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht
	4.4 Ermäßigung der Telefongebühren
	4.5 Abänderungsklage zur Anpassung von Unterhaltsansprüchen
	4.6 Forderungsüberprüfung

	Schlußteil
	Anhang
	Literatur
	Musterantrag: Pfändungsschutz für Bankguthaben -§ 850 k ZPO-
	Mustervorlage: Anforderung Forderungsaufstellung
	Mustervorlage: Vollmacht

